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CODE widmet sich eingehend Themen, die sich mit der Diskussion um den 


Standort Deutschland beschäftigen. 
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gen, daß Deutschland im internationalen Wettbewerb nicht zu einer erstarrenden 
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Deutschland 

50 Bill Clinton 
für eine neue 
Partnerschaft 


US-Präsident Bill Clinton 
hat eine neue Partner- 
schaft mit Deutschland 
geschaffen, die nach Ost- 
europa und Rußland ori- 
entiert ist, und hat mit der 
„besonderen Beziehung“ 
zu Großbritannien gebro- 
chen, die die amerikani- 
sche Politik mit verhee- 
renden Folgen fast ein 
halbes Jahrhundert lang 
beherrschte. 


US-Präsident Bill Clinton: ‚Die 
Beziehungen zwischen Deutsch- 
land und Amerika in den letzten 
Jahrzehnten sind wirklich einzig- 
artig.“ 
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Ein klares Nein 
zur Energiesteuer 


Die Folgen der 
Erkrankungen 
nach dem 
Dioxin-Unfall 


Wie die Regierung 
Schalck-Golod- 
kowski schützt 
Schalck-Golodkowski 
hatte die Unterstützung 
zahlreicher westdeutscher 
Behörden und Firmen, 
und es wurden dabei viele 
westliche Gesetze ver- 
letzt. Eine öffentliche 
Diskussion oder ein Pro- 
zeß würde die schmutzige 
Seite der illegalen Ost- 
West-Kooperation ans Ta- 
geslicht bringen. 


Die Männer 

hinter Hitler 

Der jüdische Historiker 
Anton Chaitkin beschreibt 
einige der einflußreichen 
Männer im In- und Aus- 
land, die Hitlers Machter- 
greifung ermöglichten und 
den frühen jüdischen Wi- 
derstand in den USA ge- 
gen die Nationalsoziali- 
sten blockierten. 


Wirtschaft 
8 Beim Bilderber- 
ger-Treffen 


10 


zerfiel ein 
weiteres Empire 


Der Poker der 
Geldbarone 
in Afrika 


Acht Banken 

in Venezuela 

sind am Ende 

Die venezolanische 
Regierung hat beschlos- 
sen, die acht Banken, die 
sie seit Januar dieses 
Jahres unterstützt hatte, 
zu übernehmen. Über ein 
halbes Jahr hatte die 
Regierung die Illusion 
aufrechterhalten, daß 
sich die Banken letztend- 
lich erholen würden. 
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Internationales 


Der Haß der 
islamischen Welt 
auf die USA 
steigert sich 


Der Rockefeller- 
Clan und der CIA, 
zweiter Teil und 
Schluß 


Bill Clinton lehnt 
Kissingers 
Weltregierung ab 
US-Präsident Clinton zog 
es vor, sich nicht der 
Mehrheit der Teilnehmer 
anzuschließen, die zu den 
Feierlichkeiten zum 50. 
Jahrestag der Landung 
der anglo-amerikani- 
schen Truppen in die 
Normandie gekommen 
waren. Er ging nicht an 
Bord der Jacht von 
Queen Elizabeth, sondern 
überquerte den Atlantik 
an Bord eines US-Schif- 
fes. Clinton: „Roosevelt 
und Churchill waren 
knallharte Realisten, als 
sie an die Vereinten Na- 
tionen dachten. Sie hatten 
nie die Vorstellung von 
einer utopischen Weltre- 
gierung.“ 


Neue Politik und 
alter Haß bei den 
D-Day-Feiern 


„Der Anti- 
faschismus 
ist tot!“ 


8. Jahrgang 


Nr. 10 


Oktober 1994 


er Se a ae Do m Te ee ern Feen: Ve > ET 
Ständige Rubriken 


36 


39 


4 


43 


Japan im Visier 
der internationa- 
len Atomgegner- 
Mafia 

Es besteht kein Zweifel 
daran: Japan wurde als 
nächstes Opfer ausge- 
wählt, das von den Ho- 
henpriestern der interna- 
tionalen Atomgegner- 
Sekte auf dem Altar der 
Nichtverbreitung von 
Atomwaffen geopfert 
werden soll. 


Indiens Manöver 
um Kaschmir 


Bill Clintons 
politische Erfolge 
setzen die briti- 
schen Feinde matt 


Moskaus Pläne für 
ein neues Empire 
Die russischen Pläne zur 
stufenweisen Wiederher- 
stellung des russischen 
Imperiums sind jetzt voll 
im Gange, nachdem in 
der Ukraine und in 
Weißrußland die Präsi- 
dentschaftswahlen statt- 
gefunden haben. 


Rußlands Präsident Boris Jelzin 
ist im Grunde der wahre Wahl- 
sieger in der Ukraine und 
Weißrußland. 


45  Arafats trium- 
phale Rückkehr 
nach Palästina 


46 Die deutschen 
Geschäfte mit 
China 
Die beim Besuch des chi- 
nesischen Premiermini- 
sters Li Peng geschlosse- 
nen Verträge haben für 
Deutschland ein Volumen 
von sechs Milliarden 
DM. Sie sind weitaus ge- 
neröser als die Verträge, 
die die Bonner Regierung 
mit Rußland und osteu- 
ropäischen Ländern ge- 
schlossen hat. 


Bundeskanzler Helmut Kohl und 
seine Regierung haben die Ver- 
träge mit China mit den begehr- 
ten Hermes-Bürgschaften aus- 
gestattet. 
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Banker-Journal 
Bondmärkte: Weitere 
Probleme in Sicht; Erneut 
Unruhe auf den Finanz- 
märkten; Hintergrund des 
Ölstreiks in Nigeria; 
IWF-Chef fordert Macht- 
zuwachs des Fonds; Er- 
hebliche Spekulationsver- 
luste der Wall Street; 
Brachte Kursanstieg des 
Dollar Verluste für Spe- 
kulanten?; Zollverbund 
auf dem indischen Sub- 
kontinent?; Israel-Jorda- 
nien: Frieden durch Wirt- 
schaftsentwicklung. 


Europa-Journal 
Rußland: Neue neoimpe- 
riale Signale; S. G. War- 
burgs Pläne für Italien; 
Weltkirchenrat befürwor- 
tet Kairo-Dokument; Va- 
tikan verschärft Offensive 
gegen Kairo-Entwurf,; 
Jelzin spielt die „Korrup- 
tionskarte“; Das Duo 
Pankin-Maxwell; Laurent 
Murawieg und die „Glo- 
bale Unterwelt“;Italien: 
Gardini und Castellari 
wurden ermordet. 


Hintergrund- 
Journa 

Britische Netzwerke eska- 
lieren Angriff auf Clinton 
nach dessen Berliner Rede; 
Potentieller Clinton-At- 
tentäter verhaftet; George 
Bushs Sohn: George Bush 
III.; Clinton: „Gesundheits- 
versorgung für alle Ameri- 
kaner‘‘; Vor dem Krisen- 
herbst 1994; Der Club 
1001 und die „Umwelt- 
schützer“; Britische Inter- 
essen hinter der ruandi- 
schen RPF; Frankreich und 
Sudan wollen Algerien sta- 
bilisieren; Korea: Friedli- 
cher Übergang zu einem 
Commonwealth? 
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48 


64 


66 
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Deutschland- 
Journal 

Deutscher Ostasienhandel 
stark steigend; Besorgnis- 
erregender Anstieg des 
Drogenschmuggels; Wei- 
terhin großes Interesse an 
Investmentfonds; IKB er- 
wartet starken Export- 
Anstieg; IKB: Skepsis für 
verbrauchsnahe Bran- 
chen; Personalkosten trei- 
ben die Pflegesätze hoch; 
470 Verstöße gegen Ju- 
goslawien-Embargo; An- 
legerschutz gestärkt. 


Vertrauliches 
Moslems verurteilen UN- 
Bevölkerungspolitik; Ita- 
liens Vizepremier über 
die „unsichtbare Oligar- 
chie‘“; Die Bedeutung von 
Solschenizyns Ankunft in 
Moskau; Ukrainische 
Wirtschaft bricht zusam- 
men; Auf der Hut vor bri- 
tischer „Charme-Offensi- 
ve“; Rußlands Offensive 
in Asien; Soll Irak-Em- 
bargo den Ölpreis retten?; 
Banca d’Italia und die 
Regierungskrise in Itali- 
en; Europäische Infra- 
strukturvorhaben. 


Zu guter Letzt 
Clintons Wertewandel ge- 
genüber Deutschland und 
Kontinentaleuropa; 
Frankreich erteilt Eng- 
land eine Absage; Mehr 
zum Paradigmawandel 
bei der Deutschen Bank; 
USA halten Balkankrieg 
für wahrscheinlich. Fa- 
schismus in der Welt 
„nach dem Crash“; Nige- 
rianische Elite opponiert 
gegen IWF-Politik. 
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Banker-Journal 


Bondmärkte: 
Weitere Probleme 
in Sicht 


Mitte August endete die sechs- 
wöchige Sommerflaute auf den 
internationalen Finanzmärkten. 
Am 16. August erhöhte die Fe- 
deral Reserve die kurzfristigen 
amerikanischen Zinsen um 0,5 
auf 4,75 Prozent - die fünfte sol- 
che Zinsanhebung in sieben Mo- 
naten. In den internationalen Fi- 
nanzmedien wurde die Linie aus- 
gegeben, die  entschlossene 
Geldpolitik der Fed werde die hy- 
pernervöse Erwartungshaltung 
bezüglich Zinsschwankungen be- 
seitigen und somit die Märkte be- 
ruhigen. Tatsächlich verhielten 
sich die Märkte zwei Tage lang 
still. Doch am 18. August setzte 
sich die finanzielle Schlammla- 
wine wieder in Gang. In den 
USA und Europa rutschten An- 
leihe- und Aktienmärkte ins Mi- 
nus. Der US-Dollar fiel am 22. 
August auf DM 1,53 und unter 
die 100-Yen-Marke. Besonders 
auf den Bondmärkten wird sich 
die Lage weiter verschlechtern, 
da sich seit Februar ein außerge- 
wöhnlicher Rückstau im Absatz 
von amerikanischen Regierungs- 
anleihen entwickelt hat. 


Von klinischem Interesse ist der 
Versuch einer Erklärung für den 
derzeitigen Einbruch auf den 
Weltfinanzmärkten, welchen die 
„Neue Zürcher Zeitung“ am 15. 
August vorlegte. Zunächst stellte 
die NZZ zutreffend fest, daß seit 
Februar 1994 den internationalen 
Finanzmärkten etwa 500 Milliar- 
den Dollar Liquidität entzogen 
worden seien. Um diese außeror- 
dentlichen Verluste zu erklären, 
fragt die NZZ dann, ob „der inter- 
nationale Transmissionsriemen 
die falschen Signale“ übertragen 
habe. Seit jenem „schicksalhaften 
4. Februar“, als die Fed erstmals 
die Zinsen erhöhte, hätten nie so 
viele Marktteilnehmer „so falsch 
gelegen“. Dies gilt nicht nur für 
die Hedge Funds und Großspeku- 
lanten wie George Soros, auch die 
führenden Investmenthäuser an 
der Wall Street und angesehene 
Schweizer und deutsche Banken 
erlitten massive Verluste. 
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Als Grund für das Desaster nennt 
die NZZ die kumulative Wirkung 
von „Erwartungen“ und „Erwar- 
tungsrevisionen“ der Marktteil- 
nehmer. Globalisierung, steigen- 
der Einsatz von „Kreuzabsiche- 
rungen“ und Programmhandel 
trieben alle Marktteilnehmer in 
die gleiche, negative Richtung. 
Daß die finanzielle Kernschmelze 
das zwangsläufige Ergebnis von 
mehr als zehn Jahren massiver, 
globaler Finanzspekulation ist, ba- 
sierend auf dem explosiven 
Wachstum von Derivaten, scheint 
der NZZ noch nicht aufgegangen 
zu sein. m) 


Erneut Unruhe 
auf den Finanz- 
märkten 


Nach sechs Wochen verhältnis- 
mäßiger Ruhe auf den großen in- 
ternationalen Wertpapier- und De- 
visenmärkten machte sich die 
grundsätzliche Instabilität der 
weltweiten Finanzmärkte in der 
zweiten Augustwoche deutlich be- 
merkbar. Der vorgeschobene Aus- 
löser der neuerlichen Verkaufs- 
welle war diesmal die Entschei- 
dung der schwedischen Riksbank 
vom 11. August, den Lombard- 
satz um 0,5 Prozent auf 8 Prozent 
heraufzusetzen. Die italienische 
Zentralbank zog unmittelbar da- 
nach mit einer Erhöhung um 0,5 
Prozent nach. Die beiden Maß- 
nahmen führten zu einer Kettenre- 
aktion von Panikverkäufen auf al- 
len europäischen Wertpapier- und 
Devisenmärkten. Dieser erneute 
Massenverkauf von Wertpapieren, 
Devisen und ihren Derivaten folgt 
auf den schlimmsten Zusammen- 
bruch dieser Märkte seit 1914. In 
der ersten Jahreshälfte 1994 muß- 
ten die weltweiten Finanzmärkte 
Gesamtverluste etwa in der Höhe 
von 500 Milliarden Dollar hin- 
nehmen. 


Diese grundsätzliche Instabilität 
der Finanzmärkte steht im Zusam- 
menhang mit geopolitischen 
Manövern. Berichten zufolge soll 
die schwedische Zinsanhebung 
durch den Megaspekulanten Ge- 
orge Soros ausgelöst worden sein. 
Anfang August stieß Soros seine 
sämtlichen schwedischen Regie- 
rungsanleihen in Höhe von 1,5 
Milliarden Kronen ab. S. G. War- 
burg und andere Londoner Fi- 
nanzhäuser folgten diesem 
Schritt. 


In Italien lieferten die neuerlichen 


Spannungen in der Regierungsko- 
alition unter Berlusconi den Vor- 
wand für von London ausgehende 
Spekulationen gegen die Lira, 
worauf die italienische Zentral- 
bank mit einer Zinsanhebung rea- 
gierte. In der zweiten Augustwo- 
che versuchten Londoner Finanz- 
kreise mit dem Verkauf deutscher 
Wertpapiere auch in Deutschland 
eine Verkaufswelle auszulösen. 


Diese Londoner Kreise versuchen 
Kontinentaleuropa über politische 
und finanzwirtschaftliche Span- 
nungen zu destabilisieren, wobei 
gegenwärtig Schweden und Itali- 
en im Zentrum stehen. Die Krise 
soll in beiden Ländern soweit an- 
geheizt werden, daß diese bis De- 
zember das Europäische 
Währungssystem verlassen. Zwi- 
schen September und Oktober 
finden zudem in Schweden und 
Deutschland Parlamentswahlen 
statt. 


Die Londoner Finanzkreise ver- 
folgen das Ziel, möglichst in allen 
Staaten eine Zinserhöhung zu be- 
wirken, um so jede mögliche wirt- 
schaftliche Stabilisierung zu er- 
schweren. Diese Strategie richtet 
sich vor allem gegen Infrastruk- 
turvorhaben wie Eisenbahn- 
strecken, wie sie im Weißbuch des 
früheren EU-Präsidenten Delors 
vorgeschlagen und auf dem EU- 
Gipfel in Korfu verabschiedet 
worden waren. Eine derartige 
wirtschaftliche Wiederaufbaustra- 
tegie der Industrie und der Infra- 
struktur würde die geopolitische 
Macht dieser Finanzkreise erheb- 
lich schwächen. m 


Hintergrund 

des Olstreiks 

° ® ® 

in Nigeria 

Die Destabilisierung Nigerias und 
Südafrikas wird hinter den Kulis- 
sen wesentlich von Großbritanni- 
en gelenkt. Seit sechs Wochen 
läuft in Nigeria ein Ölarbeiter- 
streik, der die Erdölproduktion 
und -verarbeitung zum Stillstand 
gebracht hat. Die Gewerkschaften 
fordern die sofortige Freilassung 
des IWF-freundlichen wohlhaben- 
den Geschäftsmanns Abiola, der 
bei der Wahl im Frühjahr zum 
Sieger erklärt worden war, dessen 
Regierungsantritt aber vom Mi- 
litär verhindert wurde. 


Nach außen hin ist der größte Öl- 
produzent Nigerias, Royal Dutch 
Shell - eine Gesellschaft, die hi- 


storisch engste Verbindungen zum 
britischen Geheimdienst und 
Außenministerium unterhält -, 
vom Streik am meisten betroffen. 
Tatsächlich ist für Shell jedoch 
der Nutzen größer als der Scha- 
den, da der Produktionsrückgang 
bei der begehrten Ölsorte Light 
Sweet Crude aus Nigeria zu ei- 
nem steilen Preisanstieg für Shells 
Nordseeöl führte. Nach Insiderbe- 
richten aus Nigeria verfügt Shell 
über genügend Einfluß bei der Öl- 
arbeitergewerkschaft, um den 
Streik zu jedem beliebigen Zeit- 
punkt zu beenden. Shell und an- 
dere Londoner Kreise wollen die 
patriotische Militärregierung stür- 
zen, weil sie eine schwache, ma- 
nipulierbare Regierung unter 
Abiola bevorzugen. Strategisch 
gesehen helfen steigende Ölpreise 
zudem dem schwachen britischen 
Pfund und erzwingen Zinser- 
höhungen, durch die der US-An- 
leihenmarkt unter Druck gesetzt 
wird, was wiederum den Aussich- 
ten der Regierung Clinton bei den 
Wahlen im November schadet. 


Auch Nelson Mandelas instabile 
Koalitionsregierung in Südafrika 
wird durch Streiks in Mitleiden- 
schaft gezogen, die von Mitglie- 
dern der Kommunistischen Partei 
Südafrikas geleitet werden. Die 
Streiks behindern internationale 
Investitionen in dem wichtigen 
Land, das neben Rußland über die 
größten Vorkommen an wertvol- 
len Metallen und Mineralien 
verfügt. Nach Auffassung südafri- 
kanischer Experten weist der jah- 
relange Aufenthalt des Hauptstra- 
tegen der KP, Joe Slovo, im Lon- 
doner Exil auf eine versteckte 
britische Rolle hin. Die Unterbre- 
chung der Produktion von Roh- 
stoffen ist ähnlich wie beim nige- 
rianischen Öl ein wichtiger Faktor 
bei dem Preisanstieg auf den in- 
ternationalen Warenbörsen. ID 


IWF-Chef fordert 
Machtzuwachs 
des Fonds 


IWF-Exekutivdirektor Michel 
Camdessus hat eine qualitative 
Aufwertung seiner Behörde zur 
zentralen weltwirtschaftspoliti- 
schen Institution gefordert. An- 
läßlich des 50. Jahrestages der 
Gründung des Fonds erklärte 
Camdessus auf einer Pressekonfe- 
renz in Washington am 18. Juli, 
der IWF und nicht die Siebener- 
gruppe sollte die führende koordi- 
nierende Funktion in internationa- 


len Währungsfragen ausüben. 


Der IWF, so Camdessus, verfüge 
über die notwendige Struktur und 
sei bestens auf die Steuerung der 
globalen Finanzpolitik vorbereitet. 
Camdessus sieht den IWF zudem 
unter den Bedingungen globali- 
sierter Finanzmärkte als einen 
„supranationalen Herrscher“ und 
unterstützt den 1944 nicht ver- 
wirklichten Vorschlag von Lord 
Keynes, eine einzige Welt- 
währung einzuführen. „Eine glo- 
balisierte Weltwirtschaft würde 
mit Sicherheit von einer globali- 
sierten Weltwährungseinheit pro- 
fitieren“, sagte Camdessus. D 


Brachte Kursan- 
stieg des Dollar 
Verluste für Spe- 
kulanten? 


Einige Finanz- und Industrieun- 
ternehmen scheinen vor bedeuten- 
den Spekulationsverlusten zu ste- 
hen, weil sie darauf setzten, daß 
der Dollar gegenüber dem Yen 
und der D-Mark weiter fallen 
würde. Seit dem G7-Gipfel in 
Neapel vom 8. bis 10. Juli ist der 
Wert des Dollar jedoch gestiegen 
und lag am 22. Juli knapp unter 
DM 1,60. 


Die hyperspekulativen Hedge 
Funds wie George Soros’ Quantum 
Fund haben diesmal wohl nicht all- 
zusehr auf einen weiteren Dollar- 
fall spekuliert. Ihnen wurde schon 
früh bewußt, daß sich die wichtig- 
sten G7-Zentralbanken auf koordi- 
nierte Maßnahmen zur Stabilisie- 
rung des Dollar geeinigt hatten. J 


Erhebliche Spe- 
kulationsverluste 
der Wall Street 


Die größeren Finanzhäuser der 
Wall Street haben damit begon- 
nen, ihre immensen Verluste aus 
Derivatgeschäften im Quartal 
April-Juni 1994 offenzulegen. 
Das größte Brokerhaus der USA, 
Meryll Lynch, verzeichnete einen 
Nettogewinnrückgang von 27 Pro- 
zent gegenüber dem Vorjahres- 
zeitraum und damit das schlechte- 
ste Ergebnis seit vier Jahren. Die 
Lehmann Bros. Holding mußte 
sogar einen Gewinnrückgang um 
84 Prozent hinnehmen. 


Die fünftgrößte Brokerfirma, Pai- 


ne Webber, entließ kürzlich zwei 
Vorstandsmitglieder, die für den 
Bereich Investmentfonds verant- 
wortlich waren, da dieser im letz- 
ten Quartal Verluste von 25 Mil- 
lionen Dollar einstecken mußte, 
so daß Paine Webber gezwungen 
war, die Verluste aus eigenen Mit- 
teln auszugleichen. CS First Bo- 
ston mußte 40 Millionen Dollar 
an bestimmte Kunden zurückzah- 
len, um Verluste bei Devisenderi- 
vaten auszugleichen. 


Die Wall-Street-Firma Salomon 
Bros., zu deren größten Anteilseig- 
nern Warren Buffet gehört, meldete 
Verlust vor Steuern in Höhe von 
410 Millionen Dollar, die vor- 
nehmlich aus erheblichen Verlusten 
bei hypothekengestützten Wertpa- 
pieren und dem Eigenhandel des 
Hauses resultierten. Oo 


Israel-Jordanien: 
Frieden durch 
Wirtschaftsent- 
wicklung 


Bei den Friedensverhandlungen 
mit dem jordanischen Minister- 
präsidenten Abdul Salam el Mad- 
schali sprach der israelische 
Außenminister Schimon Peres 
von den wirtschaftlichen Mög- 
lichkeiten, die der Frieden bringe: 
„Bauern statt Soldaten und Treib- 
häuser statt Kasernen“. Ein dauer- 
hafter Frieden im Nahen Osten 
hängt davon ab, ob wirtschaftliche 
Entwicklungsprojekte im Sinne 
von Lyndon LaRouches „Oasen- 
plan“ in Angriff genommen wer- 
den, wie Peres und hochrangige 
PLO-Vertreter sie bei den Verein- 
barungen im September 1993 um- 
rissen hatten. 


Ein israelischer Regierungsspre- 
cher sagte uns gegenüber: „Es 
sind drei Schlüsselbereiche, über 
die gegenwärtig verhandelt wird: 
erstens Sicherheit, zweitens 
Grenzverlauf und drittens gemein- 
same Projekte in den Bereichen 
Wasser, Energie und Ökologie.“ 
Wenn erst einmal normale Bezie- 
hungen zwischen den beiden Län- 
dern etabliert seien, gebe es „kei- 
ne Grenze“ für die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit. Die israelische 
Regierung hat zehn Entwick- 
lungsprojekte vorgeschlagen, un- 
ter anderem: 


Den Bau von Kanälen zwischen 
dem Toten Meer und dem Roten 
Meer sowie vom Toten Meer zum 


Mittelmeer. Das Projekt würde 
Meerwasser in das Tote Meer lei- 
ten und den Bau von Wasserkraft- 
werken und Meerwasserentsal- 
zungsanlagen ermöglichen. 


Einen Stromverbund zwischen 
Jordanien, Israel und Ägypten. 


Den Aufbau eines zusammenhän- 
genden Öl- und Gaspipelinenetzes 
ebenfalls zwischen Jordanien, Is- 
rael und Ägypten. 


Gemeinsame Entsalzungsanlagen 
auf Basis von Öl, Gas oder Son- 
nenenergie. 


Gemeinsame Erschließung von 
Bodenschätzen, insbesondere Ol, 
Gas und Mineralien. 


Eine Eisenbahnverbindung von 
Istanbul nach Kairo. Ägypten hat, 
wenn auch noch vorläufig, dem 
Bau einer Eisenbahnverbindung 
von Kairo durch den Gazastreifen 
nach Tel Aviv grundsätzlich zuge- 
stimmt. 


Den Bau von Straßen zwischen 
Israel, den Palästinensergebieten 
und Jordanien, wodurch Jordanien 
Zugang zu den Mittelmeerhäfen 
erhielte. 


Obgleich die Kernenergie bei den 
Verhandlungen formell noch kei- 
ne Rolle spielte, war sie doch 
Thema informeller Diskussionen 
unter führenden Beteiligten des 
Friedensprozesses. LaRouches 
Oasenplan sieht den Bau von 
Kernkraftwerken entlang den ge- 
planten Kanälen vor. Oo 


Zollverbund auf 
dem indischen 
Subkontinent? 


Führende Politiker auf dem indi- 
schen Subkontinent streben eine 
Interessengemeinschaft zwischen 
Pakistan, Indien, Bangladesch und 
eventuell Sri Lanka zur Lösung 
der wachsenden Spannungen und 
Wirtschaftsprobleme an. Die Staa- 
ten des Subkontinents haben be- 
reits jetzt eine Bevölkerung so 
groß wie die Chinas. Die abzie- 
henden Briten hatten 1947 die 
Staatsgrenzen in typischer „Teile 
und herrsche“-Manier nach „reli- 
giösen‘ Kriterien gezogen. Damit 
wurden zehn Millionen Menschen 
entwurzelt und politische Konflik- 
te geschaffen, die in den vergan- 
genen Jahrzehnten zu drei Krie- 
gen führten. Aufgrund der geo- 


graphischen Besonderheiten wie 
den Bergketten des Himalaja, Ka- 
rakorum und des Hindukusch so- 
wie dem Verlauf von Indus, 
Ganges und Brahmaputra kann 
die lebenswichtige Wasserversor- 
gungs- und Eisenbahninfrastruk- 
tur nur durch regionale Zusam- 
menarbeit erstellt werden. Eine 
Zollunion könnte auch die Gefahr 
einer Spaltung der existierenden 
Nationen - ein erklärtes Ziel der 
britischen Politik - verringern. 


Korea: 
Friedlicher 
Übergang 

zu einem 
Commonwealth? 


Am 12. August wurde zwischen 
der US-amerikanischen und der 
nordkoreanischen Regierung der 
Ersatz veralteter Graphitreakto- 
ren durch moderne Leichtwasser- 
reaktoren vereinbart. Die süd- 
koreanische Regierung hat das 
„Nuklearpaket“ als ersten Schritt 
in Richtung einer friedlichen 
Wiedervereinigung auf der 
Grundlage gemeinsamer wirt- 
schaftlicher Entwicklung be- 
grüßt. 


So erklärte Südkoreas Präsident 
Kim Jung-Sam, wenn der Norden 
sein Nuklearprogramm offenle- 
ge, sei sein Land bereit, die fried- 
liche Nutzung der Kernenergie 
mit den notwendigen technischen 
und finanziellen Mitteln zu un- 
terstützen. Süd- und Nordkorea 
müßten zunächst Koexistenz und 
gemeinsame Wohlstandsentwick- 
lung anstreben und dann einen 
gemeinsamen koreanischen 
Commonwealth errichten, um 
den Frieden zu sichern. In dieser 
Phase sollten beide Teile Koreas 
eine gemeinsame sozioökonomi- 
sche Einheit als Grundlage für 
den politischen Integrationspro- 
zeß bilden. 


Die erzielte Absprache könnte 
die Lage nicht nur auf der korea- 
nischen Halbinsel, sondern in der 
gesamten Region stabilisieren. 
Damit sind die britischen Plan- 
spiele zur Destabilisierung 
Chinas in Gefahr. Britische Krei- 
se fürchten nun, das Abkommen 
werde einen „Dominoeffekt“ auf 
andere asiatische Staaten ausü- 
ben, ebenfalls die friedliche Nut- 
zung der Kernenergie zu intensi- 


vieren. 
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Bilderberger-Treffen 


Ein weiteres 


Empire 
verfällt 


Peter Blackwood 


Die einst mächtige Bilderberger-Gesellschaft hatte vom 2. bis 5. Ju- 
ni ihr Jahrestreffen in Helsinki, Finnland, abgehalten, und nach der 
kleinen Anzahl von Berichten, die bis jetzt aus der supergeheimen 
Konklave gedrungen sind, war das Ganze eine recht deprimierende 
Angelegenheit. Die Bilderberger haben nicht nur eine ganze Menge 
an politischem Einfluß verloren, sondern ihre traditionelle Macht- 
basis in den internationalen privaten Finanzinstitutionen sieht sich 
der größten Krise seit dem Konkurs des House of Bardi im 14. Jahr- 
hundert gegenüber, und es sah nicht so aus, als ob die Teilnehmer 
des Jahrestreffens wüßten, wie sie mit der unmittelbar bevorstehen- 
den Katastrophe fertig werden sollten. 


Zu den 115 Teilnehmern, die zu- 
sammengekommen waren, um 
sich über die Aussichten der Welt- 
regierung Gedanken zu machen, 
gehörten Lord Peter Carrington, 
der derzeitige Vorsitzende der 
Gruppe; Dr. Henry Kissinger; der 
Spekulant George Soros; GATT- 
Chef Peter D. Sutherland; der Vor- 
sitzende der Hollinger Corporati- 
on, Conrad Black; Dwayne An- 
dreas vom Weizenkartell; die 
Besitzerin der „Washington Post“, 
Katharine Graham; der ehemalige 
Chef der Chase Manhattan Bank, 
David Rockefeller; der frühere Si- 
cherheitsberater von Präsident 
Bush, Brent Scowcroft; der ehe- 
malige Chef des New York Fe- 
deral Reserve Board, Gerald Cor- 
rigan und der Herausgeber des 
„U. S. News and World Report“, 
Mortimer Zuckerman. 


Zurückhaltung 
bei Bill Clinton 


Obwohl sieben Mitglieder der 
Clinton-Regierung auftauchten, 
war die Zahl der „offiziellen“ Ver- 
treter im Vergleich zum Anfang 
der neunziger Jahre wesentlich 
geringer. Damals hat sich der da- 
malige Präsidentschaftskandidat 
der Demokraten, Bill Clinton, in 
seinem Wahlkampf Zeit genom- 
men, um daran teilzunehmen, und 
auch eine große Anzahl hochran- 
giger Kongreßmitglieder hatte die 
Reise unternommen. 
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David Rockefeller hat seit der 
Gründung die Strategie der Bil- 
derberger-Treffen und die der 
Trilateralen Kommission be- 
stimmt. 


Die Clinton-Delegation bestand in 
diesem Jahr aus Douglas Bennett, 
Assistant Secretary of State für 
Internationale Organisationen; 
Landwirtschaftsminister Mike Ep- 
sy; Robert Hunter, NATO-Bot- 
schafter; Joseph Nye, Vorsitzen- 
der des National Intelligence 
Council; Thomas Pickering, Bot- 
schafter in Rußland; dem Pla- 
nungsdirektor des Außenministe- 


riums, James Steinberg, und dem 
Undersecretary of Defense for Po- 
licy, Frank G. Wisner. 


Dem offiziellen einseitigen Hand- 
zettel zufolge waren die Hauptthe- 
men auf der Bilderberger-Tages- 
ordnung die Krise in Rußland, der 
drohende weltweite Währungs- 
krach und die Konfrontation in 
Nordkorea. Sie schienen zu kei- 
nem großen Konsens darüber zu 
gelangen, wie mit den ersten bei- 
den Themen umgegangen werden 
soll, und die Diskussion über das 
dritte Thema war gespickt mit ei- 
ner utopischen Unvernunft, die 
selbst dem originalen „Dr. Stran- 
gelove“-Fanatiker für eine Weltre- 
gierung, nämlich Leo Szilard, die 
Schamröte ins Gesicht getrieben 
hätte. 


Krieg, Depression 
und Chaos 


Die Ereignisse in Nordkorea bil- 
deten den Kernpunkt des Aus- 
schusses über „aktuelle Ereignis- 
se“ unter Vorsitz des ehemaligen 
Chefs des Londoner Internationa- 
len Instituts für Strategische Stu- 
dien (IISS), Christopher Bertram. 
Einem gut plazierten Beobachter 
des Bilderberger-Treffens zufolge 
machte die Situation in Korea bei 
dem viertägigen Treffen auch ei- 
nen großen Teil der „Kneipendis- 
kussionen“ aus, wobei mehrere 
der eher psychotischen Teilneh- 
mer einen zweiten Koreakrieg be- 
fürworteten. 


Dieser Quelle zufolge meinten 
mehrere Bilderberger, im Falle ei- 
ner Invasion Südkoreas durch den 
Norden hätten die Vereinigten 
Staaten keine andere Möglichkeit, 
als taktische Atomwaffen einzu- 
setzen, um gegen die Invasoren 
zurückzuschlagen, und daß dies 
dem Vorstoß einer Weltregierung 
großen Auftrieb geben würde. So 
wie Lord Bertrand Russell und 
Winston Churchill befürwortet 
hatten, daß die Amerikaner auf 
Hiroshima und Nagasaki die 
Atombombe werfen, um den Re- 
gierungen eine derartige Angst 
einzujagen, daß sie ihre Souverä- 
nität an ein föderalistisches Welt- 
organ abgeben, um einen weiteren 
nuklearen Holocaust zu verhin- 
dern, so gingen einige Bilderber- 
ger mit der gleichen Doktrin hau- 
sieren und drängten aus diesem 
Grund auf einen Atomschlag ge- 
gen Nordkorea. 


Im vergangenen Jahr gab die Tri- 


laterale Kommission - eine Grup- 
pe, die sich mit der Bilderberger- 
Gesellschaft stark überschneidet - 
bei ihrem Jahrestreffen einen Be- 
richt heraus, in dem eine ständige 
Armee der Vereinten Nationen 
gefordert wird. 


Rußlands wirtschaftli- 
cher Zusammenbruch 


Jenseits der wilden Phantasieflü- 
ge über einen Atomkrieg gegen 
Korea waren die Teilnehmer über 
den Bereich anderer kritischer 
Themen angeblich stark geteilter 
Meinung, so zum Beispiel auch 
darüber, was hinsichtlich des wirt- 
schaftlichen Zusammenbruchs 
Rußlands zu tun ist. Die zynische- 
ren Teilnehmer meinten, daß der 
Vorstoß zu mehr Schocktherapie 
in Rußland mit halsbrecherischer 
Geschwindigkeit betrieben wer- 
den solle, während andere im 
Bewußtsein der Opposition der 
Clinton-Regierung gegen das 
Schocktherapieprogramm eine 
gemäßigtere Vorgehensweise ge- 
genüber Rußland befürworteten. 


Ein Sprecher der ersteren Gruppe 
soll sich vor einer Gruppe von 
Teilnehmern dogmatisch über 
Rußland ausgelassen haben: 
„Wenn die größte Goldmine auf 
der Welt unter einem Kartoffel- 
feld entdeckt würde, würden sie 
weiterhin Kartoffeln anbauen, um 
Wodka machen zu können.“ Mit 
diesem „Einblick“ forderte er un- 
geheure Summen für jedes Wirt- 
schafts-“Gutachten‘‘ des Westens, 
das Moskau angeboten wird. 


Doch zu den Finanzkanonen, die 
das Rückgrat des Bilderberger- 
Teams der neunziger Jahre bilden, 
gehörten einige der am meisten 
gefährdeten Spezies auf den Welt- 
finanzmärkten wie Gerald Corri- 
gan, George Soros und der Chef 
der Banque Paribas, Andre Levy- 
Lang. Alle drei haben eine wich- 
tige Rolle dabei gespielt, große 
kommerzielle Bankinteressen in 
den Vereinigten Staaten und in 
Europa in die Derivaten-Märkte 
zu leiten, von denen nun weithin 
vermutet wird, daß sie - vielleicht 
schon vor dem nächsten Treffen 
der Bilderberger - einen weltwei- 
ten Währungs- und Finanzkrach 
auslösen werden. m) 


Afrika 


Der Poker 


der 


Geldbarone 


John Springfield 


Der ehemalige Vizepräsident der Weltbank, David Knox, hat das 
Direktorium der Bank für afrikanische Entwicklung (ADB) erfolg- 
reich eingeschüchtert, so daß sie einen 32-Punkte-Plan über wirt- 
schaftliche Sparmaßnahmen akzeptierten, aufgrund dessen neun 
der Regionalbüros der Bank geschlossen und die panafrikanischen 
Operationen des Finanzinstituts lahmgelegt werden. 


Knox gelang diese Glanzleistung 
zum 30. Jahrestag des Treffens 
des Direktoriums, das in Nairobi 
stattfand. Die Agenten der Wall 
Street und Londoner Geldbarone 
hatten insgeheim schon ihre Be- 
sorgnis über den wachsenden Er- 
folg der ADB zum Ausdruck ge- 
bracht, die in den letzten dreißig 
Jahren eine Kreditpolitik zur Un- 
terstützung von nationalen Institu- 
tionen, Bewässerung und Land- 
wirtschaft, Wasserkraftwerken, 
Industrie und Transporteinrichtun- 
gen in Afrika betrieben hatte. Im 
Laufe der Jahre hat die ADB da- 
bei geholfen, unterregionale Ent- 
wicklungsbanken, Finanzinstitute 
und panafrikanische Organisatio- 
nen wie die Sierra Leone Deve- 
lopment Bank (SLDB), die Ban- 
que Centrafricaine d’Investisse- 
ment (BCI), die Development 
Bank of Zambia (ZDB), die Afri- 
can Project Development Facility 
(APDF) und Grundstücksfinan- 
zierungs-Firmen wie Shelter Afri- 
que zu gründen. 


Bei der Gründung der ADB im 
Jahre 1964 waren die afrikani- 
schen Staaten darauf bedacht, 
ihren afrikanischen Charakter zu 
erhalten, indem sie darauf bestan- 
den, daß zwei Drittel des Aktien- 
kapitals afrikanisch bleiben muß- 
te. Doch ab dem Jahre 1972 ge- 
lang es Geldbaronen aus New 
York, in die Bank einzudringen. 
26 westliche, lateinamerikanische 
und afrikanische Länder wurden 
zugelassen. Die Vetorechte der 
Afrikaner wurden zugunsten von 
Entscheidungen durch Konsens 
gestrichen, was darin endete, daß 
das effektive Vetorecht praktisch 


an die Agenten der Wall Street 
fiel. 


Seit 1974 hatten New Yorker Ban- 
ker ein begieriges Auge auf die 
ADB geworfen. Die solide Qua- 
lität ihrer Aktiva, die Kapital- 
struktur, die Kapitalinvestitionen, 
das Aktiva- und Passivamanage- 
ment, der Kreditaufnahme- und 
Lombardsatz, das Liquiditätsman- 
agement und die internen Finanz- 
operationen hatten die Ratings der 
Bank bei Moody’s and Fitch Inve- 
stors Services verbessert. 


Im Juni 1990 hoben Standard and 
Poor’s die Ratings für die rang- 
höheren Schulden der ADB auf 
AAA an. Als das Magazin „Euro- 
money“ die ADB im Jahre 1991 
als „supranationalen Darlehens- 
nehmer des Jahres“ bezeichnete, 
wurde der anglo-amerikanischen 
Oligarchie klar, daß die Zeit ge- 
kommen war, sich das panafrika- 
nische Institut unter den Nagel zu 
reißen, bevor es so stark werden 
würde, daß es eine Bedrohung für 
den Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) und die Weltbank ist. 
Sie nahmen die Bank über eine 
interne Organisation in die Zange 
und übernahmen den afrikani- 
schen Entwicklungsfonds. 


Die Schlinge um 
den Hals der ADB 


Am 30. März 1994 trafen sich die 
Vertreter der Mitgliedsstaaten der 
Organisation für wirtschaftliche 
Kooperation und Entwicklung, 
die im Vorstand der ADB sitzen, 
separat in London und vereinbar- 


ten eine gemeinsame Strategie, 
um die finanzielle Schlinge um 
den Hals der ADB enger zu zie- 
hen. Sie beschlossen, den afrika- 
nischen Entwicklungsfonds - eine 
konzessionierte Kreditfiliale der 
Bank - erst dann wieder aufzufül- 
len, wenn der drakonische Spar- 
plan, der die Bank lahmlegen soll- 
te, durchgesetzt war. 


In dem „Revisionsbericht“ von 
David Knox, der die Sparmaßnah- 
men zu einer Vorbedingung für 
die Auszahlung weiterer Gelder 
machten, hieß es: „Die Bank wird 
zwischen den gegensätzlichen 
Standpunkten und Zielsetzungen 
ihrer Aktionäre hin- und hergeris- 
sen. Ihre Unfähigkeit, Qualitäts- 
projekte zu realisieren, die dauer- 
hafte Vorteile für den Kontinent 
bringen, wurde bloßgestellt.“ In 
dem Bericht hieß es weiter: „Die 
Qualität und Rentabilität der fi- 
nanzierten Projekte ist immer 
zweifelhafter, vor allem findet 
kaum eine Projektbewertung statt, 
die die Bank in die Lage verset- 
zen würde, die Beurteilung von 
Projekten aufgrund von Erfahrun- 
gen aus der Vergangenheit zu ver- 
bessern.“ 


Babucar N’diaye, der aus Senegal 
stammende Generaldirektor der 
Bank, hat schon seit langem das 
Lager gewechselt. Das afrikani- 
sche Direktorium nimmt die Be- 
fehle der Geldbarone aus dem 
Westen entgegen und wurde zum 
reinen Zuschauer der unheiligen 
Dreieinigkeit von N’diaye, den 
Agenten der Wall Street und des 
IWF. Um seine ständige Wieder- 
wahl als Chef der Bank sicherzu- 
stellen, hat N’diaye die Einhaltung 
der Bedingungen des IWF zur 
Voraussetzung für alle darlehens- 
suchenden Länder gemacht. Er 
hat sich einen autokratischen Ma- 
nagementstil angeeignet, mit Vet- 
ternwirtschaft bei Einstellungen 
und Ernennungen, was innerhalb 
der Bank eine konfliktgeladene 
Atmosphäre schuf. Seine Frau 
Marlyatou N’diaye und deren 
Cousin Ibrahimal Mami Barry 
kontrollieren die strategisch wich- 
tige Personalabteilung der Bank. 
Um seine Wiederwahl für eine 
zweite Amtsperiode von fünf Jah- 
ren sicherzustellen, hat Babucar 
N’diaye mit den New Yorker Ban- 
ken einen Plan ausgeheckt, um 
potentielle Rivalen wie Donatien 
Bihute aus Burundi und Tekalign 
Gedema aus Äthiopien zu elimi- 
nieren. 


Im März trat der Direktor der Fi- 


nanzabteilung, der aus Ghana ge- 
bürtige Koffi Bucknor, wut- 
schnaubend zurück. N’diaye ent- 
ließ auch zwei leitende Angestell- 
te aus Senegal, Cheikh Sarr und 
N’Dao, die die Leiter der Mana- 
gementabteilung waren, und Uhel 
kam in die Finanzabteilung, 
während ein Kanadier indiani- 
scher Herkunft zum Leiter der 
Computerabteilung der Bank, wo 
die „kreativen Buchhaltungs“- 
Operationen ausgeheckt werden, 
ernannt wurde. 


Auf der Generalversammlung in 
Nairobi forderte der libysche Ver- 
treter der Bank, Mr. Sherif, eine 
Untersuchung der zwielichtigen 
Geschäfte Babucar N’diayes mit 
Geldwäschern bei der jetzt nicht 
mehr existierenden Bank of Cre- 
dit and Commerce International. 
N’diaye stürmte aus der Versamm- 
lung und begann sofort damit, 
sich Unterstützung aus den Indu- 
strieländern zu holen. So hat N’- 
diaye im Austausch für eine Ga- 
rantie, für eine dritte Amtsperiode 
von fünf Jahren am Ruder zu blei- 
ben, die Souveränität der Bank an 
die Wall Street verpfändet. m 


AIDS 
Heilung 


Aus der Praxis, 
für die Praxis! 


Seit Jahren sind eine ganze 
Reihe von Naturheilärzten 
und Heilpraktikern in der 
Lage, AIDS ohne giftige 
Chemikalien zu heilen. Das 
wird aber von der Schul- 
medizin totgeschwiegen! 

In dem Buch "Geheimreport 
AIDS-Heilung" werden nun 
verschiedene Behandlungs- 
maßnahmen aufgezeigt, die 
tatsächlich zur vollständi- 
gen Heilung führen. Auch 
wenn Sie noch nicht an 
AIDS erkrankt sind, viel- 
leicht kann das Buch für Sie 
eines Tages lebensrettend 
sein? Für nur 32,50 DM 
werden Sie außerdem zum 
gefragten AIDS-Experten! 


Bestellungen mit Scheck 
bitte an den 


Sonnenschein Verlag 
Postfach 37 
76300 Karlsbad 
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Venezuela 


Acht 


Banken 
sind am Ende 


John Springfield 


Am 14. Juni hat die venezolanische Regierung von Präsident Rafa- 
el Caldera schließlich beschlossen, die acht Banken, die sie seit dem 
25. Januar unterstützt hatte, zu übernehmen. Die Probleme mit die- 
sen Banken tauchten auf, nachdem die zweitgrößte Bank des Lan- 
des, die Banco Latino, am 13. Januar von der Regierung geschlos- 


sen worden war. 


In den kommenden Monaten er- 
hielten diese acht Banken eine 
Summe von ungefähr einer halben 
Billion Bolivar an Hilfsgeldern, 
die sich dennoch als völlig unzu- 
reichend erwies, um sie zu rehabi- 
litieren. Dieser Betrag kam zu der 
halben Billion Bolivar hinzu, der 
- leider vergeblich - schon in die 
Banco Latino geflossen war. Die 
komplette Übernahme, die sechs 
bis acht Billionen Dollar ent- 
spricht, stellt fast 70 Prozent des 
Jahreshaushalts der Regierung 
dar. 


Ein Faß 
ohne Boden 


Fast sechs Monate lang hatte die 
Regierung die Illusion aufrechter- 
halten, daß sich die Banken letzt- 
endlich erholen würden. Doch 
nach einer Woche von Marathon- 
sitzungen unter den Finanzbehör- 
den wurde schließlich beschlos- 
sen, daß die Zuschußgelder der 
Regierung in ein Faß ohne Boden 
liefen. 


So veröffentlichte die Zeitung „El 
Universal“ am 14. Juni einen Ar- 
tikel von Oscar Garcia Mendoza, 
dem Präsidenten der Banco Vene- 
zolano de Credito - einer kleinen 
Bank, doch der einzigen, die von 
den Bankiers selbst als „kugelsi- 
cher“ angesehen wird. Garcia 
Mendoza zufolge „müssen die 
Banken, die unterstützt wurden, 
sofort übernommen werden. Die- 
se Banken sind Geschichte. Das 
wahre Problem liegt bei den Ban- 
ken, denen nicht geholfen wird.“ 
Als Reaktion auf die Maßnahme 
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der Regierung gab der Präsident 
des Nationalen Bankenrats, Jose 
Bouza Izquierdo, unterstützt vom 
Präsidenten der venezolanischen 
Bankenvereinigung, Juan Tomäs 
Santana, eine wütende Erklärung 
heraus, ın der der Schritt der Re- 
gierung als „irrational“ verurteilt 
wurde und in der er sich darüber 
beschwerte, daß die Bankiers 
nicht gefragt worden seien. Zwei 
Tage später gab Garcia Mendoza 
im Namen des Aufsichtsrats sei- 
ner Bank eine explosive Er- 
klärung ab, in der die Proteste von 
Bouza und Santana zurückgewie- 
sen wurden und er als Ausdruck 
der Solidarität mit dem Schritt der 
Regierung seine Mitgliedschaft in 
der Bankenvereinigung aufkün- 
digte. 


Einen Monat zuvor, am 13. Mai, 
hatte Garcia eine Konferenz über 
das Finanzsystem abgehalten, auf 
der er darauf hinwies, daß „die 
Banken kein Kapital mehr besit- 
zen“, 


Die Konferenz war von der Firma 
Veneconomia in der Stadt Barqui- 
simeto organisiert worden. Die 
venezolanischen Banken, sagte 
Garcia, „haben Jahre damit ver- 
bracht, die Zinsen auf ihre über- 
fälligen Schuldner zu kapitalisie- 
ren, die Anlagen zu reaktivieren 
und dabei jedes unorthodoxe Mit- 
te] verwendet, um nicht vorhande- 
ne Profite zu registrieren, 
während sie sich nicht um die of- 
fenen Forderungen gekümmert 
haben. Das Endergebnis ist, daß 
sie nicht das Kapital besitzen, um 
mit der jetzigen Krise fertig zu 
werden.“ 


Diese Situation, so meinte er, sei 
dank einer Entscheidung zu Be- 
ginn der Regierung Carlos Andres 
Perez verdeckt wurden, die be- 
schlossen hatte, eine „Bankenlob- 
by‘ zu schaffen, welche alle Fi- 
nanzinstitutionen kontrollierte 
und die dank der „ungeheueren 
Macht dieser Gruppe, die politi- 
sches Banking der obersten Ebene 
genoß“, ihre eigenen Kriterien 
auferlegte. Zu dieser „Bankenlob- 
by“ gehörten die Direktoren der 
Banco Latino sowie andere Eigner 
von Banken, die soeben übernom- 
men wurden, und solchen, die 
noch funktionieren. 


Ein paralleles 
Bankensystem 


Aus der Intervention der Regie- 
rung bei diesen Banken hat sich 
gezeigt, daß ein unreguliertes par- 
alleles Bankensystem tatsächlich 
existierte, bei dem die irregulären 
Geschäfte größer waren als die re- 
gulären, was zum Zusammen- 
bruch des kommerziellen Banken- 
systems führte. Dies wird deutlich 
durch die Tatsache, daß Ende 
1993 die acht in Schwierigkeiten 
geratenen Banken zusammen Ein- 
lagen von 300 Milliarden Bolivar 
- das entspricht beim Wechselkurs 
vom Januar 1994 ungefähr drei 
Milliarden Dollar - hatten, 
während die Finanzhilfe, die sie 
von der Zentralbank bekommen 
hatten, über 500 Milliarden Boli- 
var betrug. Die Gesamteinlagen 
von Venezuelas 44 Handelsban- 
ken betrugen Ende 1993 1,6 Bil- 
lionen Bolivar. Das heißt, die 
neun Banken (einschließlich der 
Banco Latino) haben zusammen 
über ein Fünftel der gesamten 
Einlagen der Handelsbanken des 
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Landes unwideruflich verloren. 


Die Gesamtverluste der Banco 
Latino werden auf über 300 Milli- 
arden Bolivar geschätzt, das sind 
150 Prozent ihrer Anlagen, die 
zum Dezember 1993 insgesamt 
202 Milliarden Bolivar betrugen. 
Die Verluste der anderen acht 
Banken erreichten nach Aussagen 
des venezolanischen Bankenüber- 
wachers 316,5 Milliarden Bolivar 
gegenüber Gesamtanlagen in 
Höhe von 29,3 Milliarden Bolivar. 
Das heißt, sie gingen über elfmal 
bankrott! 


Ebenso wie die Bankeninteressen 
in Venezuela sind auch die inter- 
nationalen Finanzzentren beunru- 
higt über die Implikationen des 
jüngsten Schritts von Präsident 
Caldera. Die Londoner „Financi- 
al Times“ - das einzige englisch- 
sprachige Finanzblatt, das über 
diesen jüngsten Aspekt in der ve- 
nezolanischen Bankenkrise be- 
richtet hat - machte in einem Ar- 
tikel vom 16. Juni deutlich, daß 
man darüber beunruhigt sei, was 
die nächsten Schritte Calderas 
sein würden. Das Blatt zitierte 
dabei einen Experten von der 
London School of Economics 
und wies darauf hin, daß die 
Schließung der Banken nicht be- 
deute, daß die Inanspruchnahme 
der öffentlichen Gelder damit 
vorüber sei, denn der Präsident 
könnte beschließen, Einleger wei- 
ter zu entschädigen. 


Venezolanische Staatsanleihen 


wurden von Fondsmaklern in 
New York und London weiter her- 
abgesetzt, und sie brachten damit 
eindeutig ihre Verärgerung über 
Calderas selbständigen Schritt 
zum Ausdruck. 


Islamische Welt 


Der Haß 
auf die USA 


steigert 


sich 


Seit über 35 Jahren ist Ahmad Huber aus Bern Journalist für zahl- 
reiche Zeitschriften, die in hoher Auflage erscheinen, für Nachrich- 
tenagenturen und Radio- und Fernsehstationen tätig. Huber, der 
zum Islam konvertierte, sagte, der Haß gegen die Amerikaner neh- 
me unter den Anhängern des Islam immer mehr zu, weil die US- 
Regierung sie - nach seinen Worten - schlecht behandle. Die Fragen 
des Interviews erscheinen in Fettdruck. 


Was denken die Europäer über 
das, was sich in den USA hin- 
sichtlich der Debatte über Ver- 
brechen, Wohlfahrt und Immi- 
gration abspielt? 


Huber: In Europa herrscht heute 
allgemein die Meinung - die sich 
durch sämtliche Parteien zieht -, 
daß die Vereinigten Staaten keine 
Supermacht mehr sind. Wie es ein 
Schweizer Bankier kürzlich mir 
gegenüber formulierte: „Die Ver- 
einigten Staaten sind keine Super- 
macht mehr. Sie können noch im- 
mer den Super-Polizisten spielen, 
wenn der Rest der Welt dies ak- 
zeptiert und wenn wir, das heißt 
die Japaner, die Deutschen, die 
Araber, es finanzieren.“ 


Der weltweite 
moralische Verfall 


Das ist die Situation. Dann gibt es 
auch noch eine gemeinsame poli- 
tische Kritik. Wir nehmen zur 
Kenntnis, daß die Vereinigten 
Staaten heutzutage in einem Sy- 
stem voller politischer Korruption 
leben und daß die Gesellschaft der 
Vereinigten Staaten von morali- 
schem Verfall und moralischer 
Korruption bedroht wird. Dies ist 
die Ansicht, die viele Leute in Eu- 
ropa haben. Dann gibt es noch ein 
zweites Problem. Wir sind auch 
der Meinung, daß der Einfluß 
Amerikas überall in der Welt, be- 
sonders in Europa, heutzutage ab- 
nimmt. 


Nun, dieser moralische Verfall, 
von dem Sie sprechen, der geht 
weit über die Vereinigten Staa- 


ten hinaus, und er ist wohl mehr 
ein westliches Problem, oder? 
Wenn wir uns den Zusammen- 
bruch Jugoslawiens anschauen, 
wenn wir uns anschauen, daß 
die europäischen Mächte nicht 
bereit sind, irgend etwas dage- 
gen zu tun, wenn wir uns das 
Problem mit der französischen 
Regierung, der spanischen Re- 
gierung, der italienischen Regie- 
rung, der britischen Regierung, 
ja fast jeder Regierung in Euro- 
pa anschauen, dann kann man 
wohl behaupten, daß dieser Ver- 
fall sicherlich weit über die 
Grenzen der Vereinigten Staa- 
ten hinausgeht. 


Huber: Sie haben recht, es ist 
tatsächlich ein Phänomen, das 
sich durch die ganze westliche 
Gesellschaft und sogar bis hin in 
die dritte Welt zieht. Das stimmt 


Der US-Golfkrieg gegen den Irak hat die antiamerikanische Stimmung 


in der islamischen Welt angeheict. 


sicher. Doch es gibt da einen 
großen Unterschied. In Europa 
sind wir persönlich immer noch 
sicher. In der Schweiz beispiels- 
weise können wie auf den Straßen 
umherlaufen, ohne angegriffen zu 
werden. Ich kann meinen Wagen 
offen lassen, ohne Angst haben zu 
müssen, daß er gestohlen wird. 


Was nun Bosnien-Herzegowina 
angeht: Es stimmt, daß die Eu- 
ropäer nichts getan haben. Es ist 
nicht an erster Stelle die Aufgabe 
Amerikas, etwas zu tun, sondern 
Aufgabe der Europäer, hinsicht- 
lich Bosniens etwas zu tun, und 
die Europäer haben bisher aus 
zwei Gründen nichts getan. Das 
ist nicht meine persönliche Ant- 
wort, sondern die Antwort eines 
hochrangigen Mitglieds des 
Schweizer Außenministeriums, 
der ein Experte in diesen Angele- 
genheiten ist, und er hat gesagt, 
die Europäer hätten hinsichtlich 
Bosniens bisher aus zwei Grün- 
den nichts unternommen. 


Die Angst 
vor Deutschland 


Erstens, weil Amerika an der 
Schwelle zu Europa keinen isla- 
misch orientierten Staat haben 
möchte. Und warum möchte Eu- 
ropa dies nicht? Weil Europa 
weiß, daß in den nächsten drei bis 
fünf Jahren alle amerikanischen 
und prowestlich orientierten Regi- 
mes in Nordafrika und im Nahen 
Osten stürzen werden. Sie werden 
durch islamische Regimes des is- 
lamischen Nationalismus ersetzt 
werden. Das ist die in Europa 
herrschende Überzeugung, weil 
wir wissen, wie gefährlich die Si- 
tuation inzwischen in Nordafrika 
und im Nahen Osten geworden 
ist. 


Der zweite Grund besteht darin, 
daß Frankreich, England, Holland 
und Belgien Angst vor dem wie- 
dervereinigten Deutschland ha- 
ben, und sie möchten Gegenge- 
wichte gegen Deutschland schaf- 
fen. Ein solches Gegengewicht 
wäre ein mächtiges Großserbien. 
Das ist der zweite Grund, weshalb 
die Europäer nichts in Bosnien 
unternommen haben. 


Aus dem Szenario, das Sie 
zeichnen, schließe ich, daß Ser- 
bien mit Rußland alliiert wäre. 
Stimmt das? 


Huber: Die Allianz zwischen 
Serbien und Rußland ist heute 
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Islamische Welt 
Der Haß 
auf die USA 


steigert sich 


eher eine Allianz von Worten. 
Wladimir Schirinowski zum Bei- 
spiel, einer der großen, neuen, in- 
teressanten Führer in Rußland, 
gab bei seinem Besuch in Serbien 
antimoslemische Erklärungen ab. 
Doch auf der gleichen Reise gab 
Schirinowski in Deutschland ei- 
nem großen deutschen Nachrich- 
tenmagazin Interviews, in denen 
er sagte: „Wir müssen mit den 
Deutschen befreundet sein. Das 
künftige Rußland muß zwei Alli- 
anzen haben: eine mit den Deut- 
schen und die andere mit dem 
Iran und mit der Türkei.“ 


Die ganze serbisch-russische Ver- 
bindung ist bisher nur eine Sache 
von Worten. Und die Serben sind 
jetzt in großen Schwierigkeiten, 
weil sich die Dinge in Bosnien an- 
ders entwickeln, als der Westen 
sich gedacht hätte. Die Moslems 
haben zwei Jahre statt nur ein paar 
Wochen standgehalten. Und sie be- 
kommen jetzt Waffen, und sie ha- 
ben eine Allianz mit den Kroaten, 
und was es im Zweiten Weltkrieg 
gegeben hat - eine Allianz zwi- 
schen den Kroaten und den Mos- 
lems - kommt jetzt wieder. Und in 
Deutschland gibt es jetzt eine star- 
ke Tendenz zu dieser Allianz. 


Die islamische 
Bewegung wird stärker 


Wir sollten darauf hinweisen, 
daß Sie selbst dem moslemi- 
schen Glauben folgen. Sie sind 
also offensichtlich bei weitem 
kein objektiver Interpret dieser 
Geschehnisse. Dennoch möchte 
ich Ihnen diese Frage stellen: 
Die US-Regierung und insbe- 
sondere Präsident Bill Clinton 
haben den Moslems in Bosnien 
stillschweigend ihre Unterstüt- 
zung zugesagt und dann ver- 
sucht, sich dieser Verantwor- 
tung zu entziehen. Hier in Wa- 
shington hat es eine Diskussion 
darüber gegeben, ob ein Waf- 
fenembargo, das vor allem Kro- 
aten und Moslems betraf, auf- 
gehoben werden solle. Was für 
eine Art von Signal erhalten die 
Europäer damit? 


Huber: Überhaupt kein Signal, 
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denn die amerikanische Politik 
hinsichtlich Bosniens ist sehr ver- 
wirrt gewesen. Sämtliche Zusa- 
gen, die Clinton in seiner Wahl- 
kampagne in Zusammenhang mit 
Bosnien gemacht hat, hat er nicht 
gehalten. Und für uns Europäer 
und auch für die Moslems ist das 
nicht besonders wichtig. Viel 
wichtiger ist eine andere Entwick- 
lung, die in den Vereinigten Staa- 
ten sichtbar wird. 


Es ist die Tatsache, daß die US- 
Regierung zu erkennen beginnt, 
daß ein großer Teil der moslemi- 
schen Welt immer islamischer 
wird. Die islamische Bewegung 
wird immer stärker. 


Meinen Sie damit die Funda- 
mentalisten? 


Huber: Fundamentalisten, nun ja, 
obwohl das eigentlich der falsche 


Begriff ist, denn das ist etwas, das 
aus der christlichen Tradition 
stammt. Es läßt sich nicht auf den 
Islam anwenden. Doch diese isla- 
mischen Bewegungen, die unter- 
schiedliche Gesichter - sympathi- 
sche und unsympathische - haben, 
werden immer stärker. Und die 
Vereinigten Staaten beginnen nun 
zu erkennen, daß sich die Masse 
der Leute immer mehr diesen Be- 
wegungen zuwendet. 


Europa wird 
zum Missionsgebiet 


Und die Regimes sind bedroht. 
Bei diesen Regimes handelt es 


Saddam Hussein ist offenbar bei seinen letzten Schritten zur Machter- 
greifung zu weit gegangen, und er könnte vor seinem baldigen Sturz 


stehen. 


sich um die letzten Verbündeten 
der Vereinigten Staaten. Deshalb 
erschien am 20. Mai 1994 in der 
„Washington Post“ - auch in der 
„Herald Tribune“ - ein wichtiger 
Artikel, in dem es hieß, daß die 
Vereinigten Staaten versuchen 
würden, mit der islamischen Re- 
gierung in Algerien zu kooperie- 
ren, was die Franzosen wütend 
gemacht hat. In dem Artikel hieß 
es dann weiter, daß die Vereinig- 
ten Staaten von den 1,5 Milliar- 
den Moslems auf der Erde nicht 
länger als der Große Satan behan- 
delt werden können. In Amerika 
beginnt man also auch langsam, 
aber sicher, auf den Boden der Tat- 
sachen zu kommen. Man beginnt, 


Boutros Boutros-Ghali (links) 
und der ehemalige US-Präsident 
George Bush sind mit ihrem 
Konzept einer Weltregierung ge- 
scheitert. 


der Realität ins Auge zu sehen. 


Wir sehen, daß Europa für die 
Moslems nun seit 20 bis 25 Jah- 
ren ein großes Missionsgebiet 
ist. Auch wir waren vor zwei 
Jahren in Bagdad und berichte- 
ten dort über den Krieg. 
Damals wurde es mehr als ein 
Anti-George-Bush-Gefühl be- 
schrieben, doch wir hatten im 
Grunde den Eindruck, daß es 


John Major und seine Politik 
kommen immer mehr in Be- 
drängnis, da ein Teil der mosle- 
mischen Welt immer islamischer 
wird. 


sich in Wirklichkeit um eine an- 
ti-amerikanischa Stimmung 
handelte, die auf die Zerstörung 
der Stadt zurückzuführen war. 
Sie hatten das Gefühl, unter 
biologischer Kriegsführung zu 
stehen, und vieles spricht si- 
cherlich dafür. 


Huber: Doch, die Irakis sind im 
großen und ganzen in unseren 
Augen ein westlicher Moslemtyp, 
weil sie einen ähnlichen Lebens- 
stil haben wie der vieler westli- 
cher Nationen, und sie sind die 
Art von Menschen, die man im 
Westen wirklich auf seiner Seite 
haben möchte, weil bereits diese 
gemeinsame Grundlage besteht. 
Doch von dem, was Sie mir er- 
zählen und was ich dort gesehen 
habe, arbeiten wir genau in die 
entgegengesetzte Richtung, und 
wir versuchen, unsere Brücken 
niederzureißen und die gemeinsa- 
me Grundlage zu zerstören. 


Was den Irak angeht, sollten Sie 
sich nicht zu viele Illusionen ma- 
chen. Hussein ist jetzt zum ersten 
Mal wirklich in Schwierigkeiten. 
In den letzten Wochen hat er alle 
Macht an sich gerissen. Er hat sei- 
nen Premierminister entlassen, er 
hat mehrere Minister entlassen 
und die Ministerien selbst in die 
Hand genommen. Er regiert das 
Land jetzt praktisch allein. Und 
schlimmer noch - er hat damit be- 
gonnen, eine Menge seiner eige- 
nen Leute vom Takriti-Clan, der 
der herrschende Clan im Irak ist, 


Die Wahlen in Algerien 1992 endeten in einem Staatsstreich, aber auch 
hier wird sich der islamische Nationalismus durchsetzen. 


Der vom Westen gehaßte Saddam Hussein ist als westlicher Moslem- 
typ der islamischen Bewegung ein Dorn im Auge. 


hinzurichten. Und in Europa sa- 
gen Experten für den Irak in 
Deutschland und in der Schweiz, 
daß er nun wahrscheinlich verlo- 
ren ist. Und wenn er stürzt, kann 
man leicht erraten, was nach ihm 
kommt. 


Es wird eine Allianz der Shia und 
Sunni und der kurdischen Mos- 
lems in Bagdad geben. Und sie 
werden zweierlei Eigenschaften 


besitzen: Sie werden absolut anti- 
saudisch sein, und sie werden an- 
tiamerikanisch sein. 


Das Ende 
einer Epoche 


Also selbst dort, in diesem west- 
lichen Lebensstil des Iraks, dür- 
fen Sie sich nicht in die Irre 
führen lassen. Und überall in der 


moslemischen Welt ist der islami- 
sche Lebensstil immer noch all- 
seits vorhanden, und er kommt 
immer mehr wieder, weil der Is- 
lam keine Religion ist. Er ist eine 
Lebensart und eine Gesellschafts- 
ordnung. 


Schauen wir auf den sogenann- 
ten Aufstieg des Nationalismus. 
Die amerikanischen Medien wa- 
ren in den letzten Wochen voll 
von schrecklichen Meldungen 
über den überhandnehmenden 
Nationalismus, über Sturmtrup- 
pen in Schaftstiefeln auf den 
Straßen und alle diese Dinge. 
Was diese alarmierenden Mel- 
dungen hervorruft, ist die Tat- 
sache, daß die Menschen in er- 
ster Linie um ihr Land besorgt 
sind, und sie geben jenen Politi- 
kern ihre Stimme, die verspre- 
chen, sich der Probleme zu 
Hause anzunehmen. Das scheint 
die amerikanischen Medien zu 
beunruhigen. Was geht da vor? 


Huber: Wissen Sie, es ist sehr 
einfach. Wir werden derzeit Zeu- 
ge eines Mißerfolges, des Zusam- 
menbruchs eines ideologischen 
Systems, das vor der amerikani- 
schen Revolution und vor der 
Französischen Revolution ge- 
schaffen wurde und das mit der 
amerikanischen und der Französi- 
schen Revolution triumphierte. Es 
war das Ideal einer „Eine-Welt- 
Zivilisation“, einer Art rationali- 
stischen, zentralisierten Gesell- 
schaft, nicht religiös, in der das 
Religiöse von dem Gesellschatftli- 
chen getrennt war. All dies fällt 
derzeit auseinander. 


Wir dürfen nicht vergessen, daß es 
sich bei der faschistischen Bewe- 
gungen in Italien und dem Natio- 
nalsozialismus in Deutschland in 
gewisser Weise um Alarmzeichen 
handelte. Denn damals drehten das 
deutsche und das italienische Volk 
diesen Konzepten den Rücken zu, 
die sich mit der amerikanischen 
und der Französischen Revolution 
entwickelt hatten. 


Und was wir heute in Europa se- 
hen - nach fast 50 Jahren UNO 
und deren Politik und nach dem 
vereinten Europa, das ein Fehl- 
schlag ist, nach dem sogenannten 
Maastrichter Vertrag, der bereits 
jetzt ein totgeborenes Kind ist: 
Die Menschen kehren überall zu 
ihrer eigenen Kultur zurück, ihren 
Traditionen, ihrer Religion, ihrer 
ursprünglichen Lebensart. 

Das ist alles, worum es bei dem 
Nationalismus geht. D 
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Europa-Journal 


Rußland: Neue 
neoimperiale 


Signale 


Wie eine Vielzahl Erklärungen 
und Handlungen im August zeigt, 
ist die neoimperiale Stoßrichtung 
der russischen Politik so stark wie 
kaum jemals zuvor. Sie wurde 
zeitlich so angelegt, um von der 
sozialen und wirtschaftlichen Kri- 
se, die ihrem Höhepunkt zustrebt, 
abzulenken. Die wachsende impe- 
riale Ausrichtung wird zum Bei- 
spiel an einem Dokument des rus- 
sischen Sicherheitsrates deutlich, 
das Jelzin zur Unterschrift vorge- 
legt wurde. Darin wird der Unter- 


stützung der etwa 25 Millionen 


außerhalb Rußlands in den frühe- 
ren Sowjetrepubliken lebenden 
Russen höchste Priorität einge- 
räumt. Es wurde eine besondere 
Kommission unter Vorsitz des be- 
kannten Neoimperialisten und 
früheren Nationalitätenministers 
Sergej Schachraj eingerichtet, die 
die Lebensbedingungen der russi- 
schen Bevölkerung im „nahen 
Ausland“ untersuchen soll. 


Weitere bemerkenswerte Entwick- 
lungen sind: 


Erklärungen Außenminister Ko- 
syrews und Verteidigungsminister 
Gratschows, in denen ein Groß- 
serbien und die Aufteilung Bosni- 
ens befürwortet wurde. 


Die russisch-moldawische Eini- 
gung, den Abzug der russischen 
14. Armee aus der Region Dnjest 
um drei Jahre zu verschieben. Da- 
mit wird die Präsenz russischer 
Truppen in der früheren Sowjetre- 
publik, die über strategisch wich- 
tige Grenzen zur Ukraine, zu 
Rumänien und zum Balkan ver- 
fügt, zunächst einmal festge- 
schrieben. 


Im Zusammenhang mit dem 
Moldawien-Abkommen ist das 
ungewöhnliche Lob bemerkens- 
wert, das Jelzin dem Komman- 
danten der 14. Armee, General 
Alexander Lebed, zollte, der nach 
jüngsten Meinungsumfragen zu 
den populärsten Generälen der 
russischen Streitkräfte gehört. 
1992 gehörte Lebed zu den ersten 
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und ausdrücklichsten Befürwor- 
tern der Doktrin des „nahen Aus- 
lands“, noch bevor dieses Denken 
offiziell von der Regierung Jelzin 
übernommen wurde. 


Auch die Beschießung und Be- 
schlagnahme eines japanischen 
Fischereibootes vor den südlichen 
Kurilen gehört in diese Kategorie. 
Alle diesbezüglichen Stellungnah- 
men wurden interessanterweise 
vom Kommando der russischen 
Grenztruppen abgegeben, wonach 
allen „Eindringlingen“ das gleiche 
Schicksal drohe. Keine zivile 
Behörde hat diese harschen Er- 
klärungen abgemildert oder ihnen 
widersprochen. 


Rußland ist offensichtlich ent- 
schlossen, das separatistische Re- 
gime General Dudajews in 
Tschetschenien im Nordkaukasus 
in allernächster Zeit zu stürzen. 
Sollten irreguläre militärische 
Maßnahmen dazu nicht ausrei- 
chen, wird eine direkte militäri- 
sche Intervention immer wahr- 
scheinlicher. = 


S. G. Warburgs 
Pläne für Italien 


Eines der wichtigsten Finanzhäu- 
ser der Londoner City, die S. G. 
Warburg & Co., zeigt sich mit der 
italienischen Regierung unter Mi- 
nisterpräsident Silvio Berlusconi 
außerordentlich unzufrieden. Die 
Bank prophezeit ein baldiges 
Auseinanderbrechen der Koalition 
aus Forza Italia, Allianza Nationa- 
le und Lega Nord und die Bildung 
einer neuen Regierung, die sich 
aus Technokraten unter der 
Führung eines hohen Zentral- 
bankvertreters zusammensetzen 
soll. Nur ein technokratisches Re- 
gime sei-in der Lage, die massi- 
ven Haushaltskürzungen bei den 
Sozialausgaben und den Renten- 
zahlungen durchzusetzen. 


Im jüngsten Kundeninformations- 
brief der Warburg-Bank heißt es: 
„Der Widerstand innerhalb der 
Regierung gegen zentrale Kürzun- 
gen bei Renten und Gesundheits- 
wesen macht eine problemlose 
Verabschiedung des Haushalts 
1995 unwahrscheinlich. Die Devi- 
senmärkte müssen die Möglich- 
keit sich verschärfender interner 
Zwiste und sogar den tatsächli- 
chen Zusammenbruch der Regie- 
rung in Erwägung ziehen. Eine 
Zinsanhebung würde unter diesen 
Bedingungen dem Nachfolger ei- 


ne noch höhere Schuldenlast 
überlassen. Es kursieren bereits 
Gerüchte, daß die Regierung Ber- 
lusconi im Herbst durch eine tech- 
nokratische Regierung mit einer 
Galionsfigur an der Spitze wie 
dem derzeitigen Zentralbankchef 
Fazio oder Antonio Prodi (ehema- 
liger Spitzenmanager des IRI- 
Konzerns) abgelöst werde. Nach 
einem anderen Szenario wechselt 
Lega-Nord-Chef Bossi einfach die 
Lager und bildet eine Koalitions- 
regierung mit der Linksallianz un- 
ter Führung der PDS und den 
früheren Christdemokraten.“ 


Laurent Mura- 
wiec und die ‚‚glo- 
bale Unterwelt‘‘ 


Die Aktivitäten eines gewissen 
Laurent Murawiec stellen einen 
Schlüssel zum Verständnis der 
laufenden, vom britischen Ge- 
heimdienst gesteuerten Destabili- 
sierungen dar. Zwar ist Murawiec 
persönlich unwichtig; aber er ist 
in China, Argentinien, der 
Schweiz und Frankreich unter an- 
derem bei Tätigkeiten aufge- 
taucht, die als Deckmantel für 
Operationen des britischen und 
damit verbundener Geheimdienste 
dienten. So war er in Argentinien 
der Organisator und Hauptredner 
einer Konferenz über „Geopoli- 
tik“, die kurz vor dem Bombenan- 
schlag auf jüdische Einrichtungen 
in Buenos Aires stattfand. 


Die Konferenz selbst war belang- 
los, bot jedoch den Vorwand, un- 
ter dem mehrere Geheimdienstler 
zu einem kritischen Zeitpunkt in 
die argentinische Hauptstadt rei- 
sen konnten. Zudem ist Murawiec 
in britische Operationen ver- 
wickelt, die der Vorbereitung auf 
erwartete Turbulenzen in China 
nach dem Tode Dengs dienen. 
Auch zu Schlüsselpersonen des 
Iran-Contra-Komplexes hat er Be- 
ziehungen, so zu dem Netzwerk 
von George Bush/Oliver North 
und der Gruppe um Ariel Scharon 
in Israel. 


Dies ist nur ein Beispiel für die 
intensive Mobilisierung britischer 
Dienste, bei der „irreguläre“ 
Agenten, von „Islamischen Terro- 
risten“ über ökologische, malthu- 
sianische Fanatiker bis hin zu lin- 
ken Chaoten und Neonazis be- 
nutzt werden. Das Ziel ist 
maximale Destabilisierung. Das 
Modell für die Koordinierung die- 
ser Aktivitäten ist die „Unter- 


welt“, wie es sie auf lokaler Ebe- 
ne im Amerika der zwanziger und 
dreißiger Jahre gab. Diese „Unter- 
welt“ bestand aus bekannten Per- 
sonen, die untereinander durch 
zahlreiche kriminelle Geschäfte 
verbunden waren. In jüngerer Zeit 
trat an deren Stelle eine interna- 
tionale, globale Unterwelt. Hierzu 
gehören unter anderem George 
Soros, Marc Rich, Carlo de Bene- 
detti, Sir James Goldsmith, Geor- 
ge Bush, Edgar Bronfman, Samu- 
ei Pisar, Alexander Schalck-Go- 
lodkowski, die Führung der 
Anti-Defamation League und 
Michail Gorbatschow. Der ver- 
storbene Robert Maxwell mag 
beispielhaft für diese Struktur ste- 
hen. 


Weltkirchenrat 
befürwortet 
Kairo-Dokument 


Der Generalsekretär des Weltkir- 
chenrates (WCC) Konrad Raiser 
äußerte sich in Genf ablehnend 
zur Kritik des Papstes an der UN- 
Bevölkerungskonferenz in Kairo. 
Im WCC sind 324 orthodoxe und 
protestantische Kirchen zusam- 
mengeschlossen, und er nimmt 
für sich in Anspruch, den größten 
Teil der nichtkatholischen Chri- 
sten zu vertreten. Gegenüber dem 
Ecumenical Press Service (EPS) 
stellte Raiser die „Weisheit“ der 
„obstruktionistischen“ Kampagne 
des Vatikan in Frage. Er bezwei- 
felte, daß dies der beste Weg für 
den Vatikan sei, seine „unver- 
blümte Position“ zu vertreten. 


„Die protestantischen Kirchen 
sind von Grund auf demokratisch 
und synodal. Deswegen können 
wir nicht akzeptieren, daß ein Bi- 
schof das letzte Wort haben soll. 
Aber der Heilige Stuhl will als ei- 
ne Regierungsdelegation an der 
Konferenz teilnehmen, eine poli- 
tische Rolle spielen und Druck 
auf andere ausüben, einer be- 
stimmten Auffassung zuzustim- 
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men. 


Raiser wandte sich gegen die an- 
gebliche Kritik des Vatikan, der 
Kairo-Entwurf sei wesentlich von 
amerikanischen Feministinnen 
beeinflußt. Raisers Ansicht nach 
seien Frauen autoritären Struktu- 
ren gegenüber zu Recht skep- 
tisch, die vorwiegend durch eine 
maskuline Sicht gekennzeichnet 
seien. Er lobte das Vorbereitungs- 
dokument für dessen deutlich zu- 
tage tretende Berücksichtigung 


von „Frauengesichtspunkten“. I 


Vatikan ver- 
schärft Offensive 
gegen Kairo- 
Entwurf 


Vatikan-Sprecher Joaquin Navar- 
ro-Valls veröffentlichte am 8. Au- 
gust eine Presseerklärung, worin 
der Vatikan noch einmal aus- 
drücklich seine Ablehnung des 
Entwurfs des Kairo-Schlußdoku- 
mentes bekräftigt, weil dieser Ab- 
treibung als Mittel zur Bevölke- 
rungsreduzierung nicht aus- 
schließe. Nach Auffassung des 
Heiligen Stuhls stehe hierbei die 
Zukunft der Menschheit auf dem 
Spiel, heißt es in dem Text. Am 
nächsten Tag erklärte Navarro in 
einem Interview, der Vatikan leh- 
ne auch die neokolonialistische 
Auffassung der Beziehungen zwi- 
schen armen und reichen Ländern 
ab, wie sie in dem UN-Papier zu- 
tage trete. Die Vorstellung, Ab- 
treibung könne in weltweiten 
Maßstab zur Lösung der demo- 
graphischen Probleme eingesetzt 
werden, sei nicht hinnehmbar. 


Parallel zur Erklärung des Vatikan 
kündigte der Leiter der italieni- 
schen Kairo-Delegation, Famili- 
enminister Antonio Guidi, an, er 
werde die Position des Vatikan in 
Kairo unterstützen. Guidi, der 
Berlusconis Partei Forza Italia an- 
gehört, sprach sich auch gegen die 
„dritte Kolonialisierung“ der ar- 
men Länder aus und rief dazu auf, 
Bedingungen zu schaffen, unter 
denen auch große Familien in ei- 
nem demokratischen und friedli- 
chen Klima unter Respektierung 
ihrer Kultur leben könnten. „Wir 
müssen die wichtige Vorstellung 
achten und wieder stärken, die in 
Europa verlorengegangen ist, daß 
Kinder einen Wert an sich darstel- 
len und ihnen zugleich ermöglicht 
werden muß, unter menschenwür- 
digen Bedingungen auch in mate- 
rieller Hinsicht aufzuwachsen“, 
erklärte er. 


Auch der Generalsekretär der PPI, 
der früheren Christdemokraten, 
Rocco Buttiglione sprach sich ge- 
gen das Kairo-Dokument aus. In 
der westlichen Elite gebe es eine 
Tendenz, „die Armen zu vernich- 
ten“. Dieses neomalthusianische 
Denken komme zum Beispiel in 
dem amerikanischen Sicherheits- 
memorandum NSSM 200 zum 
Ausdruck. 


Das Duo 
Pankin-Maxwell 


In der britischen Presse entstand 
kürzlich eine Kontroverse um das 
Schicksal des russischen Bot- 
schafters in Großbritannien, Boris 
Pankin. Am 8. August erschien in 
der Londoner Times eine seltsam 
anmutende Verteidigung Pankins 
durch Lord Nicholas Bethell, der 
langjährige Verbindungen zum 
britischen wie russischen Ge- 
heimdienst hat. Dieser erklärte, 
die Bemühungen, an Pankins Stel- 
le den stellvertretenden Außenmi- 
nister Anatoli Adamischin als 
Botschafter einzusetzen, gingen 
von „Hardlinern‘“ im KGB und im 
russischen Außenministerium aus. 
Informierte russische und briti- 
sche Experten bezeichnen 
Bethells Darstellung als absurd 
und nennen als Ausgangspunkt 
der Angriffe auf Pankin Präsident 
Boris Jelzin selbst. 


Insider sehen einen Zusammen- 
hang zwischen der Kontroverse 
und den Enthüllungen über den 
verstorbenen britischen Medien- 
mogul Robert Maxwell am 28. 
Juli im Ersten deutschen Fernse- 
hen. Maxwell und Pankin arbeite- 
ten spätestens seit 1973 zusam- 
men, als Pankin an leitender Stel- 
le in der sowjetischen 
Copyright-Organisation VAAP, 
einer wichtigen KGB-Tarnorgani- 
sation, tätig war und Maxwell bei 
der Veröffentlichung von eng- 
lischsprachigen Biographien über 
sowjetische Führungspersönlich- 
keiten half. DO 


Italien: Gardini 
und Castellari 
wurden ermordet 


Mehr als ein Jahr nach ihrem Tod 
steht jetzt fest, daß Raul Gardini, 
Vorstandsmitglied des Nahrungs- 
mittelkonzerns Feruzzi, und Carlo 
Castellari, der zehn Jahre lang der 
höchste Beamte des italienischen 
Ministeriums für Staatsbetriebe 
gewesen war, ermordet wurden. 
Beide hatten 1992 auf dem Höhe- 
punkt der Ermittlungen gegen 
„politische Korruption“ und Fi- 
nanzbetrug sowie der Privatisie- 
rung italienischer Staatsbetriebe 
angeblich Selbstmord begangen. 


Die römischen Untersuchungs- 
behörden veröffentlichten jetzt, 16 
Monate nach dem Tode Castella- 
ris, das Ergebnis der forensischen 


Analyse, nach der auszuschließen 
ist, daß sich Castellari selbst er- 
schossen haben könnte. Castellari 
stand damals im Zentrum ge- 
schäftlicher Verhandlungen, auch 
über Waffengeschäfte, an denen 
die italienische Regierung und 
verbündete Regierungen beteiligt 
waren. Zudem verfügte er über 
enge Beziehungen zum italieni- 
schen und anderen Geheimdien- 
sten. 1992 trat er von seinem Amt 
zurück und wurde als Repräsen- 
tant der Deutschen Bank tätig. 
Sein Tod erfolgte zu einer Zeit, 
als sich die Kampagne zur Priva- 
tisierung der italienischen Staats- 
industrie auf ihrem Höhepunkt 
befand. Auch seine Witwe Idina 
Feruzzi glaubt an Mord. ® 


Jelzin spielt 
die „‚Korruptions- 
karte‘‘ 


Im Herbst ist in Rußland mit 
größeren politischen Auseinan- 
dersetzungen zu rechnen. Präsi- 
dent Boris Jelzin hat sich ent- 
schlossen, die „Korruptionskarte“ 
zu spielen. Er will damit die allge- 
meine Aufmerksamkeit von den 
wahren Ursachen der Krise in der 
russischen Infrastruktur und Indu- 
strie ablenken. Jelzin wird die al- 
leinige Schuld für das Leiden der 
Bevölkerung unter der Korruption 
in Politik, Wirtschaft, Industrie 
usw. zuschreiben. Unklar ist, wie 
lange er damit durchkommt, ohne 
daß er selbst beziehungsweise sei- 
ne eigene, notorisch korrupte Um- 
gebung hineingezogen wird. 


Zunächst führte die Regierung 
den Kollaps des Finanzhauses 
MMM mit herbei, als Moskauer 
Beamte Anfang August eine me- 
dienwirksame Razzia gegen die 
Büros von MMM-Chef Mawrodi 
durchführten. Zuvor hatte MMM 
mit Billigung der Regierung rus- 
sische Investoren in einem 
großangelegten finanziellen „Ket- 
tenbrief“ betrogen. Am 12. Au- 
gust ließ die Regierung einen Be- 
richt an die Londoner „Financial 
Times‘ durchsickern, wonach die 
Pyramide unbezahlter Schulden 
zwischen verschiedenen Betrie- 
ben vor allem durch „korrupte 
Betriebsmanager“ zustande ge- 
kommen sei, die mit „kriminellen 
Elementen“ zusammenarbeiteten. 
Tatsächlich ist aber die vom IWF 
verlangte und von der Regierung 
Jelzin-Tschernomyrdin durchge- 
setzte Austeritätspolitik, die unter 
anderem Unternehmenskredite 


massiv drosselte, der Hauptgrund 
für die Schuldenkrise. 


Jelzin wird auch versuchen, von 
den zunehmenden Skandalen zu 
profitieren, die die Frage der Kapi- 
talflucht der KPdSU über weltweite 
Operationen Ende der achtziger 
und Anfang der neunziger Jahre 
betreffen. Er wird prominente Per- 
sönlichkeiten anprangern und sich 
selbst ostentativ von den illegalen 
Machenschaften distanzieren. Dies 
ist die wahrscheinliche Erklärung 
für Jelzins Versuch, den russischen 
Botschafter in Großbritannien, Bo- 
ris Pankin, abzusetzen. D 


Europäische 
Infrastruktur- 
vorhaben 


Mit Beginn der deutschen EU-Prä- 
sidentschaft haben Mitglieder der 
Regierung Kohl wiederholt ihre 
Unterstützung für die Verwirkli- 
chung transeuropäischer Infrastruk- 
turprojekte ausgedrückt. Selbst Fi- 
nanzminister Theo Waigel, der als 
Kritiker des Delorsschen Weiß- 
buchs bekannt ist, hob die Bedeu- 
tung der EU-Entscheidung für Ent- 
wicklungsachsen einer transeu- 
ropäischen Transportinfrastruktur 
hervor. 


Auf einer Konferenz der Hanns- 
Seidel-Stiftung in München setzte 
er sich auch für die Transrapid-Ma- 
gnetbahn-Technologie ein. Dort 
sagte er, der Bau einer Magnet- 
bahnverbindung zwischen zwei 
Metropolen sei unverzichtbar. In ei- 
nem Interview mit dem „Handels- 
blatt“ erklärte Verkehrsminister 
Matthias Wissmann, zusätzlich zu 
den auf dem EU-Gipfel auf Korfu 
verabschiedeten elf Hochgeschwin- 
digkeitseisenbahn-Projekten seien 
weitere grenzüberschreitende Kor- 
ridore auf der vorangegangenen Pa- 
neuropäischen Verkehrskonferenz 
auf Kreta ins Auge gefaßt worden. 


Auf die Frage eines Journalisten 
bei der EU-Verkehrsministerkonfe- 
renz in Ludwigsburg nach dem ge- 
genwärtigen Stand der ins Auge 
gefaßten Eisenbahnvorhaben ant- 
wortete Wissmann, gerade die Ei- 
senbahnverbindung Berlin-War- 
schau-Moskau habe er mit dem 
russischen Präsidenten Jelzin bei 
dessen Deutschlandbesuch vor ei- 
nigen Wochen ebenfalls in Lud- 
wigsburg diskutiert. Aber es seien 
noch weitere Planungen und Ge- 
spräche, vor allem über die Finan- 
zierung, erforderlich. 
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Geheimdienste 


Der 


Rockefeller- 
Clan und 
der CIA 


Zweiter Teil und Schluß 


Peter Blackwood 


Das Tavistock-Netz und die Ideen von Dr. John Rawlings Rees - den 
Klassenkampf mit „Waffen“ führen zu lassen, die „eher die Moral 
angreifen, als daß sie Menschenleben kosten“ - sind in der Zeit 
nach Ende des Zweiten Weltkrieges zum Haupt-“Waffensystem“ 
der Rockefeller-Kräfte und ihres versteckten Arms, der Central In- 
telligence Agency (CIA), geworden. Als die Rockefeller-CIA-Frak- 
tion den Beginn des kapitalistischen Zusammenbruchs feststellte, 
mobilisierte sie neben all ihren sonstigen Kräften das Netz des Ta- 
vistock-Instituts in England, um global unter direkter Militärherr- 
schaft mindestens solche Akkumulationsraten zu erzielen wie der 
Finanzminister der Nationalsozialisten, Hjalmar Schacht. 


John Rees’ Ideen und sein An- 
trieb zur Errichtung des Tavi- 
stock-Netzes waren wie bei Hitler 
nicht sehr grundlegend. Obwohl 
Rees seinen Beruf als Psychologe 
ausnutzte, um seine Ver- 
schwörung aufzubauen, wäre es 
ein Unrecht zu sagen, daß diese 
Ideen einer pervertierten Abart 
der Psychologie als Wissenschaft 
entsprungen wären. Rees’ Sozial- 
wissenschaft überschritt nie das 
Niveau, mit dem um die Jahrhun- 
dertwende die Apologeten des bri- 
tischen Imperialismus hausieren 
gingen, die für kurze Zeit an Uni- 
versitäten wie Cambridge - wo 
Rees studierte - führend waren. 


Diese Leute versuchten, den eng- 
lischen Kolonialismus mit einer 
geisterhaften Mischung aus wis- 
senschaftlichen Fakten und alber- 
nen Gemeinplätzen aus dem 18. 
Jahrhundert zu rechtfertigen, in- 
dem sie, kurz gesagt, behaupteten, 
man müsse aus „genetischen 
Gründen‘ den derben englischen 
Prügel über die von Geburt an 
hilflosen, farbigen Rassen 
schwingen. 


1945 faßte Rees in seinem Buch 
„Ihe Shaping of Psychiatry by 
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War“ sein gesamtes Weltbild zu- 
sammen. Er zeigte darin gleich- 
zeitig, daß er den pseudowissen- 
schaftlichen Rassismus, dem er 
aufgesessen war, nicht abgelegt 
hatte. Er hatte ihn sogar zur 
Grundlage seiner Anschauungen 
gemacht. Die Gesellschaft, so 


sagte Rees 1945, bestehe aus 
Schichten. Die Grundlage bilde 
ein „psychopathologisches Zehn- 
tel“ der Bevölkerung - der „kör- 
perlich bedingt minderwertigste“ 
Teil, darüber lagerten sich die 
Schichten, die sich funktional 
durch höheres Talent und einen 
geringeren Grad an Neurosen un- 
terschieden. Die Menschen, die zu 
dem minderwertigsten neuroti- 
schen Zehntel gehörten, nennt Re- 
es einfach „Dummköpfe“, worun- 
ter leider auch ein hoher Prozent- 
satz der „farbigen“ Bevölkerung 
fällt. 


Übrigens schlägt Aldous Huxley 
in seinem Buch „Schöne neue 
Welt“ vor, eine Schicht unternor- 
maler Menschen zu produzieren, 
die die stumpfsinnigen Arbeiten 
der Gesellschaft ausführen kön- 
nen. Nach Rees brauchen sie nicht 
erst produziert zu werden, denn es 
gibt bereits davon schon viele. 


Glückliche Kamerad- 
schaft der Dummköpfe 


Offensichtlich hatte solch eine 
Überzeugung nichts mit den psy- 
chiatrischen Methoden zu tun, die 
Rees nach seinem Dienst als 
Stabsarzt im Ersten Weltkrieg stu- 


diert hatte. Das heutige Problem 
ist, daß Rees sein Verständnis von 
psychiatrischen Methoden dazu 
benutzte, um ein Aktionspro- 
gramm zu formulieren und in die 
Tat umzusetzen, das auf dieser 
Überzeugung basiert. Die prakti- 
sche Aufgabe der Psychiatrie ist 


für Rees eine „saubere Verteilung 
der Fähigkeiten“. 


Psychiater sind seiner Meinung 
nach in der Lage, für jeden natio- 
nalen Sektor eine „Landkarte“ der 
Neurosen anzulegen. Auf der 
Grundlage solcher Studien kön- 
nen sie dann einen „Filter“-Me- 
chanismus herstellen, um 
verschiedene neurotische Typen 
auszusondern und sie in den ihnen 
entsprechenden Beschäftigungs- 
bereichen einsetzen. Durch solche 
Selektionstaktiken können 
Dummköpfe, die nur wegen ihres 
ständigen Versagens frustriert 
sind, an simple Aufgaben heran- 
geführt werden und sich der 
glücklichen Kameradschaft ande- 
rer Dummköpfe erfreuen. Diejeni- 
gen, die der höchsten intellektuel- 
len Funktionen fähig sind, erhal- 
ten das Recht, ohne Skrupel 
entsprechend mit den unterbelich- 
teten Typen zu verfahren - ein 
wahrhaft glückliches geistiges Le- 
ben für die Gesellschaft. 


Es sollte erwähnt werden, daß 
selbst die weiteren psychosozialen 
Theorien von Rees nicht etwas 
schrecklich Neues waren. Schon 
vor dem Ersten Weltkrieg hatten 
die Kapitalisten, besonders in 
Amerika, begriffen, daß der Le- 


David Rockefeller (links) und 
sein engster Berater, der ehema- 
lige US-Außenminister Henry 
Kissinger. 


bensstandard der Arbeiterklasse 
durch die progressiven Reformen, 


die sich das Kapital leisten kann, 
gesteigert werden muß, um höhe- 
re Profite aus den neuen Produk- 
tionsweisen des 20. Jahrhunderts 
zu ziehen. Sie stellten jedoch 
ebenso schnell fest, daß solche 
Reformversprechen sehr leicht 
das revolutionäre Potential inner- 
halb der Arbeiterklasse freisetzen 
konnten und daß deshalb solche 
Initiativen streng kontrolliert wer- 
den mußten. 


Besonders die Rockefellers und 
die Fords wurden Meister der 
kontrollierten Entwicklung der 
„neuen“ Arbeiterklasse. Um ihre 
Ziele zu erreichen, initiierten und 
bezahlten sie eine ganze Reihe 
wissenschaftlicher Initiativen. 
Dieser Vorgang war vielen marxi- 
stischen Theoretikern der damali- 
gen Zeit nicht unbekannt. 


Die teuflische 
Logik 


Als der italienische Kommunist 
Antonio Gramsci die Verwüstun- 
gen in der amerikanischen Arbei- 
terklasse betrachtete, die durch 
die Methoden eines dieser von 
Ford und Rockefeller bezahlten 
„Wissenschaftler“, dem Speziali- 
sten für Arbeitsintensivierung, 
Frederick Taylor, hervorgerufen 
wurden, behauptete er, daß der 
einzige Zweck der amerikani- 
schen Gesellschaft nur noch darin 
bestehe, „im Arbeiter zum höch- 
sten Grade automatisierte und me- 
chanische Einstellungen zu ent- 
wickeln, den alten psychisch- 
physischen Zusammenhang quali- 
fizierter Facharbeit zu zerbrechen, 
der eine gewisse aktive Teilnahme 
von Intelligenz, Phantasie und Ei- 
geninitiative auf der Seite des Ar- 
beiters verlangt, sowie die 
produktiven Operationen aus- 
schließlich auf dem mechanisch- 
physischen Aspekt zu reduzie- 
ren“. 


Gramsci schreibt weiter: „Aber 
diese Dinge sind in Wirklichkeit 
weder originell noch neu; sie re- 
präsentieren nur die neueste Pha- 
se eines langen Prozesses, der mit 
der Industrialisierung selber be- 
gonnen hat. Die Phase ist intensi- 
ver als die vorhergehenden und 
zeigt sich in immer brutaleren 
Formen. Eine erzwungene Aus- 
wahl wird unausweichlich statt- 
finden; ein Teil aus der alten Ar- 
beiterklasse wird erbarmungslos 
aus der Welt der Arbeit eliminiert 
werden und vielleicht auch aus 
der Welt selbst.“ 


In der Pose der Sieger: Winston Churchill (links), US-Präsident Harry 
S. Truman und Josef Stalin auf der Potsdamer Konferenz. 


Es wurde schon an anderer Stelle 
gezeigt, daß die Rockefeller-Fa- 
milie maßgeblich für die Verbrei- 
tung solcher Auswahlverfahren 
verantwortlich war, besonders 
auch in der sogenannten Studien- 
beratung für Schüler und der Be- 
wegung für Arbeitsmedizin. Rees 
und die Rockefeller-Foundation 
müssen in den dreißiger Jahren 
ziemlich eng zusammengearbeitet 
haben. Was Rees über alle ande- 
ren wissenschaftlichen Kollabora- 
teure Rockefellers hinaus ent- 
wickelte, bestand in dem logi- 
schen organisatorischen Rahmen 
seiner bestialisierten psychologi- 
schen Praxis. 


„Wenn wir beabsichtigen, an die 
Öffentlichkeit zu gehen“, sagte 
Rees 1945 vor einer Gruppe von 
Psychiatern der US-Armee, „und 
die sozialen und nationalen Pro- 
bleme unserer Tage in Angriff 
nehmen wollen, dann müssen wir 
Stoßtruppen haben, und diese 
können nicht von einer Psychia- 
trie zur Verfügung gestellt wer- 
den, die vollständig aus festen In- 
stitutionen besteht. Wir müssen 
deshalb Einsatzteams von Psy- 
chiatern haben, die sich frei be- 
wegen können und die engen 
Kontakt zu den örtlichen Gege- 
benheiten in ihrem speziellen Ge- 
biet haben.“ 


Rees’ Logik ist teuflisch, aber 
klar. Für wahre geistige Gesund- 
heit muß die Gesellschaft durch 
rationale Selektion völlig verän- 
dert werden. Unglücklicherweise 
sehen viele Menschen die Welt 
nicht auf diese Art. Vor allem 


glauben die meisten Arbeiter, daß 
„Jede Auswahlmethode ein Me- 
chanismus ist, mit dem der böse 
Kapitalist versucht, noch mehr 
aus dem Arbeiter herauszuholen, 
und dies Vorurteil stirbt nur 
schwer aus“. 


Ein überwältigendes Be- 
dürfnis zu manipulieren 


Nach Rees’ Weltanschauung sind 
solche Neinsager, ebenso wie al- 
le, die sich zu „Streik“ oder „sub- 
versiven Aktivitäten“ zusammen- 
rotten, neurotisch und müssen un- 
bedingt behandelt werden; 
unglücklicherweise sehen sie ihre 
Krankheit nicht ein. In einer der- 
artigen Welt von ahnungslosen 
Neurotikern kann die Psychiatrie, 
der einzige Schiedsrichter darü- 
ber, wer nun eigentlich gesund ist, 
nur von einer Clique ausgeübt 
werden. „Untereinander in Ver- 
bindung stehende Gruppen von 
Psychiatern sind in jedem Land“ 
darauf vorbereitet, ihre Waffen zu 
mustern und ihren Einfluß einzu- 
setzen, um sich in das „Feld der 
Politik und der Regierung“ zu be- 
geben. 


Nur eine Verschwörung von Psy- 
chiatern - wie sie sich Rees vor- 
stellt, wenn er von seiner „Missi- 
on“ spricht - kann eine Gesell- 
schaft aufbauen, „in der es 
möglich ist, daß alle Mitglieder 
jeder sozialen Gruppe behandelt 
werden können, und zwar auch 
ohne gesetzliche Mittel und sogar 
auch dann, wenn sie es nicht 
wünschen“. Der Aufbau dieser 


Clique ist das, was Rees selbst als 
seine „Mission“ bezeichnen wür- 
de. 


Es sollte dem Leser also klar sein, 
daß Rees’ Auffassung von Psy- 
chiatrie im wesentlichen nichts 
mit wirklichen psychiatrischen 
Methoden zu tun hat. Die Weltan- 
schauung von Rees ist tatsächlich 
die eines psychopathologischen 
Bourgeois, der verzweifelt einen 
magischen „Hebel“ braucht, um 
so die schrecklichen Kräfte der 
Außenwelt zurechtbiegen zu kön- 
nen. 


Grob gesagt, war Rees’ Ent- 
deckung - die man noch nicht ein- 
mal als fundamental bezeichnen 
kann - die, daß psychiatrische 
Methoden umgekehrt werden 
können, mit dem Effekt, daß 
Techniken, die normalerweise an- 
gewandt werden, um den Geist 
vom Schmarotzertum der Psycho- 
se zu befreien, auch dazu benutzt 
werden können, kontrollierbare 
Formen neurotischen und psycho- 
tischen Verhaltens zu erzeugen. 


Die Geschichte des Tavistock- 
Netzes zeugt von Rees’ überwäl- 
tigendem Bedürfnis zu manipulie- 
ren. Noch bevor Rees seine Ver- 
schwörungstheorie völlig 
ausgesprochen hatte, zeigte sich 
diese Neurose ganz deutlich. Zu 
Beginn der dreißiger Jahre wandte 
er seine wachsende Macht in psy- 
chologischer Manipulation an, um 
seinen ersten Coup zu landen, um 
Direktor der Tavistock-Klinik zu 
werden. 


Hugh Crichton-Miller, Gründer 
der Tavistock-Klinik im Jahre 
1921 und Psychiatrie-Lehrer von 
Rees, brachte dessen Vorstellun- 
gen über die „praktische“ Psy- 
chiatrie zu große Vorbehalte ent- 
gegen. Als Vergeltungsmaßnahme 
startete Rees eine Rufmordkam- 
pagne unter den jungen Doktoren 
der Klinik. Er diskutierte 
Crichton-Millers Methoden, bis 
der Ärztestab Miller ins Gesicht 
sagte, er sei ein Menschen- 
schlächter. 1932 erlebte Rees’ 
Lehrer einen Zusammenbruch 
und wurde einmütig durch John 
Rees als medizinischen Direktor 
ersetzt. 


Technik für erstklassige 
Gehirnwäsche 


Um seinen Einfluß auf die Klinik 
zu festigen und in Vorbereitung 
der Änderungen, die er vorhatte, 
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führte Rees „Kollektivismus“ ein, 
das heißt, er verlangte, daß alle 
Veröffentlichungen der Mitglieder 
des Stabes vom gesamten Kollek- 
tiv bestätigt werden und daß das 
Gehalt der Ärzte in einen Topf 
zusammengelegt wird. Diese For- 
derungen kamen von einem 
Mann, der gerne feststellte, daß 
sich seine Einstellung zum Sozia- 
lismus nicht merklich verändert 
hatte, seit er als führender medi- 
zinischer Offizier nach dem Er- 
sten Weltkrieg im Dienste der bri- 
tischen Armee an einem Feldzug 
gegen die Bolschewiki in Baku 
teilgenommen hatte. 


In der zweiten Hälfte der dreißi- 
ger Jahre stellte Rees diese 
scheußlichen Gesellschaftsspiele 
auf eine strenge Grundlage. Unter 
Rees wurde die Tavistock-Klinik 
zum Wegbereiter der Abreakti- 
ons-Therapie unter Benutzung 
von Elektroschocks und Barbitu- 
rate. Die klinischen Beweise bei 
der Deprogrammierung von Chris 
White zeigen, daß die Umkehr 
der Abreaktion - der Gebrauch 
von Schocks, Hypnosen und Dro- 
gen, um neue, vielleicht traumati- 
sche Erinnerungen zu induzieren 
- die Technik ist, die man für eine 
erstklassige „Pawlowsche“ Ge- 
hirnwäsche braucht. Rees’ Be- 
wunderung für die Abreaktions- 
techniken blieb grenzenlos, und 
er bezeichnet die Abreaktion in 
Verbindung mit Schock später als 
ebenso wirksam wie „Psycho- 
chirurgie“. 


Das erklärt auch, warum Rees 
den jungen Eric Trist ans Tavi- 
stock-Institut holte und schnell 
auf die höchste Ebene des Insti- 
tuts katapultierte. Trist, der jetzi- 
ge Kopf der Tavistock-Operatio- 
nen an der Ostküste in den USA, 
wurde von Rees im Jahre 1940 
aufgelesen, als dieser als Stipen- 
diat der Rockefeller-Foundation 
an einem englischen Kranken- 
haus durch Drogen und Hypnose 
induzierte Abreaktionen erforsch- 
te. 


Die andere Arbeit, die Rees 
„außerordentlich stark interessier- 
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Die verhaftete deutsche Reichsregierung wird im Flugzeug nach Luxemburg in die Gefangenschaft der Al- 
liierten gebracht. 


te“, war die damals neue Entwick- 
lung in der Gruppentherapie. Es 
ist klar, daß Rees die Arbeiten von 
W. R. Bion ausnutzte, den Rees 
ans Tavistock-Institut geholt hat- 
te, damit er persönlich die Grup- 
pensitzungen überwachte, die auf 
Rees’ Anordnung wegen der 
Möglichkeit zur Manipulation für 
den Ärztestab obligatorisch wa- 
ren. 


In den zwanziger und dreißiger 
Jahren war Rees Spezialist für Fa- 
milienwohlfahrt der englischen 
Regierung gewesen. Dabei hatte 
er gelernt, daß neben dem Elek- 
troschock die Familie das stärkste 
psychoaktive Mittel ist. In dem 
sogenannten Rockefeller-Memo- 
randum von 1946, in dem Rees 
das Tavistock-Netz Rockefeller 
als Denkfabrik für psychologische 
Kriegsführung anbot, preist Rees 
tatsächlich seine Ware mit der Be- 


hauptung an, daß das Netz in der 
Lage sei, „in großem Ausmaß das 
Verhältnis zwischen Familienle- 
ben und Kindererziehung einer- 
seits und dem späteren politischen 
und wirtschaftlichen Verhalten 
andererseits“ zu bestimmen. Bi- 
ons „therapeutische Gruppen“ bo- 
ten die Möglichkeit, die Macht 
der Familie anzuzapfen. 


Grausamer 
Teamgeist als Vorbild 


Ein geschickter Gruppenleiter 
kann eine wirksame, wenn auch 
künstliche „Familien“-Umgebung 
schaffen. Wenn diese Umgebung 
einmal zustande gekommen ist, 
dann kann der Therapeut zum 
Beispiel ein Mitglied der Gruppe 
beeinflussen, und zwar nicht di- 
rekt, sondern indem er geschickt - 
vielleicht durch „Vorschläge“ - 


andere Mitglieder der Gruppe be- 
einflußt. Wenn der Patient - das 
Opfer - die Vorstellung hat, daß 
die Gruppe etwas Warmes und 
Hilfreiches (Mütterliches) ist, 
dann wird er, wenn diese Umge- 
bung so beeinflußt wurde, daß sie 
sich gegen ihn wendet, wahr- 
scheinlich den Eindruck haben, 
starke mütterliche Zurückweisung 
zu erleben. 


Wenn dem Patienten darüber hin- 
aus die Manipulationskette des 
Therapeuten nicht völlig bewußt 
ist, so wird er dazu neigen, das 
Ergebnis zu internalisieren und zu 
glauben, er sei selbst an diesem 
neuen Bewußtsein über sich 
schuld. 


Wir werden später zeigen, daß 
das Wesen der Reesschen Techni- 
ken bei der psychologischen 
Kriegsführung auf Massenbasis 


darauf beruht, einzelne Schlüssel- 
faktoren in der sozialen Umge- 
bung gezielt so zu beeinflussen, 
daß das einzelne Individuum zu 
dem Glauben neigt, daß die 
„ganze Welt in Stücke fällt“ und 
einzig und allein das Individuum 
selbst schuld daran ist. An dieser 
Stelle genügt die Bemerkung, daß 
Rees bei seiner Gruppenarbeit er- 
kannte, daß die Manipulation, die 
auf dem bürgerlichen Verständnis 
von der Außenwelt als etwas 
„Magischem“ basiert, bei der 
Kontrolle über die Massen eine 
fundamentale Rolle spielt. 


Daneben ist bemerkenswert, daß 
Rees besonders in den obligatori- 
schen Gruppensitzungen stark 
sein Image als warme, mollige, 
lächelnde Mutter kultivierte. Re- 
es’ ständiger Gebrauch dieser 
Techniken auf allen Ebenen mag 
den grausamen „Teamgeist“ - 
ähnlich dem heutigen CIA - unter 
Rees’ Tavistock-Mitarbeitern er- 
klären. Es steht auf jeden Fall fest, 
daß Tavistock diese Gruppentech- 
niken als Grundlage ihrer Strate- 
gie gegen Industriearbeiter be- 
nutzte. 


1938 machte Rees mit seiner Ver- 
schwörung ernst. Er stellte fest, 
daß sich England im militarisier- 
ten Zustand befand und daß „das 
Militär und andere Kampfverbän- 
de einzigartige Experimentier- 
gruppen sind, weil sie einerseits 
entschlossene Gemeinschaften 
sind und es andererseits möglich 
ist, die Versuche in einer Art und 
Weise durchzuführen, wie es im 
zivilen Leben nur schwer möglich 
ist“. 


Mit einem Fuß im 
britischen Generalstab 


Rees benutzte seine Verbindungen 
zu bestimmten „vitalen Top- 
Leuten der Finanzwelt“, denen er 
emsig mit einem ehrenhäften Po- 
sten des Schatzmeisters am Tavi- 
stock geschmeichelt hatte, um 
1938 den Posten des beratenden 
Psychiaters der Armee in England 
zu bekommen, eine nur ehrenhaf- 
te Stellung im Army Medical Col- 
lege mit wenig Einfluß. 


„Es war nicht gut, im Army Medi- 
cal College zu arbeiten“, stellte 
Rees fest. „Ich mußte direkt ins 
Kriegsministerium, von wo aus 
ich eher Zugang zu Schlüsselleu- 
ten und zum Generalstab haben 
konnte, die mit der Verteilung der 
Arbeitskräfte und anderen Teilen 


der zentralen Organisation zu tun 
hatten.“ 


Die Art, wie sich Rees Zutritt 
zum Generalstab verschaffte, 
zeigt wieder seine wissenschaftli- 
che Vorgehensweise. Er hatte von 
einem der Ehrenvorsitzenden des 
Tavistock-Kuratoriums, dem da- 
maligen Notbevollmächtigten der 
Regierung Schottland, Lord Aln- 
ess, erfahren, daß ein gewisser Sir 
Ronald Adam demnächst erster 
Generalstabsoffizier werden soll- 
te. Rees hat einen engen Tavi- 
stock-Genossen, G. H. Hargrea- 
ves, der genug militärgeschichtli- 
ches Wissen gebüffelt hatte, um 
sich an den fetten Brocken Adam 
heranzumachen. Der beeindruck- 
te General Adam wurde davon 
überzeugt, Hargreaves als führen- 
den Psychiater zu übernehmen. 
Rees benutzte seinen neuen He- 
bel, um Adam zur Schaffung ei- 
nes Direktoriums für Militärpsy- 
chiatrie zu veranlassen, das Rees 
über einen offensichtlichen Stroh- 
mann, seinen alten Militärkumpel 
Hugh Sandiford, leitete. 


Nachdem Rees nun mit einem 
Fuß im britischen Generalstab 
stand, begann er damit, den ersten 
aus dem gesamten Common- 
wealth sorgfältig ausgewählten 
Trupp seiner Clique aufzustellen. 
Rees verlangte, „das Team“ sollte 
sich regelmäßig zu Informations- 
sitzungen treffen, bei denen nor- 
malerweise er selbst und Bion an- 
wesend waren. 


Im typischen Tavistock-Stil, mit 
einer Deckgeschichte, beschreibt 
ein Mitglied des „unsichtbaren 
Kollegs“ - wie Rees das Team 
nannte - den Verlauf der Sitzun- 
gen: 


„Es war bemerkenswert, wie un- 
ser Interesse ohne meine Absicht 
von den Berichten über individu- 
elle Krankheitsgeschehen auf die 
größeren Probleme des Krieges 
und der menschlichen Beziehun- 
gen, die Art der Feindseligkeiten, 
den Stand der Kultur gelenkt wur- 
de. Diese Probleme mußten in un- 
serer Philosophie genau überdacht 
werden, zuerst im militärpsychia- 
trischen Dienst und später in un- 
serer Nachkriegsplanung und Po- 
litik.“ 


Während des ganzen Krieges trie- 
ben Rees und sein Team unauf- 
hörlich die Anwendung von Aus- 
lesetechniken voran, wobei sie 
durch den Einfluß auf General 
Adam und eine wachsende An- 


zahl von Generalstäblern weitge- 
hend erfolgreich waren. 


Zur Verstärkung 
Spionageeinheiten 


1942 hatte Rees den britischen 
Generalstab und das Kriegsmini- 
sterium veranlaßt, versuchsweise 
einen Militär-Auswahl-Ausschuß 
zu gründen, um eine kleine Zahl 
von Offiziersanwärtern zu durch- 
leuchten. Offiziell stand der Aus- 
schuß unter der Leitung regulärer 
Armeeoffiziere. In Wirklichkeit 
war der Ausschuß unter fester Ta- 
vistock-Kontrolle, unter anderem 
durch Bion, J. D. Sutherland, ei- 
nen Panzeroffizier im Ersten 
Weltkrieg, und den jungen 
„Rockefeller-Zögling“ Trist. 


Gegen Ende jenes Jahres wurde 
aus dem Ausschuß ein Nachfor- 
schungs- und Trainingszentrum, 
und weitere Ausschüsse dieser 
Art breiteten sich über England 
und dem gesamten Common- 
wealth aus. Fast in allen Aus- 
schüssen war Tavistock stark ver- 
treten. Am Ende des Krieges be- 
saßen Rees’ Psychiater in den 
Ausschüssen die Psychoprofile 
von den meisten britischen Offi- 
zieren und von Mitgliedern der 
Bevölkerung in vielen Regionen. 


In Kanada wurde unter dem Per- 
sonaldirektor der kanadischen Ar- 
mee, Brigadegeneral Brock Chis- 
holm, einem engen persönlichen 
Freund von Rees, die Auswahl- 
technik von Rees allgemein ver- 
bindlich. Chisholm, der spätere 
erste Generaldirektor der Weltge- 
sundheitsorganisation der UN, 
führte als erster Rees’ Idee ein, 
die besagte, daß die Infanterie 
durch Spionageeinheiten verstärkt 
werden solle. Die Arbeit von 
Chisholm und Rees in Kanada 
war so erfolgreich, daß Rees spä- 
ter hoffte, daß „vielleicht die ka- 
nadischen Aufnahmelager einen 
sehr interessanten Vorgeschmack 
von dem geben, was im zivilen 
Leben getan werden könnte“. 


Rees benutzte jede Möglichkeit, 
um seine vorherrschende Position 
bei der Personalauswahl auszu- 
weiten und zu vertiefen. Als sich 
der Krieg nach 1944 seinem Ende 
zuneigte, begann Rees sein Perso- 
nal aus den Auswahlbehörden ab- 
zuziehen, um sie in eines seiner 
anderen Projekte zu stecken: in 
das zivile Umsiedlungsprogramm 
(Civil Resettlement Team). Mit 
diesem Umsiedlungsschema teste- 


te Rees, wohin seine Auswahl- 
maßnahmen führen konnten. 


Alle englischen Kriegsgefange- 
nen, die aus aufgelösten Kriegsge- 
fangenenlagern in Europa zurück- 
gekehrt waren, wurden angewie- 
sen, vor ihrer Entlassung 
freiwillig für kurze Zeit in Lagern 
zu bleiben, die von Tavistock- 
Leuten betreut wurden. Dort wur- 
de nicht nur ihr Psychoprofil er- 
mittelt, sie wurden auch einer 
Gruppentherapie nach Bions Mu- 
ster unterzogen. In den Sitzungen 
wurde ihnen vorgeschlagen, wo 
sie leben sollten und welche Ar- 
beit sie ergreifen könnten. 


Für den Fall, daß die Vorschläge 
befolgt wurden, wurde eine Nach- 
behandlung zugesichert und kon- 
trolliert. Rees beabsichtigte auf 
diese Weise das gesamte zurück- 
kehrende Armeepersonal unter 
dem Schutz des Arbeitsministeri- 
ums zu erfassen, aber mit dem 
Ende des Krieges und der neuen 
Labour-Regierung schwand sein 
Einfluß - eine Lektion, die Rees 
nicht vergessen sollte -, und sein 
Programm wurde ausrangiert. 


Rees war der einzige, 
der Heß verstand 


Obwohl das Reessche Umsied- 
lungsprogramm in England gelin- 
de gesagt undemokratisch ist, 
sieht es nicht so unheilverkün- 
dend aus. Die Kontrollfunktion 
der Reesschen Auswahl- und Um- 
siedlungsmechanismen treten viel 
offener bei der Arbeit des Tavi- 
stock-Instituts über die deutsche 
Ideologie hervor. 


Rees selbst nahm die Arbeit über 
Deutschland ernsthaft im Jahr 
1940 in Angriff, als er aufgefor- 
dert wurde, die psychiatrischen 
Untersuchungen des Hitler-Stell- 
vertreters, Rudolf Heß, für den 
britischen Geheimdienst (MI 6) 
zu leiten. Nicht ohne Ironie be- 
merkt Rees, daß die Ideologie sei- 
nes Patienten aus demselben Uni- 
versitätsstudium über Rassenwis- 
senschaften und geopolitische 
Theorien stammte, die Rees selbst 
so stark geformt hatten. Obwohl 
Heß zu dieser Zeit offenbar gei- 
steskrank war, war ihm diese Nei- 
gung seines Arztes dunkel be- 
wußt. Heß gab an, daß Brigadege- 
neral Rees der einzige Psychiater 
sei, der ihn wirklich verstehe. 


Die Special Operation Executive 
(SOE), der für unheimliche Ope- 
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rationen verantwortliche Teil des 
britischen Geheimdienstes, war 
von Rees’ Arbeit so beeindruckt, 
daß nach 1940 eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen der Tavi- 
stock-Mannschaft und der SOE 
begann. H. V. Dicks, Rees’ 
Kampfgefährte vom Tavistock 
und Assistent im Fall Heß, war 
zeitweise an die Führung des mi- 
litärischen Geheimdienstes ab- 
kommandiert. 


Durch Dicks erreichten die Rees- 
schen Methoden über Selektion 
und psychologische Kriegs- 
führung einen vorherrschenden 
Platz im amerikanischen Office 
of Strategy Service (OSS, Vorläu- 
fer des CIA) und eventuell in al- 
len angeschlossenen Planungsgre- 
mien, die sich mit psychologi- 
scher Kriegsführung und 
Nachrichtendienst befaßten. 


Wichtig ist, daß Rees die militäri- 
schen Geheimdienste dazu be- 
nutzte. um seine Auswahltechni- 
ken weiterzubringen. Über die 
SOE unterhielt Rees Sonderlager, 
die sogenannten British Collec- 
ting Centres, die mit den Kriegs- 
gefangenenlagern für Deutsche in 
England und Kanada in Verbin- 
dung standen. Mit den Erfahrun- 
gen, die er und Dicks bei der Be- 
handlung von Heß gemacht hat- 
ten, entwickelte Dicks, dem die 
Sonderlager unterstanden, zahl- 
reiche psychiatrische Kriterien, 
um die ankommenden Gefange- 
nen zu überprüfen. 


Während die Zentren offiziell die 
Aufgabe hatten, Daten zu sam- 
meln, die später zu Propaganda- 
zwecken gegen deutsche Truppen 
eingesetzt werden sollten, war es 
Dicks’ wirkliche Absicht, den 
Kontrolleffekt der Auswahlkrite- 
rien zu testen. Dicks wählte mit 
seinem System Leute mit „schwa- 
chem Ego“ aus, die dann der 
Gruppenindoktrination im Bion- 
Stil unterworfen wurden. Die Be- 
sten wurden als Agenten der SOE 
über Deutschland mit Fallschir- 
men abgesetzt. Die Restlichen 
wurden als Informanten und 
Agenten benutzt, um für die 
Engländer alle anderen Kriegsge- 
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Diese Collecting Centres selbst 
stellten nur die Testphase für die 
Arbeit dar, die der militärische 
Geheimdienst später im Auswahl- 
zentrum Bad Oeynhausen in der 
britisch besetzten Zone Deutsch- 
lands leisten sollte. Mit Beratung 
von Dicks und auf Befehl von Co- 
lonel Dick Rendal, der lange Zeit 
Mitglied des „unsichtbaren Kol- 
legs“ am Tavistock-Institut war, 
benutzten die Auswahlzentren die 
„Entnazifizierung“ als Deckman- 
tel, um „entnazifizierte zukünfti- 
ge Führer und Verwalter unter den 
Deutschen auszuwählen“. 


Es ist anzunehmen, daß der briti- 
sche Geheimdienst und sein ameri- 
kanisches Gegenstück bereits 1947 
von den meisten, wenn nicht von 
allen potentiellen politischen und 
gewerkschaftlichen Führern der 
Nachkriegsgeneration Reessche 
Psychoprofile angelegt hatten. 


Inwieweit das Reessche Netz 
1945 die britische Armee kontrol- 
lierte, ist eine weniger wichtige 
Frage. Die Geschichte des Zwei- 
ten Weltkrieges wurde grundle- 
gend durch die Wechselwirkung 
der Klassenkräfte geprägt. Das 
zeigt sich deutlich daran, daß die 
Entscheidungen der alliierten Po- 
litiker überwiegend von der Angst 
vor der europäischen und der 
amerikanischen Arbeiterklasse 
und von der Besorgnis über den 
mobilisierenden Effekt bestimmt 
wurde, den die Sowjetunion auf 
diese Arbeiter haben könnte. 


Trotzdem darf man nicht überse- 
hen, daß John Rees konsequent 
seine Clique aufbaute, um die 
„Gremien“ zu übernehmen, die 
versuchten, die Welt nach dem 
Krieg wieder aufzubauen. Rees 
organisierte seine Clique gemäß 
seinem Öffentlichen Anspruch: 
Wir sind nicht groß, aber gut pla- 
ziert. 


Das heißt, daß Rees ein rudimentä- 
res Verständnis dafür hatte, wie 
man grundsätzlich für eine „Hege- 
monie“ organisiert - nämlich indem 
man die Schlüsselleute organisiert, 
von denen dann wiederum Ideen 
und Einfluß ausgehen. Beispielhaft 
dafür ist die Art und Weise, wie 
Rees über die Berufszweige, die 
sich mit Geisteskranken befassen, 
die Hegemonie erreichte, indem er 


aus vielen tausend Fachleuten nicht 
mehr als ein Handvoll Leute orga- 
nisierte. 


Besonders am Beispiel der Armee 
haben wir aufgezeigt, daß Rees 
keine Skrupel hatte, wenn es dar- 
um ging, eine Schlüsselfigur zu 
ködern. In der Tat war er durch 
seine Manipulationen erfolgreich, 
die nicht weit von wirklichen kli- 
nischen Formen der psychosoma- 
tischen „Gehirnwäsche“ entfernt 
waren. 


Aus anderen Quellen ist bekannt, 
daß sich zur gleichen Zeit eine 
ähnliche Verschwörerclique um 
die Rockefeller-Fraktion des ame- 
rikanischen Kapitals und dessen 
verstecktem Apparat im OSS bil- 
dete. Wohin sich diese Fraktion 
und der OSS entwickelten, ist 
heute klar. Es ist eine Tatsache, 
daß sie Rees’ Ideen skrupellos 
ausnutzten, sobald sie ihnen ange- 
boten wurden. 


Wirtschaftskrieg für 
das Dollarimperium 


Die Rockefeller-Kräfte und das 
Netz von Rees skizzierten in den 
Kriegsjahren unverblümt den 
Plan, nach dem sie die Welt unter 
ihren Einfluß bekommen wollten. 
Rockefeller und seine Fraktion sa- 
hen darin den Ausdruck einer ka- 
pitalistischen Notwendigkeit und 
machten sich daran, einen immer 
stärkeren Wirtschaftskrieg zu 
führen, um Europa und die dritte 
Welt dem Nachkriegs-Dollarim- 
perium zu unterwerfen. Rees wur- 
de durch eine pathologische, ideo- 
logische Widerspiegelung dieser 
kapitalistischen Notwendigkeit 
motiviert und sah deshalb die 
kommenden Kämpfe auch aus ei- 
nem etwas anderen Blickwinkel. 


„Glücklicherweise“, sagte Rees 
1945, „ist heute das Verständnis 
für einen Polizeikrieg und für das 
Töten als einen fast chirurgisch 
notwendigen Eingriff viel weiter 
verbreitet als früher.“ Er fährt 
fort: „Kriege werden nicht gewon- 
nen, indem man seine Gegner tö- 
tet, sondern indem man deren 
Kampfmoral untergräbt oder ganz 
zerstört, seine eigene Moral aber 
aufrechterhält.‘“ 


Die Rockefellers hatten wahr- 
scheinlich nur ein rudimentäres 
Verständnis von psychologischer 
Kriegsführung - ein Erbstück ih- 
res verschlagenen Vaters John. Ih- 
re modernen Konzepte auf diesem 


Gebiet stammen von Rees und 
wurden ihnen durch die vom Ta- 
vistock-Institut geleitete Ausbil- 
dung des OSS und der alliierten 
Divisionen für psychologische 
Kriegsführung übermittelt. 1946 
wurde diese Beziehung im 
„Rockefeller-Memorandum“ offi- 
ziell bestätigt. Darin stellt Rees in 
voller Breite seine Verschwörer- 
gruppe dar und bietet sie der Fa- 
milie an. 


Die Rockefeller-Foundation, die 
das Tavistock-Institut und seine 
Mitarbeiter seit 1934 finanziell 
kräftig unterstützt hatte, nahm so- 
fort an, und die Tavistock-Klinik 
wurde in das Tavistock Institute 
for Human Relations umgewan- 
delt. Nachdem Rees einige Säube- 
rungen am Tavistock-Institut 
durchgeführt hatte, um den Weg 
für das Institut freizumachen, fä- 
delte er geschickt im typischen 
Spionagestil Unstimmigkeiten mit 
dem Stab ein, um einen Vorwand 
zum Rücktritt zu haben. 


1948 hatte Rees einen neuen 
Deckmantel als Präsident der 
World Federation of Mental 
Health, die eine Interessengruppe 
der Vereinten Nationen war. Rees 
baute diese Organisation auf den 
Resten einer alten Rockefeller- 
Frontorganisation, dem Internatio- 
nal Committee for Mental Hygie- 
ne, auf. Seinen Job als Präsident 
benutzte er, um in der ganzen 
Welt herumzureisen und überall 
Deckorganisationen für die 
Rockefellers und den CIA aufzu- 
bauen. 


An dieser Stelle können wir auf- 
hören, die formale Entwicklung 
des Reesschen Netzwerkes darzu- 
stellen. Wir wollen uns nun auf 
die zentralen Punkte bei der Ent- 
wicklung der Rees-Rockefeller- 
Theorie für psychologische Kon- 
trolle beschränken. 


Kriegsführung 
durch Psychiatrie 


Wie erwähnt, hatte Rees festge- 
stellt, daß Kriege und andere Kri- 
sen zweierlei boten. Einmal ver- 
sorgten sie ihn mit dem Ansatz- 
punkt und der Möglichkeit zu 
testen, zum anderen lieferten sie 
Gelegenheit, seine Kontrollme- 
chanismen einzuführen. Tatsäch- 
lich war und ist es die normale 
Vorgehensweise des Tavistock-In- 
stituts in der Zeit nach dem Krieg, 
„mobile Einheiten“ in Kriegs- und 
Katastrophengebiete zu senden, in 


der Hoffnung, das Wissen dar- 
über, wie man Menschen unter 
Streß manipulieren kann, etwas zu 
verbessern. 


Dies paßte gut in das Konzept der 
Rockefeller-Fraktion unter den 
amerikanischen Politikern und des 
CIA. Wo immer es die Klassen- 
kräfte möglich machten, versuch- 
ten sie eine militärische Lösung 
dicht an der Grenze des Weltkrie- 
ges, um die Sowjetunion und die 
Ausbreitung des Kommunismus 
zu stoppen. 


Während des Krieges begriffen die- 
se Politiker, angeleitet durch den 
Einfluß von Rees, daß die militäri- 
sche Lösung möglichst getarnt sein 
muß. In den ersten Jahren nach 
dem Krieg lernten Rockefeller und 
der CIA, daß diese versteckte 
„unkonventionelle“ oder „Gegen- 
aufruhr-“ —(Counter-insurgency) 
Kriegsführung nicht unbedingt auf 
kommunistische „Aufstände“ be- 
schränkt bleiben muß, sondern sehr 
gut dazu benutzt werden kann, 
ganze Regierungen in vollständige 
Abhängigkeit des CIA zu bringen, 
besonders wenn man Reessche 
Taktiken benutzt. 


In der Nachkriegsperiode ist jeder 
größere Krieg und jede gesell- 
schaftliche Krise von Rockefeller 
und dem CIA ausgenutzt worden, 
um die Reesschen Kontrollmetho- 
den so weit wie möglich zu ver- 
feinern und durchzusetzen. In den 
ersten zwanzig Jahren nach dem 
Krieg waren es die Engländer, die 
diesen Vorstoß im Interesse des 
amerikanischen Kapitals durch- 
führten. Diese Position hatten sie 
nicht nur wegen der weiten Infil- 
tration und Vorherrschaft von Re- 
es im britischen Militär und den 
herrschenden Kreisen, sondern 
weil die Schuldendienste ihres 
völlig unhaltbar gewordenen Ko- 
lonialreiches nicht an den Kom- 
munismus verlorengehen konnten 
- besonders weil die ganze Insel 
schon hoffnungslos im Schlepptau 
der Amerikaner hing. 


Die Sympathisanten von Rees und 
dem CIA in der Armee sorgten 
für eine annehmbare Lösung. Wie 
wir zeigen werden, wanderte An- 
fang der sechziger Jahre der Ort, 
an dem die psychologische 
Kriegsführung weiterentwickelt 
wurde, zurück an sein eigentliches 
Ziel, in die Vereinigten Staaten. 


Wie der augenblickliche Krieg ge- 
gen die Arbeiterklasse in der drit- 
ten Welt - besonders in Brasilien - 


zeigt, wurde Auschwitz als öko- 
nomisches Konzept nie fallenge- 
lassen. 1944 wurde seine Ver- 
wendbarkeit als Mittel zur Akku- 
mulation im Kreis der Alliierten 
viel intensiver diskutiert als unter 
den deutschen Kapitalisten und 
Nationalsozialisten. Diese Debatte 
liefert uns wirklich den Beweis 
für die wachsende Vorherrschaft 
der Reesschen Methoden unter 
Rockefellers Planern und dafür, 
wie sich diese Methoden unter ka- 
pitalistischen Bedingungen wei- 
terentwickelten. 


Morgenthau war für 
Ausweitung der KZs 


Damals ging es um die Frage, was 
mit dem bald besiegten Deutsch- 
land zu machen sei. Henry Mor- 
genthau jun., Kommunistenhasser 
und Finanzminister unter Franklin 
D. Roosevelt, artikulierte als er- 
ster seine Vorstellungen. Kurz 
umrissen forderte der Morgen- 
thau-Plan eine Ausweitung des 
KZ-Systems über das ganze Land. 
Deutschland sollte in „Weide- 
land“ verwandelt werden, forder- 
te er. Die Industriekapazitäten an 
Rhein und Ruhr sollten entweder 
demontiert oder unter dem Schutz 
der UN internationalisiert werden. 
Die deutschen Arbeiter sollten zu 
Hungerlöhnen in der Leichtindu- 
strie und in der Landwirtschaft ar- 
beiten. Nur so, dachte Morgen- 
thau, können die Alliierten den 
Vormarsch der Sowjetunion auf- 
halten. 


Deutschland stellte nach Morgen- 
thau ein doppeltes Problem dar. 
Wenn es Deutschland erlaubt wür- 
de, wieder zu einer starken Indu- 
striemacht anzuwachsen, so wäre 
es dann nicht nur Konkurrent für 
das Dollarimperium, sondern es 
würde sich auch ein mächtiges In- 
dustrieproletariat entwickeln und 
damit ein hohes Potential für eine 
sozialistische Revolution. 


Das erste bedeutet, daß die So- 
wjetunion mit Hilfe Deutschlands 
aus dem Würgegriff des Dollar 
herauskommen könnte, mit dem 
Morgenthau die Russen in Schach 
zu halten hoffte. Die Bedeutung 
des zweiten Punktes spricht für 
sich. Morgenthau war sicher, daß 
sich kein Kapitalist diesen Vor- 
stellungen würde entziehen kön- 
nen, und überzeugte Roosevelt 
und durch diesen Churchill von 
der Effektivität dieses Plans. 


1947 mußte der arme Henry Mor- 


genthau feststellen, daß sein schö- 
ner Plan verworfen war. Er selbst 
in Ungnade durch einen vereinten 
Angriff durch das US-Kriegsmini- 
sterium, das alliierte Hauptquar- 
tier und die Rockefeller-Fraktion 
in der Legislative. Dafür wurde 
das Dollarimperium, das Henry 
vorschwebte, aufgebaut, und die 
deutsche Arbeiterklasse wurde in 
dem Maß, wie es Morgenthau für 
notwendig erachtet hatte, zerstört 
- so stark zerstört, daß bis in die 
späten sechziger Jahre hinein kei- 
ne bemerkenswerten Streikakti- 
vitäten in Deutschland auftraten. 


Selbstverständlich gab es unter 
den Kapitalisten über Morgen- 
thaus Antikommunismus keine 
Meinungsverschiedenheiten. Sei- 
ne Ansicht, man könne die Arbei- 
ter nur mit groben physischen 
Waffen schlagen, war aber kurz- 
sichtig, wenn man die Entwick- 
lung während des Kriegs berück- 
sichtigt: Morgenthau mußte den 
Preis für seine Kurzsichtigkeit an 
die Rockefeller-Kräfte zahlen. 


Anstachelung zur Aus- 
plünderung Deutscher 


Wie inzwischen bekannt ist, hat 
die Gruppe von Leuten, die 
Rockefeller und Mellon der Re- 
gierung als Wirtschaftskriegs- 
Spezialisten für den OSS und die 
strategische Bombardierungsüber- 
wachung zur Verfügung gestellt 
hatten, peinlich die Zerstörung 
der deutschen Industriekapazitä- 
ten vermieden, weil sie begierig 
auf die Ausplünderung nach dem 
Krieg schielte. 


Zur gleichen Zeit hatten sie nach- 
haltig dafür gesorgt, daß die 
Hafeneinrichtungen und das Ver- 
kehrsnetz - das heißt das Nah- 
rungs- und Materialversorgungs- 
system - der Achse Berlin-Rom 
und der von Deutschland besetz- 
ten Gebiete ausradiert wurden. 
Der Grund dafür ist eindeutig. Die 
Bevölkerung sollte ruiniert wer- 
den, nicht die Betriebsanlagen. 


Einen bedeutenden Anteil an der 
Entscheidung, den Morgenthau- 
Plan fallenzulassen, hatte folgen- 
de Überlegung von aufgeklärten, 
vorausschauenden Kapitalisten: 
Wenn ein Viertel der Arbeiterbe- 
völkerung auf der Welt bei diesen 
elenden Lebensbedingungen ge- 
halten und zusätzlich manipuliert 
würde, dann könnte ihr revolu- 
tionäres Potential in einigen Jah- 
ren gebrochen sein, und die indu- 


strielle Kapazität könnte erhalten 
werden. 


Rees hatte nicht nur durch Kurt 
Lewin einen Einfluß auf die Un- 
geheuer, die die strategischen 
Bombardements planten, sondern 
Tavistock war auch für die Pla- 
nung der psychologischen Mani- 
pulationen verantwortlich, die die 
europäischen Arbeiter auszuhal- 
ten gezwungen waren. 


Der Fall Deutschland spricht für 
sich selbst. Die deutschen Arbei- 
ter, die gerade zwölf Jahre lang 
Nazi-Propaganda über die Min- 
derwertigkeit der Osteuropäer 
über sich ergehen lassen mußten, 
wurden mit einem Trommelfeuer 
bearbeitet, das das von Goebbels 
in den Schatten stellte. Den deut- 
schen Arbeitern wurde laufend er- 
zählt, „die Lebensbedingungen 
der Flüchtlinge aus Osteuropa sol- 
len auf den höchstmöglichen 
Standard gebracht werden, ohne 
Rücksicht auf die widrigen Aus- 
wirkungen, die das auf die Le- 
bensbedingungen der deutschen 
Bevölkerung hat. 


Die entsprechenden Vorausset- 
zungen dafür sollten so bald wie 
möglich getroffen werden, wenn 
nötig durch Verlegung von Deut- 
schen aus den umliegenden Städ- 
ten in die Konzentrationslager.“ 


Um den Terror noch zu steigern, 
versorgte das alliierte Hauptquar- 
tier diese Fremdarbeiter mit Fusel 
und stachelte Banden von ihnen 
dazu auf, Deutsche auszuplündern 
und zu ermorden. Als sich diese 
Phase tief genug in das Bewußt- 
sein der Arbeiter eingegraben hat- 
te, wurden die Fremdarbeiter und 
Ausgesiedelten selbst wieder von 
Besatzungstruppen in Lagern zu- 
sammengetrieben und bei Flucht- 
versuchen mit Erschießung be- 
droht. 


Manipulation 
der Nahrungsmittel 


Nachdem diese ehemaligen Skla- 
ven wieder genügend kaputtge- 
macht worden waren, durften sie 
sich im Laufe der nächsten zehn 
Jahre wieder in ihre Heimat ver- 
krümeln. Doch einige, besonders 
Polen, wurden in die französi- 
schen und belgischen Bergwerke 
geschickt, nachdem sie sich „frei- 
willig dazu gemeldet hatten, zu 
arbeiten, um zu essen“. 


Unter diesen Bedingungen wurde 
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Geheimdienste 


Der 
Rockefeller- 
Clan und 
der CIA 


die Streikwelle, die kurz nach 
dem Krieg Deutschland erfaßt 
hatte, zerbrochen. Es war die letz- 
te für viele Jahre. Ein weiterer 
auslösender Faktor für den Zu- 
sammenbruch des Aufstandes war 
die Tatsache, daß die Besatzungs- 
truppen die Nahrungsmittelver- 
sorgung manipulierten, so daß die 
Kalorienzufuhr der Arbeiter unter 
das dürftige Kriegsniveau fiel. 
Großzügige Schätzungen zeigen, 
daß die meisten europäischen Ar- 
beiter in dieser Zeit zwischen 
1000 und 2000 Kalorien am Tag 
erhielten. In einigen Gebieten, 
zum Beispiel in Griechenland, 
wurde eine Kalorienzufuhr von 
600 Kalorien pro Tag aufgezwun- 
gen. 


Nachdem die Kernzonen Europas 
auf dieses Niveau herunterge- 
schraubt waren, wurde die Kon- 
trolle des Militärs über die Nah- 
rungszuteilung und Umsiedelung 
von Flüchtlingen an die UNRRA 
(United Nations Relief and Reha- 
bilitation Administration) überge- 
ben. Durch die Nahrungszuteilun- 
gen an verzweifelte Arbeiter er- 
hielt die UNRRA mehr Macht als 
die Militärgewalt und konnte Löh- 
ne und Preise festsetzen, Streiks 
beilegen und die Nachrichtenme- 
dien kontrollieren. 


Das Kabinettsmitglied Harriman 
stimmte einen Lobgesang auf die 
UNRRA an und bezeichnete sie 
als „eine der wirksamsten Waffen 
in unserem Arsenal, um die poli- 
tischen Ereignisse in Europa in 
die Richtung zu lenken, die uns 
paßt, und um die Ausdehnung der 
Einflußsphäre der Sowjetunion 
über Osteuropa und den Balkan 
zu bremsen“. 


Später wurden die Aufgaben der 
UNRRA hauptsächlich durch den 
Marshall-Plan erledigt. 


Bei allen Berichten über den CIA 
wird immer wieder die alte CIA- 
Taktik angewendet: mit der hal- 
ben Wahrheit die volle Wahrheit 
um so besser zu verschleiern. Es 
gilt zu verdecken, wer bestimmt, 
was der CIA macht, wer der 
„wirkliche CIA“ ist. Es gilt zu 
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verdecken, daß die gesamte west- 
liche Welt schon weitgehend zu 
einem „CIA-Staat“ geworden ist. 
Der wirkliche CIA ist die faschi- 
stische Rockefeller-Clique. 


Es ist wichtig zu bemerken, daß 
die Rockefeller-Kräfte, die die 
UNRRA und später den Marshall- 
Plan vorantrieben, sehr viel ge- 
nauere Vorstellungen von solchen 
Programmen hatten. Ein Großteil 
der UNRRA-Mittel ging in Län- 
der, die bereits auf der Gipfelkon- 
ferenz mit Stalin an die Sowjet- 
union abgetreten waren, und „Ein- 
fluß“ in Form von Goodwill kann 
dabei nicht das einzige Ziel gewe- 
sen sein. 


Die UNRRA-Aktivitäten in den 
Ländern hinter dem sogenannten 
„Eisernen Vorhang“ wurden zum 
großen Teil dazu benutzt, um von 
diesen Ländern psychologische 
Profile unter Streßbedingungen zu 
erhalten. Jede kleine Einzelheit, im 
Zusammenhang gesehen, zeigt, daß 
wo immer möglich, UNRRA-Be- 
amte die Nahrungsmittelversor- 
gung manipulierten, um Gebiete 
nicht nur zu „disziplinarischen“ 
Zwecken auszuwählen, sondern 
um Streßfaktoren nach Rees’ Vor- 
schrift zu testen. 


Rees selbst erwähnt 1945 gele- 
gentlich, daß die UNRRA-Einhei- 
ten hervorragend dazu geeignet 
seien, psychiatrisches Material 
über nationale Ideologien zu sam- 
meln, das später bei Auswahlpro- 
grammen und bei psychologischer 
Kriegsführung gebraucht werden 
könnte. Zu dieser Zeit hatte Rees 
bereits zwei Tavistocker für die 
Arbeit in der psychologischen 
Abteilung der UNRRA beurlaubt. 


Die ausführenden Organe der 
UNRRA wurden von der IASG 
(Inter-Allied Study Group) bera- 
ten, die Rees gleich nach dem 
Krieg aufgebaut hatte. Die TASG 
wurde von Dicks geleitet, dem 
ranghöchsten Psychiater im briti- 
schen Geheimdienst, und von Ed 
Shils, dem Top-Spezialisten des 
OSS für psychologische Kriegs- 
führung, der auch Verbindungs- 
mann zwischen dem OSS und der 
SHAEF-Abiteilung für Psycholo- 
gische Kriegsführung war. Nicht 
zufällig war Dicks während des 
Krieges für die Ausbildung von 
Shils und dem Rest der SHAEF- 
Abteilung für Psychologische 
Kriegsführung in den Reesschen 
Methoden verantwortlich. 


Daß die UNRRA Reessche Kon- 


trolltechniken testete und einführ- 
te, läßt sich leicht am Fall Richard 
Hauser zeigen, der in Italien als 
UNRRA-Beamter für verschlepp- 
te Personen zuständig war. 


Lehrer für 
Demokratie 


Obwohl Hauser nominell nicht 
mit dem Tavistock-Netz in Ver- 
bindung stand, baute er 1945 eine 
Einheit für ehemalige faschisti- 
sche Armeeoffiziere auf, und 
zwar genau nach dem Modell der 
Auswahl- und Umsiedlungslager, 
das Rees entwickelt hatte. Indem 
er Bions „führerlose Gruppenthe- 
rapie“ benutzte, brachte er die 
ehemaligen Faschisten zu der 
Überzeugung, daß Demokratie ein 
besseres System ist als Faschis- 
mus. Er war so erfolgreich, daß 
die Offiziere 1945 als „Lehrer für 
Demokratie“ in der italienischen 
Armee im Staatsdienst eingesetzt 
werden konnten. 


Für Ungläubige noch folgende 
Anekdote: Einer der letzten 
Schüler Hausers ist der Vorkämp- 
fer für Kawaida, Ron Karenga. 
Ihn hatte Hauser in Saul Alinskys 
Ausbildungsstätte (Urban Trai- 
ning Centre) ausgebildet, wo Hau- 
ser als Gastlehrer tätig war. 


Mit den Erfahrungen, die kurz 
nach dem Krieg gesammelt wur- 
den, war die Theorie von Rees 
ausgereift. Zusätzlich zu der Tat- 
sache, daß das Tavistock-Netz in 
einem großen Teil der Welt Expe- 
rimente zur Erstellung von psy- 
chologischen Profilen machen 
konnte - besonders wichtig waren 
die Profile aus den Ländern des 
Ostblocks, bevor diese Länder für 
solche Kliniker wie Rees die 
Grenzen dicht machten -, war es 
in der Lage, ausgedehnte Tests 
über Auswahl- und Umsiedlungs- 
sowie Massenmanipulationsme- 
thoden durchzuführen. 


Rees hoffte, das würde nie auf- 
hören. „Die Umsiedlung der Welt 
und der dauernde Einfluß sozialer 
Probleme birgt für uns unbegrenz- 
te Möglichkeiten, um klügere 
Führungsweisen zu versuchen.“ 
Tatsächlich half Rees noch bis 
1959 dem CIA dabei, Agenten 
aus den Flüchtlingslagern auszu- 
wählen. 


Die Besatzungsexperimente der 
SHAEF und der UNRRA in 
Deutschland halfen den Tavi- 
stock- und CIA-Planern, ihr Re- 


pertoire um eine weitere Waffe zu 
erweitern: die Nahrungsmittel- 
kontrolle. Diese Waffe war nicht 
neu. Ein Geschichtsschreiber der 
Nachkriegszeit erinnert sich: 
„Nahrungsmittel erwiesen sich 
nach dem Ersten Weltkrieg als ei- 
ne gefährliche, politische Waffe, 
und während der Diskussion über 
die Gründung der UNRRA wurde 
klar, daß die Nahrungsmittel für 
diesen selben Zweck offensicht- 
lich gut geeignet waren.“ 


Aber um die Nahrungsmittelver- 
gabe in diesem Sinn konsequent 
nutzen zu können, waren Rees- 
sche Spezialisten für psychologi- 
sche Kriegsführung im SHAEF 
und den OSS-CIA nötig. Ihnen 
gelang es denn auch, die Nah- 
rungsmittelversorgung so zu pro- 
grammieren, daß sich die psycho- 
logischen Spannungen der Eu- 
ropäer verstärkten. 


Die Nachkriegsexperimente in 
Europa hatten den Rockefeller- 
Kräften ihrer Fraktion im CIA 
und dem Großteil des britischen 
Militärs bewiesen, daß ein Wirt- 
schaftskrieg, der sich Reesscher 
Psycho-Kriegsprofile bedient und 
durch andere Massenmanipulati- 
onsmittel vervollständigt wird, 
wahrscheinlich die wirksamste 
Kriegsform war - von ihrer Wirt- 
schaftlichkeit ganz zu schweigen. 


Malaysia als 
erster Testfall 


Zum Bedauern dieser Planer 
konnten solche Techniken damals 
in Europa nicht in ihrer ganzen 
Breite angewendet werden. Denn 
der Versuch, eine vollständige 
Kontrolle einzuführen, wäre zwei- 
fellos bei dem elenden psycholo- 
gischen Zustand der Mitteleu- 
ropäer auf ernsthaften Widerstand 
gestoßen. 


Die Dynamik der Reesschen Kon- 
trolltechniken wurde nach dem 
Krieg in keiner Weise entschärft, 
sondern nur ihr Operationsgebiet 
wurde in eine Gegend verlegt, die 
politisch für ihren vollen Einsatz 
besser geeignet war. Krieg, und 
sogar Psycho-Krieg, bleibt stüm- 
perhaft, wenn er nicht auf den 
vollständigen Sieg über den Feind 
abzielt. 


Während solche Siege in Europa 
nicht sofort erreicht werden konn- 
ten, gab es Möglichkeiten in Süd- 
ostasien und Afrika, gefördert 
durch die schwache Stellung der 


Sowjets in diesen Gebieten, dort 
wirkliche Siege über die Men- 
schen zu erringen. Solche Siege 
erforderten nicht nur die Zer- 
störung der Kampfbereitschaft, 
sondern auch die Entwicklung 
neuer Formen, die in der Lage 
waren, das Niveau der psycholo- 
gischen Beeinflussung für den 
CIA und Rockefeller aufrechtzu- 
erhalten. 


Es ist wahrscheinlich, daß die 
Entscheidung, Malaysia als ersten 
Testfall für eine fortgeschrittene 
Reessche Operation auszuwählen, 
in den letzten Kriegsmonaten fiel. 
Zu dieser Zeit war es offensicht- 
lich, daß die Streikwelle der sehr 
stark prokommunistischen malay- 
sischen Arbeiterbewegung, die 
nach 1945 über die gesamte Halb- 
insel hinwegfegte, durch nichts 
aufgehalten werden konnte. 
Gleichzeitig war klar, daß jeder 
Versuch, Malaysia als Kolonie zu 
erhalten, die malaysische Bour- 
geoisie in eine Volksfront gegen 
die Engländer getrieben hätte und 
so die Halbinsel samt der von ihr 
kontrollierten Meerenge von Ma- 
lacca in die Hände der Sowjetuni- 
on gefallen wäre. 


Dabei waren die Arbeiter und 
nicht die bewaffneten Kader der 
Kommunistischen Partei von Ma- 
laysia das eigentliche Problem. 
Diese bewaffneten Guerillas wa- 
ren bereits unter der Kontrolle des 
britischen Geheimdienstes, und es 
handelte sich vielmehr darum, die 
Kommunistische Partei Malaysias 
als unbewußtes Werkzeug einzu- 
setzen, um die Streikwelle zu ent- 
schärfen und eine CIA-kontrol- 
lierte Reessche Regierung einzu- 
setzen. 


Routineoperation 
der Sicherheitsgruppe 


Malaysia war wirklich eine leichte 
Operation. Der koloniale Geheim- 
dienst der Polizei, der Special 
Branch (eine Spezialabteilung, de- 
ren Berichte nicht nur an den Be- 
vollmächtigten der Kolonie gingen, 
sondern auch an das Hauptquartier 
des Geheimdienstes MI-5 in Lon- 
don), war seit den zwanziger Jah- 
ren sehr aktiv gewesen. Die Infil- 
tration dieser Spezialeinheit in die 
Linke war um 1930 so erfolgreich 
gelungen, daß der Vertreter der 
Komintern in. diesem Gebiet zu- 
sammen mit seinen führenden 
Kontakten in der Gewerkschaft 
schon einen Monat nach Beginn 
seiner Aktivitäten aufflog. 


Als die Japaner im Dezember 
1941 angriffen, war es diese briti- 
sche Spezialeinheit, die der 
Führung der Kommunistischen 
Partei Malaysias vorschlug, sich 
auf den bewaffneten Widerstand 
vorzubereiten. Die gesamte mi- 
litärische Führung der von der 
Kommunistischen Partei Malay- 
sias aufgestellten malaysischen 
Volksarmee gegen die Japaner 


Partei“, und die Gesellschaften 
drangen meistens erfolgreich in 
die Untergrundorganisation der 
kommunistischen Partei in den 
Städten ein. Es ist wahrscheinlich, 
daß, nachdem die Alliierten in 
großem Ausmaß Dokumente des 
japanischen Agentennetzes abge- 
fangen hatten, der britische Ge- 
heimdienst einfach diesen Appa- 
rat weiterbenutzte, ähnlich dem, 


Eine Flüchtlingsfrau im zerstörten Berlin. Hunger und Vertreibung 
waren ein Teil der psychologischen Kriegsführung der Alliierten. 


wurde in der Spezialausbildungs- 
schule Nr. 101 trainiert, die von 
zwei Offizieren der SOE (Special 
Operation Executive) komman- 
diert wurde. Viele der Guerilla- 
einheiten an der Front wurden 
auch von britischen Offizieren der 
136. Streitkräfte, der Südostasien- 
Abteilung der SOE, kommandiert. 


Zusätzlich setzten die japanischen 
Besatzungstruppen ihrerseits den 
Infiltrationsprozeß fort. Es war ei- 
ne Routineoperation der Siche- 
rungsgruppe der japanischen Ar- 
mee, in den besetzten Zonen die 
Hsueh-Chu-Hui (Gesellschaft für 
Zusammenarbeit und gegenseitige 
Hilfe) einzurichten. „Die Organi- 
sations- und Operationsprinzipien 
dieser Gesellschaft glichen sehr 
dem Muster der kommunistischen 


was die Alliierten mit der Organi- 
sation des Nachrichtenoffiziers 
Gehlen machten. 


Bis jetzt hat noch kein Historiker 
eine Analyse dafür geliefert, war- 
um oder wie die Kommunistische 
Partei von Malaysia 1948 die Ent- 
scheidung für den selbstmörderi- 
schen Guerillakrieg traf. Es stellt 
sich so dar, daß der Anteil an die- 
ser Entscheidung von Lord 
Mountbattens Geheimdienstabtei- 
lung größer war als der von der 
Kommunistischen Partei Chinas 
oder der Sowjetunion. Zusätzlich 
zur Kontrolle des weitverzweig- 
ten britischen Agentennetzes in 
der malaysischen Bewegung war 
Mountbatten dafür verantwort- 
lich, daß der Nachschub für die 
Guerillaeinheiten während des 


Krieges hoffnungslos vernachläs- 
sigt wurde. In den letzten Kriegs- 
monaten wurden diese Guerillae- 
inheiten jedoch plötzlich mit Waf- 
fen überschwemmt, obwohl die 
Japaner kurz davor waren, sich zu 
ergeben. 


Die Reisernte 
wurde zerstört 


Die Kommunistische Partei von 
Malaysia konnte leicht dazu ge- 
bracht werden, mit dem Guerilla- 
krieg zu beginnen, nachdem die 
britischen Streitkräfte die Nach- 
kriegsstreikwelle brutal niederge- 
schlagen hatten. Obwohl 1948 of- 
fiziell der Notstand erklärt wor- 
den war, beantworteten die 
Engländer die Kämpfe bemer- 
kenswert leicht, bis der Hochkom- 
missar, Sir Henry Gurney, unter 
verdächtigen Umständen ermor- 
det wurde. 


Es erscheint aber nicht so seltsam, 
daß der Zeitpunkt von Gurneys 
Tod mit der Wiederwahl 
Churchills im Oktober 1951 zu- 
sammenfällt. Auf diese Weise mit 
einem Vorwand für hartes Durch- 
greifen versorgt, befahl Churchill, 
die zivile und militärische Kon- 
trolle über Malaysia unter General 
Sir Gerald Templar, dem früheren 
Vizechef des Generalstabes, zu- 
sammenzulegen. 


Mit Templars Ankunft war der 
Krieg, wenn man ihn technisch so 
nennen will, aus, und die Rees- 
sche Testphase begann. Rees’ 
Techniken für Nahrungsmittel- 
kontrolle, Auswahl- und Umsied- 
lungsprogramme wurden wie ver- 
rückt durchgesetzt. Die Reisernte 
wurde zerstört und „sogar Konser- 
vendosen zerstochen“. Die Nah- 
rungsmittel wurden von der Re- 
gierung gespeichert und nur in 
Volksküchen verteilt. 


Dieser Gebrauch von Volksküchen 
als Kontrollmechanismus basierte 
auf der Tatsache, daß gekochter 
Reis in tropischer Umgebung in- 
nerhalb von 24 Stunden schlecht 
wird und somit nicht lange gelagert 
werden kann. Den Malaien, die 
bald danach dem Hungertod nahe 
waren, wurde erzählt, daß die Gue- 
rillas daran schuld seien, aber daß 
sie wieder genügend zu essen be- 
kommen würden, wenn sie in ein 
System von „neuen Dörfern“ um- 
siedeln würden, das die Regierung 
gebaut hatte. 


Über 500 000 Malaien - ein Zehn- 
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tel der gesamten Bevölkerung - 
wurde, manchmal mit Gewalt, in 
die neuen Dörfer umgesiedelt. 
Die neuen Dörfer unterstanden of- 
fiziell Templar, sie wurden aber 
von Templars Direktor des Ge- 
heimdienstes, John Morton, und 
dem Vorsitzenden seiner Informa- 
tionsabteilung, A. D. Peterson, 
kontrolliert. Peterson war ein Kol- 
lege von Enoch Powell, als er der 
Spezialist für psychologische 
Kriegsführung in Mountbattens 
Nachrichtendienstabteilung war. 


Wahrscheinlich trafen sie in dieser 
Zeit beide mit Rees zusammen, 
der Anfang 1945 Berater bei Mo- 
untbattens Burma-Operationen 
war. Mortons Aufgabe war es, wie 
er selbst sagt, „die nationalistische 
Bewegung an die Macht zu brin- 
gen“. Morton und Peterson be- 
nutzten die neuen Dörfer, um Pro- 
file von der Bevölkerung anzufer- 
tigen und Personal für die 
zukünftige Regierung von Malay- 
sia und den Staatsdienst auszusu- 
chen. 


Die Infiltration war schließlich so 
weit fortgeschritten, daß 1957 der 
Special Branch über jeden einzel- 
nen der übriggebliebenen Gueril- 
las eine Akte besaß. Die Guerillas 
von Malaysia wurden nie geschla- 
gen; ihnen wurde immer wieder 
erlaubt, in den Dschungel zurück- 
zuschlüpfen. 


Leider geht dieses mitleiderregen- 
de Spiel heute noch weiter, wo die 
Guerillas gelegentlich durch eini- 
ge sinnlose Terrorakte hervortre- 
ten. Sie sind vom größten Nutzen, 
wenn es nötig ist, die Spannungen 
unter verschiedenen Rassen zu 
verschärfen. Die SOE hat nämlich 
1941 dafür gesorgt, daß nur Kom- 
munisten der chinesischen Min- 
derheit in Malaysia von ihnen trai- 
niert wurden, und die Kommuni- 
stische Partei von Malaysia war 
nie in der Lage, einen Ausweg aus 
dieser Situation zu finden. 


Für Kenia Lehren 
aus Deutschland 


Der Regierungsapparat, der über 
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Ein Halbwüchsiger durchwühlt Mülltonnen nach etwas Eßbarem. 
Nach dem Zusammenbruch 1945 herrschte in Deutschland bittere Not. 


den ganzen Staat auf verschiede- 
nen Ebenen errichtet wurde, wur- 
de ausgewählten, von Engländern 
trainierten Antikommunisten aus 
Malaysia übergeben, die das Sy- 
stem intakt hielten. Sogar das Sy- 
stem der Nahrungsmittelkontrolle 
ist unter dem neuen Namen 
„Emergency Food Denial Orga- 
nization“ erhalten geblieben und 
wird vom malaysischen Innen- 
und Verteidigungsministerium 
verwaltet. Die neuen Dörfer wur- 
den natürlich die Grundlage für 
die neue „unabhängige“ malaysi- 
sche Wirtschaft. 


In Kenia erwies sich das Problem 
für die von Rees ausgebildeten 
Spezialisten für Gegenaufruhr 
(Counter-insurgency) der briti- 
schen Armee als schwieriger. Die 
Streikaktivität in Nairobi in den 
fünfziger Jahren und die Mög- 
lichkeit, daß sie sich mit der 
schrecklichen Stimmung des an- 
grenzenden, für die Unabhängig- 
keit kämpfenden Kikuyu-Stam- 


mes verbinden konnte, mußte 
1953 mit einer Aktion beantwor- 
tet werden. Es ist unwahrschein- 
lich, daß die sogenannte Mau- 
Mau-Emergency zu einer soziali- 
stischen Revolution geführt hätte. 
Die kapitalistischen Planer hatten 
entschieden, daß jedes koloniale 
Ausbeutungsgebiet, das unabhän- 
gig sein würde, nur dann frei sein 
konnte, wenn die Akkumulation 
erhalten blieb. Nahrungsmittelzu- 
teilung und Umsiedlungspro- 
gramme - in Kenia „villagization“ 
genannt - wurden zu dieser Zeit 
von den Fachleuten überwacht, 
die diese Methoden im besetzten 
Deutschland von ihren Reesschen 
Meistern gelernt hatten. 


General Sir George Erskins, der 
Militärkommandeur, der diese 
Techniken durchsetzte, war der 
stellvertretende Stabschef der 
Kontrollkommission für Deutsch- 
land, und zwar für die Nahrungs- 
mittelversorgung unter der Zivil- 
bevölkerung und möglicherweise 


auch für Rees’ Zentrum in Bad 
Oeynhausen verantwortlich. Der 
Offizier, der für die Geheimdien- 
ste und versteckte Operationen im 
Gebiet von Nairobi zuständig war, 
war Captain Frank Kitson, der 
ebenfalls als Geheimdienstoffizier 
im besetzten Deutschland gedient 
hatte. 


Kitson sah keine Chance, die Auf- 
standsbewegung wie in Malaysia 
zu unterwandern, da ihr Ursprung 
neu war. Er löste das Problem, in- 
dem er Mortons und Petersons 
Neuerung, die Special Operations 
Volunteer Force, übernahm und so 
ausbaute, daß er eine von Grund 
auf parallele Guerillabewegung 
bekam. 


Kitson überzog die gesamte Regi- 
on mit einem Netz von Ausbil- 
dungszentren, in denen er aus den 
Umsiedlungslagern und Internie- 
rungslagern für Mau-Mau-Ver- 
dächtige ausgewählte „Freiwilli- 
ge“ ausbildete. Es gibt Anzeichen 
dafür, daß Kitsons „Revolutionä- 
re“ besser ausgebildet waren als 
die wirklichen Aufständischen. In 
weniger als einem Jahr hatten die 
„Countergangs“ (Gegenbanden) - 
wie Kitson sein Netzwerk nannte 
- die Infrastruktur der Aufständi- 
schen so weit durchsetzt, daß 
Kitsons Leute verhältnismäßig 
große Mau-Mau-Einheiten an- 
führten. 


Die Kapuzenmänner- 
Technik der Japaner 


Nachdem Kitsons Countergangs 
die Mau-Mau unterwandert hat- 
ten, nahm er bei Gelegenheit eini- 
ge seiner Kader und ein paar der 
professionellen Informanten her- 
aus, zog ihnen Kapuzen und lan- 
ge, weiße Kleider an und ließ sie 
dann ganze Dörfer säubern. Er 
zwang die Bevölkerung, hinter 
diesen „Kapuzenmännern“, die 
Mau-Mau-Verdächtige ausson- 
dern würden, herzumarschieren. 
Die Japaner hatten dieselbe „Ka- 
puzenmänner-Technik“ schon 
Jahre vorher zur Verteidigung ge- 
nutzt. Kitson benutzte sie nun, um 
die Bevölkerung offen mit der 
Tatsache zu konfrontieren, daß ihr 
Untergrund den Engländern wohl 
kaum ein Geheimnis war. 


Als es für jeden Mau-Mau-Kader 
offensichtlich wurde, daß er 
höchstwahrscheinlich der einzige 
war, der in Wirklichkeit kein Spi- 
on war, brach die Bewegung zu- 
sammen. Als die Mau-Mau zer- 


fiel, wurde Jomo Kenyatta, ein 
leicht zu formender Führer der 
Antikolonial-Bewegung, rechtzei- 
tig aus dem britischen Gefängnis 
entlassen. 


Jahre später wurde, wie es für die 
„old boys“ der CIA-Operationen 
üblich ist, eine der Counter- 
gangs, die gegen die Ghettobevöl- 
kerung in den USA eingesetzt 
wurde, liebevoll mit dem Namen 
„De Mau Mau“ versehen, und 
zwei der größten schwarzen 
Agenten des CIA änderten ihren 
Namen in Muhamed Kenyatta 
und Charles 37 X Kenyatta um. 


Ende der sechziger Jahre stand 
für die Rockefeller-Planer fest, 
daß die Nahrungsmittelkontrolle, 
Umsiedlung und das Organisieren 
von Counter-gangs die schlag- 
kräftigsten Waffen gegen die Be- 
völkerung im Westen und ihre 
möglichen Verbündeten im Ost- 
block sind. So bestand die 
hauptsächliche Arbeit dieses Jahr- 


Flüchtlinge überschreiten die 
Demarkationslinie zwischen der 
sowjetischen und der britischen 
Besatzungszone. 


zehnts darin, diese Fähigkeiten 
auszubreiten und sich für die letz- 
te, unausweichliche Schlacht mit 
der Sowjetunion vorzubereiten. 
Obwohl das amerikanische Mi- 
litär seit dem Zweiten Weltkrieg 
in Geheimoperationen verwickelt 
war und der CIA selbst ein ausge- 
zeichnetes geheimes paramilitäri- 
sches Netz ausgebaut hatte, war es 
klar, daß die gesamten US-Streit- 
kräfte, um die Reesschen Opera- 
tionen durchzuführen, auf das Ni- 
veau des CIA und des britischen 
Militärs gebracht werden müßten, 
wenn der Klassenkampf endgültig 
entschieden werden sollte. 


In aufopferungsvoller Hingabe 
wurde versucht, die plumpen 
Counter-insurgency-Maßnahmen 
in Vietnam auf das Niveau Rees- 
scher Operationen zu bringen. Die 
CIA-Planer hatten zuerst sicher- 
lich geglaubt, daß die Marionet- 
tenregierung unter Diem und eine 
Counter-gang-Organisation aus 
Stammesangehörigen der Meo 
unter der Kontrolle der CIA-Spe- 
zialisten ausreichen würden. Aber 
1961 konnten solche kleinange- 
legten Maßnahmen gegen eine 
ungebrochene Bevölkerung, eine 
nicht mit Spionen durchsetzte 


Guerillaarmee und eine wenn 
auch halbherzige Unterstützung 
von China und der Sowjetunion 
nichts ausrichten. 


Wehrdörfer als Basis 
einer neuen Regierung 


Der Rockefellerflügel im CIA 
brachte Sir Robert Thompson ins 
Spiel, der in Malaysia so gute 
Dienste geleistet hatte, um für 
Nahrungsmittelkontrolle und Um- 
siedlungsprogramme zu plädie- 
ren. Wenn die strategischen 
Wehrdörfer (Hamlets) - wie 
Thompson jetzt die Umsiedlungs- 
lager nannte - klug angelegt und 
durch Nahrungsmittelkontrolle 
unterstützt wurden, dann konnten 
die vietnamesischen Bauern und 
später die gesamte Bevölkerung 
psychologisch zerstört werden. 
Die Wehrdörfer konnten die Basis 
für eine neue Regierung legen, 
die das ineffektive Diem-Regime 
ersetzen konnte. 


Obwohl das Pentagon dem massi- 
ven Einsatz chemischer Entlau- 
bungsmittel zustimmte, mit dem 
die Reisernte in Südvietnam zer- 
stört und die Einrichtung von 
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Wehrdörfern 1961 und 1962 voll- 
ständig durchgesetzt werden soll- 
te, wurde diese Strategie von Prä- 
sident Kennedy und der konser- 
vativen Fraktion im Pentagon 
lediglich als eine Defensivmaß- 
nahme betrachtet. Kennedy hätte 
sich in der Tat nie eingestanden, 
daß der wahre Anlaß zur Organi- 
sation von „Counter-gangs“ der 
war, daß diese manipulierten For- 
men wirklich zu einer neuen Re- 
gierung werden konnten. Erst 
nach dem Tod des Präsidenten be- 
gann das amerikanische Militär, 
die Reesschen Taktiken voll ein- 
zusetzen. 


Um dem wachsenden Interesse an 
der Reesschen Kriegsführung 
nach Thompsons Einsatz nachzu- 
helfen, holte der CIA 1962 ein 
Team von englischen Counter-in- 
surgency-Spezialisten in die 
USA, die auf einer Rundreise 
durch Reden in Militärkreisen 
Anhänger werben sollten. Auf ei- 
nem wichtigen Treffen, das sich 
mit Counter-insurgency-Metho- 
den beschäftigte und das von der 
CIA-Denkfabrik, der Rand-Cor- 
poration, veranstaltet wurde, stell- 
te der Counter-Gangster Kitson 
selbst die neue Kriegstheorie vor. 
Es wurde berichtet, daß der Theo- 
rie vor allem aus amerikanischen 
Kreisen ein enthusiastisches In- 
teresse entgegengebracht wurde. 


Versuchsfeld 
für Klassenkriege 


Es ist hier nicht nötig, die weitere 
Übernahme der US-Armee durch 
die Rockefeller-Rees-Kräfte im 
einzelnen zu beschreiben. Es 
genügt festzustellen, daß der CIA 
bereits 1967 genügend Einfluß 
hatte, um offen vorzuschlagen, 
daß die Kämpfe in Südostasien, 
wenn sie schon nicht gewonnen 
werden könnten, doch zumindest 
das Versuchsfeld sein könnten, 
auf dem die amerikanische Ar- 
mee sich auf den Klassenkrieg 
vorbereitet. Die Position der Ver- 
schwörerclique zeigte sich unver- 
blümt 1967 in einem Vorschlag, 
der dem Verteidigungsministeri- 
um von einer weniger bekannten 
CIA-Denkfabrik, dem American 
Institute of Research, gemacht 
wurde. Darin wird behauptet: 


„Besondere Aufmerksamkeit ver- 
dient die mögliche Anwendbar- 
keit dieser Methoden in den Ver- 
einigten Staaten. In vielen unserer 
Schlüsselprogramme zu Hause, 
besonders in solchen für benach- 
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teiligte Subkulturen, sind die me- 
thodologischen Probleme ähnlich 
wie die in diesem Vorschlag be- 
schriebenen. Die Anwendbarkeit 
der Thai-Methoden zu Hause - die 
Forderungen nach umfassendem 
Gebrauch von Nahrungsmittel- 
kontrolle und Umsiedlungspro- 
grammen - stellen wahrscheinlich 
einen bedeutenden Beitrag zu die- 
sen Projekten dar.“ 


Zu Beginn der siebziger Jahre war 
es für die Rockefeller-Clique 
selbstverständlich, daß die Trup- 
pen, von denen viele in Counter- 
insurgency-Techniken gut ge- 
schult waren, zurück nach Hause 
gebracht würden. In der zweiten 
Hälfte der sechziger Jahre wurden 
solche Abteilungen im gesamten 
entwickelten Sektor aufgestellt. 
Dies erfolgte um so schneller, je 
stärker dem Kapitalismus die 
Größe des bevorstehenden Zu- 
sammenbruchs ins Bewußtsein 
rückte. 


In den Vereinigten Staaten über- 
nahm die vom CIA gegründete 
LEAA (Law Enforcement Assi- 
stance Administration) das Ge- 
hirnwäschenetz, das der CIA eini- 
ge Jahre früher in den Gefängnis- 
sen aufgebaut hatte, um die 
Negerbewegung niederzuschla- 
gen. Die LEAA benutzte dieses 
Netzwerk als Grundlage, um eine 
große Anzahl von Counter-gangs 
zu schaffen: schwarze, weiße, 
rechte und linke. Die LEAA über- 
nahm auch die Verantwortung für 
die Rationalisierung und Umbil- 
dung der städtischen Polizei-Ab- 
teilungen, um sie zu befähigen, 
die ausgeklügelten Techniken, die 
im Vietnamkrieg so emsig aus- 
getüftelt worden waren, auch ein- 
zusetzen. 


In Großbritannien erfüllte das Ho- 
me Office eine ähnliche Funktion. 
In Italien arbeitet die vom CIA 
kontrollierte Abteilung für psy- 
chologische Kriegsführung in der 
italienischen Armee direkt mit ei- 
ner der größten Counter-gangs zu- 
sammen, die es gibt - der faschi- 
stischen MSI. 


Nach Schätzungen ist wohl jede 
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Terroristengruppe im „Unter- 
grund“ entweder eine Counter- 
gang oder so weit mit Agenten 
und psychologisch manipulierten 
Opfern durchsetzt, daß nur bei 
einzelnen Mitgliedern eine Unter- 
scheidung möglich ist. Die De- 
pression verlangt eine derart weit- 
gehende Infiltration. In einer Zeit, 


hereingefallen, solche offensicht- 
lichen Counter-gang-Informatio- 
nen, wie die berüchtigten Gueril- 
las vom Schwarzen September, 
die geschaffen wurden, um die 
Sowjetunion im Nahen Osten aus- 
zutricksen, zu unterstützen. Eine 
andere Countergang, die von 
Kitson eingesetzte IRA, wird da- 


Offene Güterwagen mit vertriebenen Sudetendeutschen im Sommer 
1946 bei der Ankunft auf einem bayerischen Bahnhof. 


in der es ganz sicher ist, daß sich 
die Bürger sowohl an linke als 
auch an rechte Radikale wenden, 
hat die Clique dafür gesorgt, daß 
diese Menschen eine Reihe von 
Counter-gangs ausprobieren, 
wobei diejenigen, die den 
schwächsten Willen haben, in 
selbstmörderischen Terrorismus, 
Nationalismus und puren Ge- 
werkschafts-Chauvinismus getrie- 
ben werden. 


Im Vorfeld 
des Krieges 


Sogar die Sowjets sind darauf 


zu benutzt, den britischen Trup- 
pen in Nordirland den letzten 
Schliff zu geben, den sie bald zu 
Hause brauchen werden. Die Si- 
tuation ist inzwischen so unüber- 
sichtlich geworden, daß die Si- 
cherheitstruppen einfach nicht 
umhinkönnen, aus Versehen briti- 
sche Soldaten zu erschießen, de- 
ren Aufgabe es ist, Counter-gangs 
zu bilden. 


Für den Psychopathen Rees hatte 
sein Psychokriegsprogramm kei- 
ne positive Bedeutung außer dem 
Wunsch, den Kapitalismus in je- 
der Weise zu erhalten. Die Rees- 
sche Kriegstheorie beruht auf der 


Schwäche der Bürger. „Die Unzu- 
friedenheit der Nachkriegszeit“, 
sagt Rees in seinem grundlegen- 
den Buch „The Shaping of Psy- 
chiatry by War“, „kann so lange 
als von subversiven Elementen 
wie Kommunisten oder anderen 
hervorgerufen dargestellt werden, 
bis wir beweisen können, daß die 
Menschen unklug behandelt wur- 
den und wie rebellische und 
schwierige Kinder reagierten.“ 


Diese Feststellung ist teilweise ein 
Deckmantel. Die Natur der Rees- 
schen Kontrolle ist „mütterlich‘“, 
aber Mutter Rees erwähnt hier 
nicht, daß, wenn Bürger es ableh- 
nen, wie Kinder behandelt zu wer- 
den, sein Programm der psycholo- 
gischen Kriegsführung so kon- 
struiert ist, daß diese Bürger auf 
scheußliche Art in Infantilismus 
zurückgetrieben werden, was bei 
vielen auf Kosten des Verstandes 
geht. 


Aus der Analyse der Arbeiten 
führender Leute von Tavistock 
und damit im Zusammenhang aus 
der Vorgehensweise des Tavi- 
stocknetzes und des CIA wird 
klar, daß Infantilisierung die 
Grundlage der Strategie für psy- 
chologische Kriegsführung ist. 


Sowohl Rees wie auch seine Mit- 
arbeiter bewunderten das Maß an 
Kontrolle, das die Nationalsozia- 
listen über die deutsche Bevölke- 
rung hatten, und das kurzsichtige 
Verständnis der Nazis für psycho- 
logische Operationen. Zum Bei- 
spiel hebt Rees 1945 die „ausge- 
arbeiteten Auswahltechniken“ in 
Deutschland hervor, „aus denen 
die noch umfassendere Abteilung 
für psychologische Kriegsführung 
hervorging. Wenn auch das End- 
ziel und der Endzweck dieser Ar- 
beit in Deutschland verhängnis- 
voll war, so steht außer Frage, daß 
sie gründlich und wirkungsvoll 
war, obwohl ihr einiges der phan- 
tasie- und einsichtsvolleren 


Aspekte der Arbeit in unseren 
Ländern fehlt.“ 


Bill Clinton 


Ablehnung 
für Kissingers 
Weltregierung 


Joe Bronstein 


Während der Feierlichkeiten zum 50. Jahrestag der Landung der 
anglo-amerikanischen Truppen in der Normandie ergriff Präsident 
Bill Clinton die Gelegenheit, seine Verachtung für die britischen Ei- 
ne-Welt-Regierungs-Pläne zum Ausdruck zu bringen. Zunächst 
einmal zog Clinton es vor, sich nicht der Mehrheit der Welt-Wür- 
denträger an Bord der Jacht von Queen Elizabeth II., der „Britan- 
nia“, anzuschließen, sondern überquerte den Kanal am 5. Juni an 
Bord der „U. S. S. George Washington“. Sodann gab er an Bord 
Wolf Blitzer vom „Cable News Network“ ein Interview, in dem er 
dem Reporter sagte: „Roosevelt und Churchill waren knallharte 
Realisten, als sie an die Vereinten Nationen dachten. Sie hatten nie 
die Vorstellung von einer utopischen Weltregierung, wo alle Proble- 


me verschwinden würden.“ 


Das ganze Interview hindurch 
hatte Blitzer versucht, zur nord- 
koreanischen Atomkrise etwas 
aus dem Präsidenten herauszube- 
kommen. Clinton bestand darauf, 
daß er die Tür für eine praktische, 
diplomatische Lösung des Kon- 
flikts offenlassen würde. 


Clintons eigener 
Kurs in der Koreakrise 


Auf einer Pressekonferenz im 
Weißen Haus am 21. Juni 1994 
konnte Präsident Clinton sodann 
verkünden, die Koreakrise sei zu- 
mindest fürs erste aufgrund einer 
„privaten“ diplomatischen Initia- 
tive des früheren Präsidenten Jim- 
my Carter abgekühlt. 


Mit dieser Handhabung der Krise 
ist der Präsident - ob er das nun 
vollständig erkannt haben mag 
oder nicht - erneut den Erben von 
Lord Bertrand Russell und Win- 
ston Churchill, den Manipulato- 
ren des Atomwaffenrüstungs- 
Wettlaufs in und unmittelbar nach 
dem Zweiten Weltkrieg, in die 
Quere gekommen, denn sie dach- 
ten, sie könnten den Weltführern 
einen solchen Schrecken einja- 
gen, daß sie sich aus Angst vor 
einem thermonuklearen Holo- 
caust ihren utopischen Plänen ei- 
ner Eine-Welt-Regierung fügen 
würden. 


gen sein würden, Atomwaffen 
einzusetzen, um entweder Nord- 
koreas Atomreaktor in einer 
Präventivmaßnahme zu zerstören 
oder eine nordkoreanische Invasi- 
on in den Süden zu vergelten. 


In seinem Radiointerview erläu- 
terte Lyndon LaRouche: „Die 
Idee dahinter war, die koreanische 
Situation ... bis zu einem atoma- 
ren Konflikt hochzuspielen. In der 
Tradition dieses bösen Clowns 
Bertrand Russell, dem bösesten 
Menschen des 20. Jahrhunderts, 
wollen die Briten einen weiteren 
Atomschlag - noch größer als der 
von Hiroshima und Nagasaki -, 
um die Welt dermaßen in Angst 
und Schrecken zu versetzen, daß 
sie eine Diktatur der Vereinten 
Nationen akzeptiert: Blauhelme 
überall.“ 


Bill Clinton, der Schützling von 
Professor Carroll Quigley von der 
Georgetown University, dem Au- 
tor eines der scharfsinnigsten Ex- 
poses über das Eine-Welt-Spiel 
der Briten, „Tragödie und Hoff- 
nung“, ist als Präsident schon bei 


Bill Clinton brachte am 50. Jahrestag der Landung der Alliierten in 
der Normandie seine Verachtung für die britischen Eine-Welt-Regie- 


rungs-Pläne zum Ausdruck. 


Einige aus dem British Royal In- 
stitute for International Affairs 
(RIIA) haben die Koreakrise als 
Gelegenheit betrachtet, eine regio- 
nale Krise bis zu dem Punkt zu 
manipulieren, wo die Vereinigten 
Staaten möglicherweise gezwun- 


verschiedenen Gelegenheiten in- 
stinktiv gegen die anglo-amerika- 
nischen Verfechter einer Eine- 
Welt-Regierung vorgegangen. 
Das ist auch der Grund dafür, 
warum die Briten unter Führung 
des Medienkonzerns der Hollin- 


ger Corporation darauf aus sind, 
ihn seit seinem Amtsantritt zu- 
nichte zu machen. 


Kissingers Bekenntnisse 
in Chatham House 


Um besser verstehen zu können, 
gegen was er hier kämpft, täte 
Präsident Clinton gut daran, Hen- 
ry Kissingers berüchtigte Rede 
vom 10. Mai 1982 in Chatham 
House, London, dem Hauptquar- 
tier des RIIA, zu lesen. 


Der Anlaß war die 200-Jahres- 
Feier der Gründung des Außenmi- 
nisteriums durch Lord Shelburne 
und dessen Geheimdienstchef Je- 
remy Bentham wenige Monate 
nach der britischen Niederlage in 
Yorktown. Der Hauptzweck für 
die Gründung des Außenministe- 
riums bestand für Shelburne und 
Bentham darin, die Vereinigten 
Staaten zu schwächen und wieder 
in Besitz zu nehmen. 


Dr. Kissinger, der unter den Präsi- 
denten Richard Nixon und Gerald 
Ford amerikanischer Außenmini- 
ster und nationaler Sicherheitsbe- 
rater war, gab unverhohlen zu, die 
ganze Zeit ein britischer Agent 
gewesen zu sein: „Während mei- 
ner damaligen Tätigkeit im 
Weißen Haus hielt ich das briti- 
sche Außenministerium für besser 
informiert und war mehr für sie 
engagierter als für das amerikani- 
sche Außenministerium.“ 


Doch weitaus vernichtender in 
Kissingers Rede vor dem RITA 
war sein verletzender Angriff auf 
Präsident Franklin Roosevelt und 
seine grelle Umarmung der Dog- 
men Sir Winston Churchills über 
Machtausgleich und nukleare Er- 
pressung. 


Kissinger begann damit, auf die 
Unterschiede zwischen der ameri- 
kanischen und britischen Politik 
hinzuweisen: „Sämtliche Berichte 
über die anglo-amerikanische Al- 
lianz im Zweiten Weltkrieg und in 
der Zeit kurz danach weisen auf 
die großen Unterschiede in der 
Philosophie Franklin Roosevelts 
und Winston Churchills hin, die 
auch unsere unterschiedliche na- 
tionale Geschichte widerspiegeln. 
... Viele amerikanische Führer ha- 
ben Churchill als jemanden verur- 
teilt, der unnötigerweise von 
Machtpolitik besessen war, zu 
stark gegen die Sowjets einge- 
stellt, zu kolonialistisch in seiner 
Haltung gegenüber dem, was heu- 
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Bill Clinton 
Anlehnung 
für Kissingers 
Weltregierung 


te die dritte Welt genannt wird, 
und zuwenig an dem Aufbau der 
neuen internationalen Ordnung 
interessiert war, zu der der Idea- 
lismus der Amerikaner immer 
tendiert hat. Die Briten betrachte- 
ten die Amerikaner als naiv, mo- 
ralistisch und sich vor der Verant- 
wortung drückend, zur Sicherung 
des globalen Gleichgewichts bei- 
zutragen. Der Streit wurde meiner 
Ansicht nach zugunsten der Ame- 
rikaner und zum Schaden der Si- 
cherheit nach dem Weltkrieg 
gelöst.“ 


Kissinger kam immer wieder auf 
das Thema der philosophischen 
Unterschiede zwischen Amerika 
und Großbritannien zurück und 
schlug sich dabei immer wieder 
auf die Seite der Briten, der von 
Hobbes, die von dem Schlimm- 
sten ausgehen. 


In einer kurzen Diskussion über 
die dritte Welt meinte Kissinger: 
„Seit Franklin Roosevelt glaubten 
die Amerikaner, die Vereinigten 
Staaten seien mit ihrem ‘revolu- 
tionären’ Erbe der natürliche Ver- 
bündete aller Völker, die gegen 
den Kolonialismus ankämpfen; 
daß wir die Loyalität dieser neu- 
en Länder dadurch gewinnen 
könnten, indem wir auf dem Ge- 
biet der Kolonialherrschaft gegen 
unsere europäischen Verbündeten 
kämpfen und sie gelegentlich gar 
unterminieren. Churchill hat sich 
diesem Druck durch die Ameri- 
kaner natürlich widersetzt, eben- 
so wie die Franzosen und einige 
andere europäische Mächte.“ 


Thermonukleares 
Gleichgewicht des 
Schreckens 


Doch in den wichtigsten Ab- 
schnitten von Kissingers Hetzre- 
de im Chatham House ging es um 
die Themen, die auch im Atom- 
konflikt mit Korea wieder auf 
dem Tisch liegen. Kissinger klag- 
te: „Im Jahre 1945 besaßen die 
Vereinigten Staaten ein Atommo- 
nopol, und die Sowjetunion war 
durch 20 Millionen Kriegsopfer 
verwüstet. Unsere Politik gab 
dem Kreml paradoxerweise Zeit, 
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seine Eroberungen zu konsolidie- 
ren und das nukleare Ungleichge- 
wicht wieder zu beseitigen. Die 
militärische und diplomatische 
Haltung des Westens zur UdSSR 
war nie günstiger als zu Beginn 
der Eindämmungspolitik Ende der 
vierziger Jahre. Das war die Zeit, 
um eine ernsthafte Diskussion 


„So“, schlußfolgerte Kissinger, 
„kam die Nachkriegswelt ins Da- 
sein. Ein unsicherer Friede wurde 
aufrechterhalten, auf der Basis ei- 
nes atomaren Gleichgewichts und 
mit gelegentlichen Verhandlun- 
gen, um die Spannungen vorüber- 
gehend zu verringern, doch letzt- 
endlich abhängig von einem 


Die damalige britische Premierministerin Margaret Thatcher war der 
ungute Geist, der US-Präsident George Bush zum Krieg am Golf riet 


über die Zukunft Europas und ei- 
ne friedliche Welt zu versuchen.“ 


Die Frage 
eines Deals mit Moskau 


„Wie so oft hat Winston Churchill 
dies am besten verstanden“, fuhr 
Kissinger fort. „In einer stark ver- 
nachlässigten Rede in Llandudno 
im Oktober 1948 - als er nicht 
mehr im Amt war - sagte er: ‘Die 
Frage lautet: Was wird geschehen, 
wenn sie die Atombombe selbst 
bekommen und einen großen Vor- 
rat davon angesammelt haben? ... 
Wenn sie Monat für Monat damit 
fortfahren können, die Welt zu 
beunruhigen und zu plagen und 
auf unsere christlichen und altrui- 
stischen Hemmungen gegen den 
Einsatz dieser seltsamen neuen 
Macht gegen sie hoffen? Was 
werden sie machen, wenn sie 
selbst eine große Menge von 
Atombomben besitzen? ... Wir 
sollten die Dinge zu einer Ent- 
scheidung bringen und eine end- 
gültige Klärung herbeiführen. Es 
ist viel wahrscheinlicher, daß die 
Länder des Westens ohne Blut- 
vergießen eine dauerhafte Eini- 
gung erzielen, wenn sie ihre ange- 
messenen Forderungen formulie- 
ren, während sie die Atomkraft 
haben und bevor die russischen 
Kommunisten sie auch besitzen!“ 


Gleichgewicht des Schreckens.“ 


Lord Bertrand Russell, Churchills 
Vorgesetzter in der Hierarchie des 
britischen Geheimdienstes, hatte 
ein Jahr vor Churchills Rede in 
Llandudno im „Bulletin of the 
Atomic Scientists‘“ ebenfalls ei- 
nen präventiven Atomschlag ge- 
gen die Sowjetunion verlangt, um 
alle Länder der Erde dazu zu 
zwingen, ihre Souveränität an ei- 
ne Weltregierung abzugeben, die 
ein Monopol auf die Waffen der 
Massenzerstörung besitzen sollte. 
Als die Amerikaner einen solchen 
Präventivschlag ablehnten, setz- 
ten Russell und seine Verbünde- 
ten und Nachfolger, einschließ- 
lich Henry Kissinger und Dr. Leo 
Szilard, auf die andere Option: ei- 
nen Deal mit Moskau zur Durch- 
führung eines Atomschlags, um 
das gleiche Ziel einer Weltregie- 
rung durchzusetzen. Als der Film- 
produzent Stanley Kubrick seinen 
Film „Dr. Strangelove“ machte, 
der von dem atomaren Armaged- 
don handelt, entwickelte er den 
Hauptdarsteller nach dem Vorbild 
Szilards und Kissingers. 


In seinem Interview am 22. Juni 
faßte Lyndon LaRouche zusam- 
men, warum die mit Kissinger 
verbundene Hollinger Corporati- 
on so erpicht darauf ist, Clinton 
als Präsidenten durch transparente 


Methoden der schwarzen Propa- 
ganda zu stürzen: 


Britische Tories hassen 
alles Amerikanische 


„Hier haben wir - in Präsident 
Clinton - einen patriotischen 
Amerikaner, ... der sagt, daß die 
Vereinigten Staaten ein Interesse 
daran haben, wie die Welt organi- 
siert ist, kein Chaos zu haben, ei- 
ne gewisse Stabilität in der Welt 
zu haben. ... Er weiß, wer die Bri- 
ten sind, er hat dort bei ihnen stu- 
diert. 


Die Briten haben eine ganz andere 
Tagesordnung, zu der diese UNO- 
Weltdiktatur nach britischer Philo- 
sophie gehört, die die Denkweise 
Bertrand Russells, die Denkweise 
Kissingers ist. 


Es ist der Konflikt zwischen die- 
ser Gruppierung, die manche die 
Thatcher-Bush-Tiere nennen, um 
einem Präsident und anderen, die 
versuchen, sich zu einer patrioti- 
schen, eigennützigen amerikani- 
schen Position vorzutasten, die 
sich Stabilität in der Welt um uns 
herum wünscht, einer Welt, die 
sehr stark bedroht ist.‘ 


Seit seinem anglophilen Ausbruch 
im Chatham House hat Henry 
Kissinger seine Liebe zu allem, 
was britisch und geopolitisch ist, 
noch vervollkommnet. Eine Re- 
zension seines neuen Buches „Di- 
plomatie“ erschien in der Juli- 
Ausgabe des „American Specta- 
tor“, der neokonservativen 
Monatszeitschrift der Hollinger 
Corporation, die auch das ameri- 
kanische Propaganda-Organ Nr. 1 
für den Londoner Skandalkrieg 
gegen Präsident Clinton ist. 


Selbstredend war die Rezension 
des „Spectator“ voll des krieche- 
rischen Lobes für Henry Kissin- 
ger, den stellvertretenden Vorsit- 
zenden des Beirats der Hollinger 
Corporation. D 
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Zweiter Weltkrieg 


Neue Politik 
und alter 
Haß bei den 
D-Day-Feiern 


Vivian Bird 


Im Rückblick betrachtet, bestanden die ganzen Feierlichkeiten zum 
D-Day nicht unbedingt aus Trauer und Schmerz, Gedenken und 
Wehklagen um die vielen Toten. Es war vielmehr ein überladener, 
inszenierter Festakt mit Prunk und neuen politischen Untertönen. 


Es war auch eine Feier der politi- 
schen und militärischen Führer der 
Alliierten des Jahres 1945, die im 
Namen der „Befreiung“ Hunderten 
von Millionen unsägliches Elend 
und Abhängigkeit brachten: Win- 
ston Churchill, Franklin D. Roose- 
velt, Josef Stalin, Charles de Gau- 
le, Dwight Eisenhower, Bernard 
Montgomery und so weiter 


Es hat sich 
nichts geändert 


Und vor allem war es eine erneute 
Beteuerung des Hasses und der 
Mißgunst gegenüber dem „alten 
Feind“ Deutschland und noch 
mehr insgeheim ein Hinweis auf 
mögliche neue Allianzen gegen 
Deutschland als Konsequenz aus 
dem angeblichen Ende des „kal- 
ten Krieges“. So wurde der be- 
queme Verbündete der Nach- 
kriegszeit, der nach dem Zusam- 
menbruch des Kommunismus im 
Osten und dem Fall der Berliner 
Mauer enorm an Macht und Ein- 
fluß gewonnen hatte, mit ständi- 
gem Blick auf die Vergangenheit 
höchst argwöhnisch betrachtet, 
was man noch nicht einmal zu 
verbergen suchte. 


Diejenigen, die einst der Meinung 
waren, daß ein neues Europa ent- 
standen sei und man die Bruder- 
kriege aus früheren Perioden die- 
ses Jahrhunderts hinter sich gelas- 
sen hatte, sahen ihre Träume aufs 
heftigste zerstört. Nichts schien 
sich wirklich geändert zu haben - 


zumindest was Großbritannien 
und die USA betrifft. 


Doch es gab eine Sache, über die 
sich alle ernsthaften politischen 


Experten Großbritanniens einig 
waren: Von dem Augenblick an, 
wo die anglo-amerikanischen 
Truppen in der Normandie lande- 
ten, hat Großbritannien in jeder 
Hinsicht aufgehört, eine Welt- 
macht zu sein, und diese Macht 
ist unweigerlich auf die USA 
übergegangen. In militärischer 
Hinsicht haben in Westeuropa 
nach dem D-Day in erster Linie 
die USA gekämpft, während die 
britischen Streitkräfte nur eine 
entschieden sekundäre Rolle ge- 
spielt haben. Die Verluste auf der 
anglo-amerikanischen Seite waren 
unverhältnismäßig hoch, und die 
wirklichen Zahlen wurden ab- 
sichtlich verschwiegen - wie so 
vieles andere. Doch die Menge 
der Kriegsgräber in der Norman- 
die sagt die Wahrheit. 


Die mächtigsten und kampferfah- 
rensten Streitkräfte der deutschen 
Armee kämpften damals verzwei- 
felt im Osten, um die überwälti- 
gende Welle der Roten einzudäm- 
men, doch aufgrund von Stalins 
Bereitschaft, 20 Millionen Solda- 
ten der Roten Armee zu opfern, 
erwies sich dies als unmöglich. 
Hätte die Wehrmacht nicht im 


Osten gekämpft, dann hätten die 
Dinge - wie bedeutende Militär- 
experten meinen - in der Norman- 
die zweifellos eine ganz andere 
Wende genommen. 


Neue Stufen 
der Ekstase 


Auch waren sich die anglo-ameri- 
kanischen Kommandeure_ trotz 
der falschen Einheitsfront, die sie 
präsentierten, im Jahr 1944 nicht 
einig. Der Krieg sollte noch fast 
ein Jahr dauern, doch noch bevor 
er zu Ende war, gingen sie bereits 
einander an die Kehle, wurden In- 
trigen und Komplotte geschmie- 
det. Als Montgomery zuließ, daß 
300 britische Panzer von einer 
Elitepanzereinheit in eine Falle 
gelockt und zerstört wurden, wur- 
de er beinahe abgesetzt, beson- 
ders nach dem späteren Desaster 
von Arnheim, für das er auch ver- 


Schwere Kompanie einer Panzer- 
division in Fliegertarnung. Um 
den Kampfraum zu erreichen, 
wurden sie von der alliierten 
Luftwaffe stark behindert. 
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antwortlich war. Die Forderung 
nach seiner Absetzung wurde von 
anderen britischen Generälen und 
auch von Amerikanern gestellt, 
und nur die Intervention 
Churchills konnte dies verhin- 
dern. 


Monate vor der tatsächlichen 50- 
Jahres-Feier arbeitete die D-Day-In- 
dustrie mit voller Kraft und produ- 
zierte jede Art von Erinnerungs- 
stück und Souvenir von dem Tag 
der „Befreiung“ in Form von T- 
Shirts, Handtüchern, Tassen, Tel- 
lern, Fahnen, Coladosen mit ent- 
sprechender Aufschrift und Dekora- 
tion, D-Day-Tees, Pakete mit Sand, 
der angeblich von den Stränden der 
Normandie stammen sollte, und ei- 
ne Vielzahl anderer Plunder. Die bri- 
tischen Buchläden quollen über von 
D-Day-Denkwürdigkeiten in Form 
von Büchern, Broschüren, Karten 
und so weiter, die alle - bald natür- 
lich - zu stark reduzierten Preisen als 
Restbestände verkauft werden soll- 
ten. 


Als der große Tag schließlich an- 
brach, wurden in den Medien - 
angeführt von jenen, die im Jahre 
1944 noch nicht einmal geboren 
waren - neue Stufen der Ekstase 
erreicht, und Presse-, Fernseh- 
und Radiokommentatoren wettei- 
ferten miteinander darum, wer der 
größte Einpeitscher sei. 


Zerstörung 
durch die Alliierten 


Französische Ladenbesitzer, Ho- 
tels, Gästehäuser, Cafes und Re- 
staurants in der Normandie mach- 
ten Riesengeschäfte und nahmen 
die Veteranen und andere Besu- 
cher in vielen Fällen wie verrückt 
aus. In einigen Fällen sollen fran- 
zösische Hotelbesitzer die Bu- 
chungen britischer und kanadi- 
scher Veteranen sogar zugunsten 
deutscher Touristengruppen stor- 
niert haben, die mehr Geld gebo- 
ten hatten. Diese skrupellose Ge- 
winnsucht im Zusammenhang mit 
Lebenden und Toten führte weit- 
hin zu Unwille unter den Vetera- 
nen, und die Briten murmelten 
so etwas wie „hinterhältige 
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Scheißfranzosen, die uns 1940 
hintergangen haben“. 


Sicher haben die Franzosen den 
Jahrestag in vielen Fällen völlig 
stillschweigend verstreichen las- 
sen. Es war ein Ereignis, das 
schließlich vor allem von dem 
fragwürdigen britischen Premier- 


nicht willkommen heißen wollten. 


Sie hatten nicht vergessen, wie die 
anglo-amerikanischen Flugzeuge 
und die anglo-amerikanische Ar- 
tillerie ihre Häuser dem Erdboden 
gleichgemacht und Tausende von 
Zivilisten getötet hatten, obwohl 
sich die Deutschen von diesen Or- 


Ein abgeschossener Panzer VI „Tiger‘‘ nach der Schlacht von Caen. 
Zwei deutsche Armeen waren hier gebunden. 


minister John Major und seiner 
Regierung arrangiert worden war 
und das einige Städte und Dörfer 
in der Normandie ganz und gar 


u 


ten bereits zurückgezogen hatten. 
Es gibt immer noch viele Franzo- 
sen, die den Triumph der ameri- 
kanischen Coca-Cola-Kultur - 


wie sie es nennen - über ihre eige- 
ne Kultur übelnehmen. 


Major war auch wegen seiner Plä- 
ne, zu Hause und in der Norman- 
die eine Galaatmosphäre mit 
Straßenparties zu schaffen, bei 
britischen Veteranenorganisatio- 
nen auf scharfe Kritik gestoßen 
und mußte diese Pläne schließlich 
aufgeben. Zusammen mit Bill 
Clinton hoffte er zweifellos, die 
Gelegenheit zu nutzen, um von 
ernsten und schweren Problemen 
zu Hause abzulenken. Es war ein 
Versuch, der zum Scheitern verur- 
teilt war, weil beide weithin als 
politisch erledigt, als abgrundtie- 
fe Versager in ihrer Innen- und 
Außenpolitik angesehen werden. 


Nicht einmal die Anwesenheit je- 
ner vermodernden Totempfähle 
des moribunden britischen Esta- 
blishments - der Königsfamilie 
mit ihrer moralisch degenerierten 
Nachkommenschaft - konnte das 
erlahmende Ereignis weiter stimu- 
lieren. 


Eines bleibt klar im Gedächtnis - 
und in der Kehle - hängen: der 
Anblick von Major, bekannt für 
sein Zögern und Schwanken im 
blutigen Chaos in Bosnien und 


Unternehmen ‚Overlord“. Ame- 
rikanische Infanterie geht nach 
der Landung an der Küste der 
Normandie an Land. 


.. 


Pe 


über die britische Mitgliedschaft 
in der Europäischen Union und 
der von Bill Clinton, dem Wehr- 
dienstverweigerer, wie sie die 
Versammlung begrüßen. Keiner 
von beiden hat je einen zornig ab- 
gefeuerten Schuß gehört, und 
doch waren sie hier und feierten 
eine der blutigsten Episoden eines 
Bruderkriegs unter Europäern, in 
den das amerikanische Volk ge- 
gen seine eigenen Interessen hin- 
eingezogen worden war. 


Man mußte dabei auch unweiger- 
lich an die Vietnamveteranen den- 
ken, die in einem weiteren verhee- 
renden Krieg überlebt hatten, der 
noch nicht ganz so lange her ist, 
und die diesen Mißbrauch und 


Der Strand von Dieppe nach dem 
kanadischen Kommandoangriff 
auf die Deutschen. 


diese Verunglimpfung von sol- 
chen wie Clinton erfahren muß- 
ten, als sie nach Hause zurück- 
kehrten, nachdem sie alles gege- 
ben hatten. 


Die ehemaligen 
Roten fehlen bei der 
D-Day-Feier 


Zu der Parade gehörte auch ein 
Kontingent großspuriger polni- 
scher Truppen - Produkte des 
ehemaligen kommunistischen Re- 
gimes, Nachkommen jener, die 
im Kampf um den Monte Casino 
deutschen Kriegsgefangenen die 
Kehle durchgeschnitten haben 


Nur schubweise können deutsche Eingreifreserven herangeführt wer- 
den, da die deutschen Befehlsverhältnisse unklar waren. 


Einer der alliierten künstlichen Häfen, die bei der Landung in der 
Normandie eingerichtet wurden. 


sollen - sowie tschechische Ein- 
heiten, deren Landsleute ebenfalls 
für zahlreiche abscheuliche Greu- 
eltaten gegen die Sudetendeut- 
schen verantwortlich waren und 
für die der tschechische Präsident 
Vaklav Havel, der bei der Parade 
auch anwesend war, später um 
Vergebung gebeten haben soll, 
und natürlich die Kanadier, deren 
Streitkräfte 1944 die unangeneh- 
me Praktik ausführten, die Hände 
ihrer Gefangenen mit Stachel- 
draht zusammenzubinden, bevor 
sie sie erschossen. 


Wenn man all dies bedenkt und 
noch vieles mehr, überrascht es, 
daß nicht auch rioch eine serbi- 
sche Einheit eingeladen worden 
war, die zusammen mit den Briten 
und den USA unter dem Massen- 
mörder Josip Broz Tito auf dem 
Balkan einen blutigen Krieg ge- 
führt hatte. 


Zu guter Letzt hörten wir von 
Charles Wheeler, dem greisenhaf- 
ten BBC-Korrespondenten, der 
die Abwesenheit von russischen 
Truppen in der Parade bedauerte, 
da sie doch so heldenhaft 
gekämpft hatten, um die „Befrei- 
ung Europas“ zu erreichen. Zu 
ihren Taten der „Befreiung“ 
gehörte der bekannte weitverbrei- 
tete Einsatz von Kriegsgefange- 
nen zur Säuberung von Minen- 
feldern, um den Vorstoß der kom- 
munistiichen Horden nach 
Osteuropa zu erleichtern. 

Wenn auch die Medien „Ike“ Ei- 
senhower übertrieben preisen, so 
hörten wir nichts über die zwei 
Millionen deutschen Kriegsgefan- 
genen, die auf seine Befehle hin 
verhungerten. 


Die Deutschen waren - und darü- 
ber war Bundeskanzler Helmut 
Kohl sehr verärgert - in keiner 
Form zu diesen „Feierlichkeiten“ 
eingeladen worden, noch nicht 
einmal, um ihre vielen Toten zu 
ehren. Doch nun, wo sich der 
Wirbel gelegt hat, scheint auf 
Kohl und den französischen Präsi- 
denten - wenn auch aus unter- 
schiedlichen Gründen - das 
Sprichwort zuzutreffen: „Wer zu- 
letzt lacht, lacht am besten“. 


Am 14. Juli - dem französischen 
Nationalfeiertag - marschierten 
deutsche und französische Solda- 
ten als Einheiten der neuen 
deutsch-französischen Brigade 
mit Trommelwirbel und Fahnen- 
schwenken zusammen durch Paris 
- als Symbol für den wahren Geist 
Europas. ji) 
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Hintergrund- 


Journal 


Britische Netz- 
werke eskalieren 
Angriffe auf 
Clinton nach des- 
sen Berliner Rede 


Seit US-Präsident Bill Clinton 
Mitte Juli seinen neuen außenpo- 
litischen Ansatz gegenüber 
Deutschland und Kontinentaleuro- 
pa verkündete, wird die bösartige 
Rufmordkampagne gegen ihn er- 
neut intensiviert. Wie wir schon 
mehrfach dokumentierten, geht 
diese Kampagne von britischen 
Geheimdienstkreisen aus. Am 16. 
Juli, nur vier Tage nach Clintons 
Rückkehr aus Deutschland, be- 
hauptete der Londoner „Sunday 
Telegraph“ in großer Aufma- 
chung, Clinton habe regelmäßig 
„Rauschgift konsumiert“. 


Der Washingtoner Korrespondent 
des zur Hollinger-Gruppe gehöri- 
gen „Telegraph“ ist Ambrose 
Evans-Pritchard. In seinem Arti- 
kel, der sich ausschließlich auf 
unbestätigte Gerüchte und Be- 
hauptungen stützt, behauptet 
Evans-Pritchard, Clinton habe re- 
gelmäßig Kokain genommen, sich 
bei Rauschgiftparties „wüst auf- 
geführt“ und „systematisch“ ge- 
gen Gesetze verstoßen. All dies 
habe sich zwischen 1972 und 
1986, also auch während Clintons 
Zeit als Gouverneur von Arkan- 
sas, ereignet. 


Das Londoner Magazin „Econo- 
mist“ legte die Vermutung nahe, 
das Weiße Haus stehe hinter einer 
Serie von Morden, Mordversu- 
chen und ungeklärten Todesfällen 
unter politischen Gegnern Clin- 
tons und/oder möglichen Zeugen 
im Fall Whitewater. Der „Econo- 
mist“ spricht von einer „seltsamen 
Serie von Selbstmorden und Ge- 
walt“ bei „Personen, die mit den 
Clintons in Verbindung standen“. 
Im Leitartikel des „Wall Street 
Journal“ (WSJ) vom 19. Juli wer- 
den die gegen Clinton gerichteten 
Anwürfe von Evans-Pritchard und 
des „Economist“ im Detail wie- 
dergegeben. Immerhin weist das 
WS] darauf hin, daß die Anschul- 
digungen gegen Clinton bislang 
jeder Grundlage entbehren. Das 
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WSJ stellt darüber hinaus fest, 
daß die britische Presse „eine an- 
dere Haltung“ als die amerikani- 
sche Presse in der Skandalbericht- 
erstattung gegen Clinton ein- 
nimmt. 


Besondere Aufmerksamkeit rich- 
tet das WSJ der sogenannten 
„Clinton-Chronik“. Dabei handelt 
es sich um Videofilme, die der 
Fernsehprediger Jerry Falwell in 
den Vereinigten Staaten vertreibt. 
In diesen Filmen wird die angeb- 
liche Verwicklung der Clintons in 
Morde, Rauschgiftkonsum und 
andere Verbrechen behauptet. Sol- 
che Hetzpropaganda („Drogen- 
konsument“, „Monster“ und 
„Mörder‘) wird fast täglich von 
dem populistischen Talkshow- 
Moderator Rush Limbaugh ver- 
breitet. 


In einem Interview am 20. Juli 
sagte Lyndon LaRouche, Falwell, 
Fernsehprediger Pat Robertson 
und Limbaugh seien „Teil des Ap- 
parats von George Bush. ... Bush 
leitet weiterhin die Überreste ei- 
nes Geheimdienstapparates, an 
dessen Spitze er seit 1983, später 
gemäß der Nationalen Sicher- 
heitsdirektiven 2 und 3, stand.“ 
LaRouche gab an, Bushs Apparat 
sei mit der Thatcher-Fraktion in 
Großbritannien gegen die Regie- 
rung Clinton verbündet. Der wirk- 
liche Grund für die Angriffe sei, 
daß Clinton aus der Sicht des bri- 
tischen Außenministeriums in der 
Tradition Franklin D. Roosevelts 
und John F. Kennedys stehe. 
„Deshalb setzten sie im Sommer 
1993 eine Operation in Gang, um 
Clinton aus dem Amt zu jagen. 
Ihr erster Versuch ist fehlgeschla- 
gen. ... Nach (Clintons) Berliner 
Rede eskalieren sie weite.“ U 


Potentieller 
Clinton-Atten- 
täter verhaftet 


Paul F. Walling, der Morddrohun- 
gen gegen Präsident Clinton aus- 
gesprochen hatte, ist vom US 
Secret Service in New Jersey ver- 
haftet worden. Der Secret Service 
ist für die Sicherheit des Präsiden- 
ten zuständig. Bei seiner Verhaf- 
tung besaß Walling eine große 
Zahl halbautomatischer Gewehre 
und Pistolen sowie einen großen 
Munitionsvorrat. Walling wird be- 
schuldigt, sich in den vergange- 
nen drei Monaten etwa 40 
Schußwaffen illegal beschafft zu 
haben. Ein lokaler Polizeibeamter 


hatte den Secret Service infor- 
miert, nachdem Walling vor kurz- 
em erklärt hatte, er wolle den Prä- 
sidenten und die Justizministerin 
Janet Reno wegen deren Haltung 
zum Waffenbesitz erschießen. Der 
Geheimdienst wurde am 14. Juli, 
am Vortag eines geplanten Besu- 
ches des Präsidenten in Pennsyl- 
vania, über diese Drohung infor- 
miert. Nach der Verhaftung sagte 
Walling im Verhör: „Ich habe 
Clinton schon im Fadenkreuz 
meines Visiers gesehen.“ 


George Bushs 
Sohn: George 
Bush II. 


George W. Bush jr., der Sohn des 
ehemaligen Präsidenten George 
Bush, ist der republikanische 
Kandidat für die Gouverneurs- 
wahlen in Texas im November. 
Sein Bruder JEB bewirbt sich bei 
den Vorwahlen der Republikaner 
um die Kandidatur für den Gou- 
verneursposten in Florida. In den 
Jahren 1990-91, als sein Vater 
Präsident war, verstieß George jr. 
gegen die Wertpapiergesetze und 
verdiente bei Insidergeschäften 
mit Aktien sechsstellige Dollarbe- 
träge. Am 22. Juni 1990 verkaufte 
er verdeckt 212 140 Aktien (be- 
ziehungsweise 66 Prozent seiner 
Anteile) an der Harken Energy 
Corporation. Damals war er einer 
der gutbezahlten Direktoren die- 
ser Firma. George jr. wartete dann 
bis Anfang März 1991, um dem 
Börsenaufsichtsamt (SEC) die 
Transaktion zu melden. Die Mel- 
defrist wurde damit um acht Mo- 
nate überschritten. Inzwischen 
war der Kurs der Harken-Aktien 
schon weit unter den Wert gefal- 
len, zu dem Bush jr. seine Anteile 
abgestoßen hatte. Anfang 1990 
hatte Harken einen Vertrag mit 
der Regierung von Bahrain abge- 
schlossen, die Ölfelder Bahrains 
im persischen Golf zu erschließen 
und zu vermarkten. Zunächst för- 
derte dies natürlich die Attrakti- 
vität der Aktien der Firma. Aber 
am 2. August, sechs Wochen 
nachdem Bush jr. seine Anteile 
verkauft hatte, marschierten Iraks 
Truppen in Kuwait ein. Damit war 
der Vertrag zwischen Bahrain und 
Harken zweifelhaft geworden, und 
die Kurse der Harken-Aktien fie- 
len in den Keller. 


Bush jr. verkaufte seine Harken- 
Anteile, zwei Tage nachdem sein 
Vater und Außenminister James 
A. Baker III. die lange zurückrei- 


chenden Gespräche mit der Palä- 
stinensischen Befreiungsorganisa- 
tion (PLO) abgebrochen hatten. 
Insider warnten damals, diese 
Entscheidung der US-Regierung 
bereite den Boden für einen neu- 
en Krieg im Nahen Osten. Hätte 
der Präsidentensohn seine Verkäu- 
fe wie vorgeschrieben am 10. Juli 
gemeldet, hätten Beobachter die 
Frage stellen können, ob dieser 
Schritt mit besonderen „Vorkennt- 
nissen“ über einen drohenden 
Konflikt im Nahen/Mittleren 
Osten zusammenhängen könnte. 


Zu den Ungereimtheiten kommt 
noch hinzu, daß sowohl die offizi- 
elle „Untersuchung“ des Falls 
durch die SEC als auch George 
Bush jr. Rechtsbeistand in diesem 
Fall von Anwälten der Kanzlei 
Baker & Botts in Texas durchge- 
führt wurde. Baker & Botts haben 
im Lauf dieses Jahrhunderts die 
Familie Bush immer wieder ver- 
treten. Lange Jahre arbeitete Ja- 
mes Baker III. (nach dessen Fami- 
lie sie auch benannt ist) in dieser 
Kanzlei. George jr. wurde von 
Robert W. Jordan von Baker & 
Botts vertreten. Zu dieser Zeit war 
ein gewisser James R. Doty An- 
walt der SEC. Doty war von 1977 
bis 1990 bei Baker & Botts tätig 
und hatte in dieser Zeit George jr. 
anwaltlich vertreten. Nachdem er 
1993 die SEC verlassen hatte, 
kehrte Doty zu Baker & Botts 
zurück. Richard Breeden, der die 
SEC zwischen 1989 und 1993 lei- 
tete, gehörte Baker & Botts von 
1985 bis 1989 an. Davor war 
Breeden Anwalt des damali- 
gen US-Vizepräsidenten Bush, 
während die Reagan-Bush-Regie- 
rung den Apparat der parallelen 
Geheimregierung für verdeckte 
Operationen aufbaute. 


Vor dem Krisen- 
herbst 1994 


Die Zeit zwischen September und 
Oktober wird den Ausschlag 
dafür geben, ob die durch Clin- 
tons Europabesuche von Juni und 
Juli eingeleitete strategische Wen- 
de konsolidiert werden kann oder 
gekippt wird. Clinton hatte die 
amerikanisch-britische „Sonder- 
beziehung“ zugunsten einer neu- 
en Beziehung zu Deutschland auf- 
gekündigt und eine enge Koope- 
ration mit Frankreich sowie mit 
Rußland und den osteuropäischen 
Staaten angekündigt. 


Diese neue Dynamik muß sich in 


} 


wichtigen kommenden Ereignis- 
sen bewähren, angefangen mit 
dem Gipfeltreffen von Kohl und 
Jelzin Ende August, gefolgt von 
dem Clinton-Jelzin-Gipfel im 
September. Im September und 
Oktober finden Wahlen in Schwe- 
den, Deutschland und Österreich 
statt. In Italien wird es wahr- 
scheinlich zu vorgezogenen Neu- 
wahlen kommen. 


Am wichtigsten sind zweifellos 
die Bundestagswahlen am 16. Ok- 
tober. Am Ende dieser Periode 
stehen die bedeutsamen amerika- 
nischen Wahlen für einen Teil des 
Kongresses. Zur offenen poli- 
tisch-sozialen Krise kann es im 
Herbst wegen des sich weiter zu- 
spitzenden wirtschaftlichen Kol- 
lapses in Rußland und der Ukrai- 
ne kommen. 


Damit sich die eurasische Koope- 
ration zwischen Amerika, 
Deutschland und Rußland nicht 
festigt, wird die britische neuve- 
nezianische Oligarchie mit Chaos 
und Destabilisierung reagieren. 
Der Staatsbesuch von Königin 
Elisabeth II. in Rußland im Okto- 
ber wird in diesem Lichte durch- 
aus kein „formeller Akt“ sein. Die 
jetzt so hochgespielten Skandale 
um den Schmuggel mit Nuklear- 
material, das angeblich aus Ruß- 
land kommen soll, mußte wohl als 
Versuch gesehen werden, vor dem 
Kohl-Jelzin-Gipfel deutsch-russi- 
sche Unstimmigkeiten zu provo- 
zieren. Für Manipulationen anfäl- 
lig ist auch das internationale Fi- 
nanzsystem. Durch gezielte 
Spekulation sollen die kontinen- 
taleuropäischen Länder, insbeson- 
dere Deutschland, getroffen wer- 
den. Darüber hinaus muß mit 
politisch-nachrichtendienstlichen 
Operationen gerechnet werden, 
die das Ziel haben, Spannungen 
unter den potentiellen Partnern für 
eurasische Stabilität und Entwick- 
lung zu schüren. 


Clinton: 
„Gesundheitsver- 
sorgung für alle 
Amerikaner“ 


Eine der höchsten Prioritäten Prä- 
sident Clintons ist es, seine Geset- 
zesvorschläge für die Gesund- 
heitsreform durch den Kongreß zu 
bringen. Vor der Nationalen Kon- 
ferenz der Gouverneure signali- 
sierte Clinton seine Kompromiß- 
bereitschaft in Richtung einer 


„phasenweisen Einführung“ der 
allgemeinen Gesundheitsversor- 
gung und einer gewissen Reduzie- 
rung des vorgesehenen Arbeitge- 
beranteils an der Krankenversi- 
cherung. Hillary Clinton nahm an 
einer zweistündigen nationalen 
Fernsehsendung teil, um das Pa- 
ket der Regierung zur Gesund- 
heitsreform zu erläutern. 


Drei Motive stehen hinter diesen 
Bemühungen des Präsidenten. 
Das erste ist, daß er nur von einer 
40-Prozent-“Minderheit“ ins Amt 
gewählt wurde und bisher noch 
nicht über eine auf ihn ausgerich- 
tete nationale Wählerbasis ver- 
fügt. Er versucht nun, sich mit ei- 
nem Thema, das für Millionen 
herausragende Bedeutung besitzt, 
nämlich das Fehlen einer er- 
schwinglichen und effektiven Ge- 
sundheitsversorgung, eine Mas- 
senbasis heranzubilden. Ungefähr 
40 Millionen Amerikaner haben 
überhaupt keine Krankenversi- 
cherung, und bis zu 100 Millio- 
nen sind nicht ausreichend versi- 
chert. Clinton betont immer wie- 
der, bei der Gesundheitsreform 
gehe es um die einfachen, hart ar- 
beitenden Amerikaner, deren me- 
dizinische Versorgung besonders 
gefährdet sei. Eine zweite Überle- 
gung des Präsidenten ist es, seine 
Frau Hillary zu stärken, die die 
Arbeitsgruppe für die Reform des 
Gesundheitswesens leitete. Es 
gibt Hinweise, daß eine neue 
Welle bösartiger Verleumdungen 
gegen Hillary vorbereitet wird. 
Die britisch inspirierten Medien 
kalkulieren, daß Clinton Angriffe 
auf seine Frau besonders hart 
treffen. m} 


Drittens scheinen sich Clinton 
und Papst Johannes Paul II. bei 
ihrem Treffen darauf verständigt 
zu haben, daß jedem Menschen 
ein moralisches Grundrecht auf 
eine angemessene Gesundheits- 
versorgung zustehen müsse. Die- 
se Übereinkunft zwischen dem 
Papst und Präsident Clinton 
schafft einen gewissen konstrukti- 
ven Ausgleich gegenüber den Dif- 
ferenzen, die in der vieldiskutier- 
ten Frage der Abtreibung zwi- 
schen den beiden existieren. Am 
14. Juli veröffentlichten die 
amerikanischen katholischen 
Bischöfe einen Brief an die Kon- 
greßabgeordneten, in dem sie das 
Konzept einer allgemeinen Kran- 
kenversorgung ausdrücklich un- 
terstützen. Dafür wurden sie von 
dem neokonservativen Kolumni- 
sten William F. Buckley scharf 
gerügt oO 


Der Club 1001 
und die „Umwelt- 
schützer‘“ 


Wohl eine der bedeutendsten oli- 
garchischen Vereinigungen ist der 
wenig bekannte und öffentlich- 
keitsscheue Club 1001, worüber 
der World Wide Fund for Nature 
(ehemals World Wildlife Fund) 
und seine ausgedehnten globalen 
Aktivitäten seit 1970 verdeckt fi- 
nanziert werden. Jedes Clubmit- 
glied spendet etwa 10 000 Dollar 
zur Finanzierung von WWF-Akti- 
vitäten. Im Club 1001 haben sich 
einige tausend der reichsten Leu- 
te der Welt, vor allem aus Südafri- 
ka, Großbritannien, den USA, der 
Schweiz und Holland, zusammen- 
gefunden. 


An der Gründungsversammlung 
des Clubs am WWF-Hauptsitz im 
schweizerischen Morges 1970 
hatten unter anderem teilgenom- 
men: Prinz Philip aus Großbritan- 
nien, der inzwischen internationa- 
ler Präsident des WWF ist; Prinz 
Bernhard der Niederlande; Anton 
Rupert, südafrikanischer Chef des 
Rothmannschen Tabak-Konglo- 
merats; Lukas Hoffmann vom 
schweizerischen Pharmariesen 
Hoffmann-LaRoche; der windige 
Finanzier Robert Vesco, der in- 
zwischen auf den Fahndungslisten 
der amerikanischen Justiz steht; 
sowie bekannte Namen aus den 
Familien Astor, Rothschild und 
Rockefeller. Weitere prominente 
Mitglieder aus den letzten Jahren 
waren der zairische Präsident Mo- 
butu und der ehemalige Welt- 
bankpräsident Robert McNamara. 
Anfangs hatte der Club 1001 en- 
ge Beziehungen zur Bilderberg- 
Gruppe, und viele Mitglieder 
gehörten 1973 auch zu den Grün- 
dern der Trilateralen Kommission. 


Der Club 1001 spielt eine wichti- 
ge Rolle in der Strategie des briti- 
schen neuvenezianischen Esta- 
blishments, Umwelt- und Ökolo- 
giefragen als Deckmantel für 
politische und geheimdienstliche 
Operationen zu benutzen. Green- 
peace und andere Organisationen 
werden von diesen Kreisen als 
Frontgruppen eingesetzt. Ideolo- 
gie und Aktionen der Umweltpo- 
litik werden von einem harten 
Kern britischer Oligarchenfamili- 
en bestimmt, darunter Darwin, 
Huxley, Wedgwood und Eckers- 
ley. Ihr lautstärkster Fürsprecher 
ist Sir Crispin Tickell, ein Ver- 
wandter Huxleys, der jetzt am 


Green College von Oxford arbei- 
tet. Tickell war britischer UN- 
Botschafter, als im Herbst 1990 
der Golfkrieg in Szene gesetzt 
wurde. 


Britische Interes- 
sen hinter der 
ruandischen RPF 


Es ist allgemein bekannt, daß die 
französische Regierung hinter der 
gestürzten „Hutu-Regierung‘“ von 
Ruanda gestanden hat. Weit weni- 
ger bekannt ist jedoch die britische 
Unterstützung für die siegreichen 
Aufständischen der Ruandischen 
Patriotischen Front (RPF), die jetzt 
in Kigali regieren. Hinter der RPF 
stehen britische Finanzhilfen und 
Militärausbilder sowie die unge- 
teilte Unterstützung der ugandi- 
schen Regierung von Präsident 
Museveni. Der Einmarsch der 
RPF nach Ruanda im letzten April 
war in den Großwildreservaten an 
der ruandisch-ugandischen Gren- 
ze organisiert worden, dem Aka- 
geria-Nationalpark, dem Birunga- 
Nationalpark in Uganda und dem 
Parc National des Volcans im Nor- 
den Ruandas. In letzterem befin- 
den sich etwa die Hälfte der noch 
in Wildnis lebenden Berggorillas, 
bekannt geworden durch den Film 
der Primatenforscherin Diane Fos- 
sey. 


Wenige Wochen vor der Früh- 
jahrsoffensive der RPF hatte der 
ruandische Präsident Habyarima- 
na, der im April bei einem Flug- 
zeugabsturz ums Leben kam, der 
RPF „Ökoterrorismus“ vorgewor- 
fen, weil die Guerillas Gorilla- 
reservate als Aufmarschplätze be- 
nutzten. „Dem Gorilla, dem die 
natürliche Ausrottung droht, droht 
jetzt ein verkürztes Leben durch 
Kalaschnikows.“ Inzwischen hat 
die RPF der Regierung Habyarim- 
ana vorgeworfen, den Akageria- 
und Birunga-Park mit Granaten 
beschossen zu haben, um die 
RPF-Guerillas zu vertreiben. 


Kürzlich sprach der französische 
Generalstabschef Jacques Lanxa- 
de von einer „angelsächsischen 
Verschwörung“ in Zentral-/Ost- 
afrika. Oberst Didier Thibaut, ei- 
ner der französischen Fallschirm- 
Jäger-Kommandeure von „Opera- 
tion Türkis“, erklärte, daß die 
RPF-Aufständischen von briti- 
schen Sondereinheiten ausgebil- 
det worden seien, was deren mi- 
litärische Durchschlagskraft erklä- 
re. OD 
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Italien 


„De 


r 
Antifaschis- 
mus ist tot“ 


Beat Christoph Baeschlin 


Die führende Zeitung Italiens hat es verkündet: „Der Antifaschis- 
mus war nie eine wahre politische Kraft, sondern bloß eine Lüge - 
und auf dieser Lüge war die erste italienische Republik aufgebaut 


worden.“ 


Diese aufsehenerregende Feststel- 
lung war am Samstag, den 23. Ju- 
ni 1994, im Leitartikel der Kultur- 
beilage des „Corriere della Sera“ 
zu lesen. So schwergewichtige 
Außerungen im kulturellen Teil 
der Zeitung konnten nicht ohne 
Einvernehmen mit der Chefredak- 
tion veröffentlicht werden. Insbe- 
sondere, da der genannte Artikel 
in folgender Weise argumentiert: 
„Es wird nun offenkundig, daß 
die Mehrheit des italienischen 
Volkes nie an die Mythologie des 
(antifaschistischen) Widerstandes 
geglaubt hat. Schon darum, weil 
der Einzelbürger sich bewußt war, 
niemals an einem antifaschisti- 
schen Widerstand teilgenommen 
zu haben. Vor allem aber hat die 
Mehrheit des Volkes nie an die 
Legende geglaubt, wonach unsere 
wenigen Antifaschisten es fertig- 
gebracht hätten, den Faschismus 
zu besiegen, obwohl gerade dies 
als offizielle Wahrheit verkündet 
worden ist. Aber jedermann sah 
sich in die Zwangslage versetzt, 
der großen zynischen Intelligenz 
unseres Volkes Rechnung zu tra- 
gen und so zu tun, als glaubte 
man diese Sache.“ 


Panikstimmung 
in der Politführung 
Deutschlands 


Klarer und rücksichtsloser kann 
man die Dinge nicht beim Namen 
nennen. Und wenn man dieses 
Geständnis in der angesehensten 
Zeitung des Landes liest, wird of- 
fenkundig, daß in Italien die erste 
Republik samt ihrer Mythologie 
auf dem Schrotthaufen der Welt- 
geschichte gelandet ist. Darum 
will man außerhalb Italiens nicht 
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oder nur widerwillig davon 
Kenntnis nehmen, daß die Nach- 
kriegszeit und ihre Antifaschis- 
mus-Mythologie sich in Italien 
unwiederbringlich in Dunst und 
Nebel aufgelöst hat. 


Die mühevoll erarbeitete „deut- 
sche Heldensage“, wonach ein 
ruhmreicher Antifaschismus die 
nationalsozialistische Herrschaft 
von innen her bezwungen hätte, 


ist noch viel unglaubwürdiger als 
die italienische Legende vom 
siegreichen Wirken der Antifa- 
schisten. Denn beide „Antifa- 
schismen“ sind von den 
vorrückenden alliierten Armeen 
mitgebracht und aufgezwungen 
worden. 


Begreiflicherweise herrscht im 
Bonner Regierungsviertel helle 
Aufregung, ja Panikstimmung. Die 
in den Sesseln der Staatsmacht 
wohlig eingerichteten System-Par- 
teien werden immer stärker von ei- 
nem würgenden Angstgefühl ge- 
plagt. Denn es wird allmählich of- 
fenkundig, daß ihre fetten Pfründe 
und Privilegien auf dem Schlick- 
sand des Antifaschismus-Mythos 
aufgebaut sind. Wenn dieses politi- 
sche Dogma auch in Deutschland 


‚Ins Wanken gerät, dann ist die 


ganze Bundesrepublik ebenso vom 
Zerfall bedroht wie die erste italie- 
nische Republik, die sozusagen 
über Nacht zerbrach und zu Staub 
zerfiel. 


Darum die Torschlußpanik in 
Bonn, darum der tobende Rund- 
umschlag, womit Kohl alles, was 
politisch rechts von der Mitte 
liegt, in rasender Wut zerschlagen 
will. Der von Fiebervisionen ge- 


Das völlig zerstörte Kloster Monte Cassino nach dem alliierten Bom- 


benangriff. 


plagte Bundeskanzler wittert hin- 
ter jedem auch nur irgendwie kri- 
tisch tönenden Wort eine gegen 
ihn erhobene Keule. Er und das 
ganze bundesrepublikanische 
„System“ zittern beim leisesten 
Hauch einer nichtkonformen Mei- 
nungsäußerung, als stünden sie 
schon am offenen Grabe, wo die 
amtlich festgeschriebene Antifa- 
schismus-Mythologie demnächst 
ihren unrühmlichen Wegwurf er- 
leben wird. 


Deshalb dieser hysterische Kampf 
gegen die freie Meinungsäuße- 
rung, darum diese sture Verfol- 
gung aller Bürger, welche darauf 
hinweisen, daß die Amokläufer 
des Antifaschismus auch in 
Deutschland am Ende ihres Lie- 
des sind. Die Weltgeschichte hat 
den Faschismus, den Nationalso- 
zialismus und den Antinationalso- 
zialismus hinter sich gelassen. 
Diese Begriffe sind bereits zu lee- 
ren Worthülsen geworden. Auch 
die Flucht nach vorn in schaurig- 
schöne Phantasien von politischen 
Riesengebilden wie das Maa- 
stricht-Europa gibt nichts mehr 
her. Der Zerfall der Sowjetunion 
und anderer Völkerkerker weisen 
den Weg: das Nationale, Vaterlän- 
dische, Heimatliche drängt als 
große Sehnsucht der Völker nach 
neuer Verwirklichung. 


Auf Lügen wächst 
nichts Dauerhaftes 


Der große Weltkrieg 1939 bis 
1945 hat mit einer riesenhaften 
Lüge geendet. Während des 
ganzen Krieges wurde unentwegt 
verkündet: Die Alliierten kämp- 
fen um das Weiterbestehen der 
großen Gedanken des christlichen 
Abendlandes. Aber in den 50 Jah- 
ren seit der Überwindung des Na- 
tionalsozialismus in Deutschland 
ist das genaue Gegenteil dessen 
geschehen, was so nachdrücklich 
zugesichert worden war: Alles, 
was noch an die großen Gedanken 
des christlichen Abendlandes er- 
innert, ist planmäßig und gründ- 
lich zerstört und zersetzt, vergiftet 
und ausgetilgt worden. Und alles, 
was mit „Sozialismus“ verpackt, 
abgestempelt mit den Worten 
„Menschenrechte“, „Fortschritt“, 
„Freiheit“ versehen war, galt als 
die ewige Wahrheit. Gleichzeitig 
wurde alles, was christlich ist, un- 
ter den Tisch gewischt, und der 
Begriff „Abendland“ wurde zum 
Schimpfwort umgewertet. 


Die „Geschichtsrevisionisten“, die 


er 


u 


nie 


den Glauben an die Kraft und an 
die Macht des Antifaschismus in 
Italien bezwungen haben, ließen 
jedoch ein großes Tabu unangeta- 
stet weiterleben. Die simple Frage 
ist nämlich unbeantwortet geblie- 
ben: Wer hat dem Faschismus den 
Todesstoß gegeben? Wenn es 
nicht die Antifaschisten waren, 
wer also hat in Italien den Fa- 
schismus besiegt? Die alliierten 
Armeen waren es auch nicht, 
denn - im Gegenteil - ihr Vor- 
marsch in Italien hat nur bewirkt, 
daß sich die überlebenden faschi- 
stischen Kräfte von neuem for- 
mierten. Auch der eingangs er- 
wähnte große Artikel im „Corrie- 
re della Sera“ übergeht diesen 
Gegenstand, als wäre dazu über- 
haupt nichts zu sagen. Und doch 
heißt es in dem Zeitungsbericht: 
„Die Italiener sind am Abend des 
24. Juli 1943 als Faschisten zu 
Bette gegangen und am Morgen 
des 25. Juli 1943 als Antifaschi- 
sten aufgewacht.“ Wer also hat 
dieses Wunder bewirkt? 


Wer es miterlebt hat, weiß es ge- 
nau, und wer es heute wissen will, 
der kommt ohne Schwierigkeit 
auf die rechte Antwort: Es war der 
König, Viktor Emanuel III. So 
wie der König Ende Oktober 
1922 durch königliches Dekret 
den Faschistenführer Mussolini 
als Ministerpräsidenten eingesetzt 
hatte, so hat er am 25. Juli 1943 
durch königliches Dekret Musso- 
lini abgesetzt, verhaftet und durch 
den Marschall Badoglio als Mini- 
sterpräsidenten ersetzt und gleich- 
zeitig alle faschistischen Partei- 
formationen aufgelöst. Das war 
ein tollkühner Schlag. Niemand 
hatte dem alten Mann soviel Ent- 
schlußkraft und ein so gezieltes 
Handeln zugetraut. 


Diesem überraschenden Ereignis 
war aber ein anderes vorangegan- 
gen, sozusagen die Selbstauflö- 
sung des Faschismus. In der Nacht 
vom 24. auf den 25. Juli hatte der 
Große Faschistenrat „getagt‘“. Erst- 
mals seit 1922 begnügte sich die- 
se höchste Parteiinstanz nicht mit 
der kläglichen Rolle, die Be- 
schlüsse des Duce mit Beifall kri- 
tiklos entgegenzunehmen. Ange- 
sichts der katastrophalen Kriegsla- 
ge - schon hatten die Alliierten 
Sizilien fest in der Hand - fand ei- 
ne leidenschaftliche Aussprache 
über Sinn und Unsinn einer weite- 
ren Kriegsführung statt. Schon 
dämmerte der 25. Juli heran, als 
der mit großer Mehrheit gefaßte 
Beschluß feststand: Mussolini 
muß als politisch-militärischer 


Chef zurücktreten. Seine Befug- 
nisse sind dem König zurückzuer- 
statten, und die königlichen Be- 
schlüsse werden von vornherein 
als richtunggebend für die Nation 
anerkannt - diese Beschlüsse mö- 
gen lauten, wie sie wollen. 


Das war das Ende des Faschis- 
mus. Was nach der Befreiung 
Mussolinis geschah, war bloß 
noch ein sinnarmes Flackern ohne 
Ausstrahlungskraft. 


Es ist kennzeichnend für unsere 
geistig-ideologische Situation, 
daß eine entscheidende histori- 
sche Tatsache einfach unterschla- 
gen wird, nämlich die Beseitigung 
des Faschismus durch den König 
von Italien. An die Stelle dieses 
geschichtlichen Ereignisses hat 
das „demokratische Zeitalter‘ das 
Märchen vom großen antifaschi- 
stischen Volksaufstand gesetzt. 
Ein Aufstand, der gar nicht statt- 
gefunden hat. Was stattgefunden 
hat, war ein feiges, meuchelmör- 
derisches Unwesen nach Abzug 
der deutschen und neofaschisti- 
schen Streitkräfte. Da waren Wä- 
scherinnen und Küchengehilfin- 
nen der Mordlust des Pöbels frei- 
gegeben worden; angeblich „zur 
Strafe für ihre Unterstützung der 
Feindkräfte‘“ wurden diese Harm- 
losen massenweise umgebracht. 


Natürlich ist es ärgerlich für die 
demokratische Ideologie, daß der 
monarchische Gedanke stärker 
war als der Faschismus, dem auch 
mit demokratischen Formeln und 
Beschwörungen nicht beizukom- 
men war. Offensichtlich sind in 
Italien noch nicht alle Tabus und 
nicht alle ideologischen Ver- 
krampftheiten gelöst worden. Im 
Gegenteil sind die Ideologen und 
die Eiferer für das Dogma von der 
Einen-Welt fieberhaft am Werk, 
um die Anfänge einer ideologi- 
schen Entkrampfung und Be- 
griffsklärung auch in Italien wie- 
der rückgängig zu machen. Soll 
doch verhindert werden, daß im 
politischen Denken Vorurteilslo- 
sigkeit und gesunder Menschen- 
verstand herrschen. 


Hoffen wir, in Italien sei nicht nur 
ein augenblicklicher Sonnenstrahl 
der Vernunft durch dunkle Wol- 
ken gedrungen, sondern es habe 
endlich eine neue „Renaissance“ - 
eine Neugeburt der Vernunft und 
der Freiheit des Denkens - stattge- 
funden. Und schön wäre es, wenn 
diese Renaissance - wie vor 500 
Jahren - von Italien aus über ganz 
Europa erstrahlen würde. 
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Japan 


Im Visier der 
internationa- 
len Atom- 

gesner-Mafia 


Peter Blackwood 


Es besteht kein Zweifel daran: Japan wurde als nächstes Opfer aus- 
gewählt, das von den Hohenpriestern der internationalen Atomgeg- 
ner-Sekte auf dem Altar der Nichtverbreitung von Atomwaffen ge- 


opfert werden soll. 


Dies wurde in der Ausgabe der 
Londoner „Sunday Times“ vom 
30. Januar 1994 in einer alarmie- 
renden Überschrift demonstriert: 
„Japan greift im Rüstungswettlauf 
in Asien zu Atomwaffen“. Der 
britische Verteidigungsminister 
habe, so die „Sunday Times“, ei- 
nen „höchst geheimen“ Bericht 
durchsickern lassen, in dem be- 
stätigt werde, daß „die Japaner 
das Fachwissen für die Implosion 
einer Waffe erworben haben 
könnten“. Der Bericht des Vertei- 
digungsministeriums sei im De- 
zember letzten Jahres an den Ge- 
meinsamen Geheimdienstaus- 
schuß - Großbritanniens erste 
Geheimdienststelle - geschickt 
worden, um Premierminister John 
Major darauf hinzuweisen, daß 
Japan demnächst vielleicht den 
Atomwaffensperrvertrag verletze. 


In der „Sunday Times“ hieß es 
weiter: „Die Krise um Nordkoreas 
Atomwaffen- und Raketenpro- 
gramme droht Japan dazu zu 
zwingen, seine antinukleare Hal- 
tung aufzugeben.“ Am nächsten 
Tag wurde der Bericht der Briten 
vom stellvertretenden japanischen 
Außenminister Kunihiro Saito 
entschieden dementiert, und er 
behauptete, dieser Bericht „ent- 
spreche nicht den Tatsachen“. Sai- 
to bekräftigte, daß der japanische 
Außenminister „die Angelegen- 
heit mit dem britischen Verteidi- 
gungsministerium besprechen“ 
werde. 


Aus diesem plötzlichen und ab- 
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surden Angriff auf Japan geht her- 
vor, daß die anglo-amerikanischen 
Machtzentren auf Japans unab- 
hängige Politik gegenüber der in- 
ternationalen Abrüstung und der 
friedlichen Nutzung der Atom- 
energie reagieren. Japans Politik 
kam vor kurzem in zwei Stellun- 
gnahmen zum Ausdruck, die der 
internationalen Gemeinschaft be- 
kanntgemacht wurden: Erstens, 
Japan hat deutlich gemacht, daß 
es nicht darauf verzichten wird, 
das von seinen Atomreaktoren er- 
zeugte Plutonium vollständig für 
Energiezwecke zu nutzen; es ist 
auch für eine friedliche und kom- 
merzielle Nutzung des Plutoni- 
ums aus der Deaktivierung der 
Atomsprengköpfe in den Län- 
dern, die Atomwaffen besitzen. 


Zweitens, Japan ist nicht bereit, 
im Jahre 1995 einer Verlängerung 
des Atomwaffensperrvertrages 
auf unbestimmte Zeit zuzustim- 
men, wenn die derzeitigen inter- 
nen und externen Bedingungen 
anhalten. „Warum sollte zugelas- 
sen werden, daß Großbritannien 
und China ihr Atomwaffenpoten- 
tial erweitern?“ fragte ein japani- 
scher Diplomat. „Solange der 
Atomwaffensperrvertrag auf die- 
sem Auge blind ist, können wir 
ihm keine Blankobilligung ertei- 
len.“ 


Diese beiden Feststellungen 
gehören eng zusammen und ge- 
ben Japans festen Entschluß wie- 
der, die Atomenergie für friedli- 
che Zwecke als Präferenzoption 


für die Energie des Landes und 
als technologische Entwicklung 
auszubauen. 


Offensichtlich steht diese Politik 
nicht im Einklang mit den Interes- 
sen der Oligarchien der anglo- 
amerikanischen Machtzentren. Ei- 
nem vertraulichen Bericht zufolge 
könnte es sein, daß der Bericht 
über Japans Atomwaffenpro- 
gramm an die „Sunday Times“ 
weitergegeben wurde, um jede 
Möglichkeit des Landes, in Zu- 
kunft ein Atomwaffenprogramm 
zu entwickeln, von vornherein 
auszuschließen. Das heißt, man 
wollte eine Antiatom-Bewegung 
in Gang setzen, mit der gleichzei- 
tig Japans Programm für die fried- 
liche Nutzung der Atomenergie 
zunichte gemacht werden sollte. 


Der Experte ist überzeugt davon, 
daß Japan nicht dabei ist, Atom- 
waffen zu entwickeln. „Ich würde 
davon ausgehen, daß weit weniger 
an der Geschichte dran ist, als die 
‘Times’ sagt. Doch haben viel- 
leicht einige Denkfabriken mit 
Studien herumgespielt. ... Und 
wenn in Japan etwas im Gange ist 
und der britische Geheimdienst es 
aufgegriffen hat, dann ist die Ant- 
wort: Sie wollen die Studie ‘ver- 
nichten’ und gleichzeitig die Japa- 
ner in Verlegenheit bringen.“ 


Die Japaner 
in Verlegenheit bringen 


Den Äußerungen zufolge könnte 
dieses Manöver Japans gesamtes 
friedliches Atomenergiepro- 
gramm gefährden, ebenso wie 
diese gleichen anglo-amerikani- 
schen Geheimdienstkreise das 
Atomprogramm Deutschlands 
zerstört haben. „Was in Deutsch- 
land geschah, ... war, daß die Grü- 
nen in den achtziger Jahren be- 
haupteten, Deutschland besitze 
ein Atomwaffenprogramm, und 
sie sahen den stärksten Beweis 
dafür darin, daß Deutschland auf 
dem Brüter und den Leichtwas- 
serreaktoren bestand. ... Dann 
stieß man auf Studien - geheime 
Studien, von denen die deutsche 
Regierung behauptete, sie exi- 
stierten nicht -, und dies aktivierte 
sie noch mehr. Das Ganze ging 
über zwei oder drei Jahre, und das 
Ergebnis war, ... daß die gesamte 
Atomindustrie mit Sicherheit un- 
terminiert wurde.“ 


Die politische und Wirtschaftseli- 


‘ te Japans betrachtet die friedliche 


Nutzung der Atomenergie als das 


wichtigste Thema auf der strategi- 
schen Tagesordnung des Landes 
in den kommenden Jahren. Dies 
zeigt sich beispielsweise in dem 
folgenden Kommentar von Takao 
Ishiwatari, dem Präsidenten der 
Power Reactor and Nuclear Fuel 
Development Corporation: „Mit 
der Verbesserung der Lebensbe- 
dingungen und dem Bevölke- 
rungszuwachs wird sich der Ener- 
gieverbrauch weltweit in den 
nächsten 30 bis 40 Jahren erwar- 
tungsgemäß verdoppeln. Von die- 
ser Warte aus denke ich, daß der 
Tatsache, daß die fossilen Brenn- 
stoffreserven begrenzt sind, jetzt 
ernsthafte Beachtung geschenkt 
werden sollte. Kohle, Öl und Erd- 
gas könnten durch Plutonium er- 
setzt werden, wobei dieser Brenn- 
stoff das gleiche Potential aufwei- 
sen würde wie die fossilen 
Brennstoffe. Plutonium ist eine 
ausgezeichnete Energiequelle, die 
Länder wie Japan, die arm an 
Ressourcen sind, möglicherweise 
gar nicht ignorieren können. 
Wenn Plutonium verworfen wer- 
den sollte, bleiben theoretisch En- 
ergiequellen mit nur einem Sech- 
stel des Potentials zurück. ... Ich 
bin der Meinung, daß eine natio- 
nale Politik auf die Weiterent- 
wicklung und Nutzung des Pluto- 
niums für friedliche Zwecke aus- 
gerichtet sein sollte.“ 


Japans Kampf für 
die friedliche Nutzung 
des Plutoniums 


Diese Erklärung wurde in der 
Ausgabe des „Plutonium“-Maga- 
zins vom August 1993 veröffent- 
licht - einer neuen Publikation des 
Japanischen Rats für Nuklear- 
brennstoff, einer vor kurzem ge- 
gründeten Organisation von Pro- 
fessoren, Industrieführern, Diplo- 
maten, Kongreßabgeordneten und 
Senatoren, deren Zweck es ist, die 
Politik Japans zur friedlichen Nut- 
zung der Atomenergie auf natio- 
naler und internationaler Ebene zu 
verteidigen. 


Zweifellos erkennt diese japani- 
sche Elite den ungeheuren inter- 
nationalen Druck, dem sie ausge- 
setzt werden und der in erster 
Linie von den gleichen Machtzen- 
tren kommt, die auch für die ter- 
roristischen Schlagzeilen in der 
„Sunday Times“ verantwortlich 
sind. In der „Plutonium“-Ausgabe 
vom Oktober 1993 wurde eine 
Debatte unter verschiedenen Mit- 
gliedern dieser japanischen Elite 
über die Position ihres Landes 


Pr 


Der Atomwaffensperrvertrag ge- 
stattet nur fünf Ländern den Be- 
sitz von Atomwaffen auf unbe- 
grenzte Zeit. 


zur Verlängerung des Atomwaf- 
fensperrvertrages im Jahre 1995 
veröffentlicht. Yugi Tsushima, ei- 
ner der Teilnehmer an der Debatte 
und Mitglied der Liberaldemokra- 
tischen Partei (LDP) im japani- 
schen Repräsentantenhaus, sagte: 
„Der Vertrag sollte auf keinen Fall 
verlängert werden, ohne daß dar- 
an die Bedingung geknüpft wird, 
daß Atomwaffen beseitigt werden 
sollten. So wird Japan an die Sa- 
che herangehen“. 


Ishiwatari antwortete: „Was mich 
beschäftigt, ist die Tatsache, daß 
versucht wird, die vorgeschlagene 
Eliminierung von Atomwaffen 
mit dem Recycling von Atomkraft 
und Plutonium zu vermischen. 
Meiner Meinung nach könnte dies 
Japan schließlich in eine sehr 
schwache Position bringen.“ 


Der ehemalige Botschafter bei 
der Genfer Abrüstungskonferenz, 
Ryukichi Imai, stimmte Ishiwatari 
zu: „Die einst weitverbreitete An- 
tiatom-Bewegung in Deutschland 


ist ein gutes Beispiel dafür, daß 
die Ereignisse dazu führen, daß 
sich die Opposition gegen Aufrü- 
stung auch auf die Atomkraft er- 
streckt.“ 


Massao Hori, ein ehemaliges 
LDP-Mitglied des Repräsentan- 
tenhauses und Gründer des Rats 
für Nuklearbrennstoff, schloß 
die Diskussion: „Meiner Meinung 
nach hat die Entwicklung der 
Atomkraft insgesamt inzwischen 
einen Punkt erreicht, von wo aus 
wir nicht mehr zurückkönnen.“ 


Die japanische Gesellschaft wi- 
dersetzt sich der Verlängerung des 
Atomwaffensperrvertrages, die 
von den anglo-amerikanischen 
Oligarchien gefordert werden, 
aufs heftigste. Diese wollen bis 
zum Jahre 1995 eine Weltregie- 
rung geschaffen haben. 


Am 30. Juni 1993 haben verschie- 
dene Vertreter von Organisationen 
mit Sitz in Hiroshima und Naga- 
saki unter der Führung von Nao- 
mi Shohno, dem Präsidenten der 
Hiroshima-Nagasaki-Friedensstif- 
tung, dem damaligen Premiermi- 
nister Kiichi Miyazawa eine Er- 
klärung mit dem Wortlaut überge- 
ben, die japanische Regierung 


et a w te an 


solle auf dem Tokioter Gipfel 
sämtliche Anträge für eine ge- 
meinsame Erklärung zur unbe- 
grenzten Verlängerung des Atom- 
waffensperrvertrages im Jahre 
1995 zurückweisen. 


„Aus unserer Position als Bürger 
der Stadt Hiroshima heraus, die 
von einer Atombombe zerstört 
wurde“, heißt es in der Erklärung, 
„können wir niemals zustimmen, 
daß er auf unbegrenzte Zeit ver- 
längert wird. Denn eine unbe- 
grenzte Verlängerung des Atom- 
waffensperrvertrages würde auch 
bedeuten, daß fünf Länder - die 
USA, Rußland, Großbritannien, 
Frankreich und China - auf unbe- 
grenzte Zeit über Atomwaffen 
verfügen würden. ... Wir empfeh- 
len der japanischen Regierung, ... 
eine unbegrenzte Verlängerung 
des Atomwaffensperrvertrages als 
solchem nicht anzuerkennen, son- 
dern bei der Durchsetzung der 
Eliminierung von Atomwaffen ei- 
ne führende Rolle zu spielen.“ 


Im Abschlußkommunique& des To- 
kioter Gipfels, der eine Woche 
nach Veröffentlichung dieser 
Grundsatzerklärung stattfand, 
wurde eine Verlängerung des 
Atomwaffensperrvertrages nicht 
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erwähnt. Nur wenige Tage später 
trat Premierminister Miyazawa 
von seinem Posten als Chef der 
LDP zurück, die in den Parla- 
mentswahlen vom 18. Juli ihre ab- 
solute Mehrheit verloren hatte. 
Die LDP hatte Japan seit 1955 re- 
giert, doch in den Monaten vor 
den Wahlen des Jahres 1993 war 
sie aufgrund von Korruptionsan- 
klagen und Übertritten wichtiger 
Mitglieder auf andere Parteien in 
eine tiefe Krise geraten. 


Der Hintergrund 
der Regierungskrise 


Der neue Premierminister Mori- 
hiro Hosokawa trat am 6. August 
sein Amt an. Er führt eine instabi- 
le Koalition aus sieben Parteien 
an, zu der die LDP zum ersten 
Mal seit 1955 nicht mehr gehört. 
Hosokawa hatte die LDP ein Jahr 
zuvor verlassen und seine Neue 
Partei Japans (JNP) gegründet, 
deren Programm im Grunde aus 
dem „Kampf gegen die Korrupti- 
on“ bestand. 


Zu dem neuen Kabinett gehören 
Personen mit starken anglo-ame- 
rikanischen Bindungen wie der 
Sprecher Takako Doi von der So- 
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Im Visier der 
internationa- 
len Atom- 
gegner-Mafia 


zialistischen Partei (SDP) mit 
Verbindungen zum Außenministe- 
rium und Ichiro Ozawa, ehemali- 
ger Generalsekretär der LDB, der 
jetzt die Erneuerungspartei Japans 
(JRP) führt und für die Ernennung 
des Außenministers Tsutomu Ha- 
ta und anderer Kabinettsmitglie- 
der verantwortlich ist. Ozawa ist 
für seine Beziehungen zu Henry 
Kissinger bekannt, mit dem er bei 
der Ausarbeitung der außenpoliti- 
schen Richtlinien Amerikas im 
Hinblick auf Japan zusammenar- 
beitete. 


Die Möglichkeit, daß die Krise 
der LDP von den gleichen 
Machtzentren manipuliert worden 
sein könnte, die auch die Vernich- 
tung der nuklearen Entwicklung 
in Japan anstreben, sollte nicht 
ausgeschlossen werden. Es ist 
wohl bekannt, daß viele Mitglie- 
der dieser Partei eine unnachgie- 
bige Verteidigungshaltung einer 
unabhängigen japanischen Nu- 
klearpolitik besitzen. Dies trifft 
besonders für ihre Mitglieder im 
House of Councillors zu, die die 
japanische Ratifizierung des 
Atomwaffensperrvertrages in den 
siebziger Jahren aufs heftigste 
bekämpften. 


Es hätte also keine Überraschung 
sein sollen, als Hosokawa am 23. 
August 1993 verkündete, daß To- 
kio die unbegrenzte Verlängerung 
des Atomwaffensperrvertrages 
„unterstützt“. Der „Nucleonics 
Week“ vom 26. August 1993 zu- 
folge „spekulierten hochrangige 
Vertreter des japanischen Energie- 
sektors, daß die Regierung Hoso- 
kawa Japans langjährige Politik 
des Einsatzes von Plutonium und 
die Entwicklung des schnellen 
Brüters ändern wird“. 


Zugegebenermaßen beeinflußt 
vom britischen Geheimdienst, be- 
richtete „Nucleonics Week“ so- 
dann: „Unterdessen ist die Atom- 
gemeinschaft noch skeptisch dar- 
über, ob Hosokawas Regierung 
die Atomenergiepolitik der LDP - 
die inzwischen nicht mehr im Par- 
lament vertreten ist - unverändert 
fortsetzen wird, wie es die neue 
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Die Erfahrungen mit Hiroshima bestimmen Japans Haltung in der 
Frage der Verlängerung des Sperrvertrages. 


Koalition vor den Wahlen verkün- 
dete.“ 


„Nucleonics Week“ erwähnt die 
Aussage des „führenden politi- 
schen Planers“ Toyoaki Ikuta, Prä- 
sident des Instituts für Energiewirt- 
schaft, der behauptete: „Es ist sehr 
zweifelhaft, ob die bisherige Poli- 
tik in Zukunft fortgesetzt wird.“ 


Japans Kampagne 
für Atomenergie 


Es ist wahrscheinlich, daß Ikuta 
hinters Licht geführt worden ist. 
Japans atompolitische Führung 
hat höchst effizient alles mobili- 
siert, um das Atomprogramm des 
Landes zu verteidigen. Als Teil 
dieser Kampagne wurden vor 
kurzem verschiedene Organisatio- 
nen geschaffen, wie der Rat für 
Nuklearbrennstoff und das Frau- 
en-Energienetzwerk (WEN), ein 
Organ, deren Hauptzweck darin 
besteht, die Tatsachen über Atom- 
energie unter der weiblichen Be- 
völkerung Japans zu publizieren. 


Die japanischen Behörden haben 
das ehrgeizigste öffentliche Infor- 
mationsprogramm in Angriff ge- 


nommen, das es in den letzten 
Jahren über Atomenergie gegeben 
hat. Neben diesen Gruppen und 
Bürgervereinigungen, die gegrün- 
det wurden, um pronukleare 
Gruppen zu schaffen, ist eine un- 
geheure Informationskampagne 
in Gang gesetzt worden, um In- 
formationsbroschüren, Videos 
und Flugzettel zu verteilen. Die- 
ses Programm hat im April dieses 
Jahres seinen Höhepunkt erreicht, 
als die Monyu-Anlage, Japans er- 
ster schneller Brüter, in Betrieb 


ging. 


Andererseits ist Japans nukleare 
Führung fest entschlossen, die 
Verlängerung des Atomwaf- 
fensperrvertrages zu bekämpfen. 
In einer Erklärung, die in der 
diesjährigen Januarausgabe des 
Magazins „Atom“ in Japan veröf- 
fentlicht wurde, sagte Dr. Naomi 
Shohno, daß die Rede von Pre- 
mierminister Hosokawa vor der 
UNO-Generalversammlung im 
September 1993, in der er die un- 
begrenzte Verlängerung des 
Atomwaffensperrvertrages unter- 
stützte, „die Erwartungen des ja- 
panischen Volkes nicht erfüllt hat. 
Eine unbegrenzte Verlängerung 
des Atomwaffensperrvertrages 


würde die internationale Billigung 
der anhaltenden Existenz von 
Staaten mit Atomwaffen bedeu- 
ten. ... Und für die Zukunft des 
Atomwaffensperrvertrages ist es 
wichtig, daß eine Mehrheit von 
Staaten, die gegen Atomwaffen 
sind, sich vereint gegen die unbe- 
grenzte Verlängerung des Vertra- 
ges ausspricht.‘“ 


Shohno, die auch eine emeritierte 
Professorin des Hiroshima Joga- 
kuin College (in 4-13-1 Ushita, 
Higashi-ku, Hiroshima 732) ist, 
sagte, daß ihre Organisation „mit 
anderen internationalen Friedens- 
organisationen zusammenarbeiten 
und Informationen austauschen 
und an die UNO, die Atomwaf- 
fenstaaten, die japanische Regie- 
rung und an alle anderen Staaten 
Appelle richten wird“. 


Nach der anhaltenden Destabilisie- 
rung Japans wurde Hosokawa zum 
Rücktritt gezwungen, die Soziali- 
sten verließen die Koalition, und 
jetzt ist Hata Premierminister, der 
öffentlich als Marionette von Oza- 
wa fungiert. Hata kann jederzeit zu 
Fall kommen, und die Situation 
bleibt ständig in Bewegung. 


Anglo-amerikanische 
Pläne 


Angesichts dieser Aktivitäten zur 
Verteidigung seines Nuklearpro- 
grammes ist Japan zum weltweit 
größten Hoffnungsträger für eine 
Rückkehr auf den Pfad der inter- 
nationalen friedlichen Entwick- 
lung der Atomenergie geworden. 
Die japanische Führung sollte 
deshalb eine starke Reaktion 
von den anglo-amerikanischen 
Machtzentren auf diese Haltung 
der Unabhängigkeit und des guten 
Menschenverstandes erwarten. 


Die künstlich geschaffene Krise 
um Nordkoreas angebliches 
Atomwaffenprogramm wird wei- 
ter intensiviert, um den Druck der 
internationalen Atomenergie- 
behörde der UNO gegen jeglichen 
Einsatz von Plutonium aufrecht- 
zuerhalten. Japan wird wirklich 
engere Beziehungen zu den Re- 
gierungen von Nord- und Süd- 
korea anstreben müssen, um eine 
stärkere Manipulation der Krise 
zu vermeiden. Die andere mögli- 
che Konzentration der Gegenspio- 
nage und Desinformationen wird 
auf den intensivierten Aktivitäten 
der nichtstaatlichen Organisatio- 
nen (NGO) liegen, die nicht exi- 
stierende „Studien“, „Absichten“ 


und „Anträge“ verurteilen und 
„Kontrollen“ und Beschränkun- 
gen für japanische Regierungs- 
behörden fordern, die in den Nu- 
klearbereichen verwickelt sind. 


In diesem Zusammenhang wären 
die Aktivitäten der international 
mächtigen Greenpeace-Organisa- 
tion in Form einer Antiatomkraft- 
Kampagne gegen den japanischen 
Staat nicht überraschend. Green- 
peace hat Ende 1993 bei der Ver- 
folgung des Schiffes „Akatsuki 
Maru“ schon eine bedeutende 
Rolle gespielt, als dieses Schiff ei- 
ne Ladung Plutonium von Frank- 
reich nach Japan transportierte, 
das in japanischen Atomreaktoren 
verbrannt werden sollte. Zu dieser 
Zeit hat es Gerüchte gegeben, das 
Schiff von Greenpeace habe seine 
Informationen von Spionagesatel- 
liten bekommen, die die Koordi- 
naten der „Akatsuki Maru“ 
während ihrer Fahrt in Richtung 
Japan ständig erfaßt haben sollen. 


Die Kontakte 
von Greenpeace 


Greenpeace hat vor kurzem auch 
eine Operation verurteilt, derzu- 
folge radioaktive Abfälle von 
Rußland in das japanische Meer 
geschüttet werden sollten. Westli- 
chen Quellen zufolge war dies 
höchst verdächtig, denn Green- 
peace hatte praktisch keine Mög- 
lichkeit, Zugang zu dieser Art von 
normalerweise geheimen Operati- 
on zu erhalten, es sei denn, die In- 
formationen sind über Rußland 
durchgesickert oder sie haben sie 
von westlichen Spionagesatelliten 
erhalten. Es ist bekannt, daß 
Greenpeace zu den anglo-ameri- 
kanischen Geheimdienstbehörden 
„freundschaftliche Beziehungen“ 
unterhält, und es besitzt auch star- 
ke Bindungen an die Sektoren der 
Nomenklatura der ehemaligen So- 
wjetunion. 


Japan aufgepaßt! Die anglo-ame- 
rikanischen Oligarchien, die die 
Weltkontrolle anstreben, sind ver- 
zweifelt über Japans atomare Plä- 
ne. Die Vereinigten Staaten sind 
entschlossen, jede Möglichkeit 
der friedlichen Nutzung von Plu- 
tonium auf der ganzen Welt zu- 
nichte zu machen. Wie es in der 
Ausgabe von „Nucleonics Week“ 
vom 11. November 1993 heißt, 
„sprach das amerikanische Ener- 
gieministerium davon“, daß man 
versuchen wolle, Belgien daran zu 
hindern, über sein Zentrum für 
Atomforschung in Mol eine La- 


dung Brennelemente, die in ihrem 
Testreaktor (BR2) eingesetzt wa- 
ren, zur Wiederaufbereitung nach 
England zu schicken. 


In den letzten Jahrzehnten ist in 
der Politik der Vereinigten Staaten 
hinsichtlich der friedlichen Nut- 
zung von Atomenergie eine radi- 
kale Wende eingetreten. Das mit- 
telfristige Ziel besteht wahr- 
scheinlich darin, jegliche Nutzung 
von Atomenergie von diesem Pla- 
neten zu verbannen. Wie Hiroto 
Ishida, der Generaldirektor der ja- 
panischen Atomenergiebehörde, - 
„Plutonium“, August 1993 - 
meint: „Die Amerikaner waren 
einst vom Recycling begeistert. ... 
Selten, wenn überhaupt, haben sie 
an Japan angereichertes Uran ge- 
liefert, ohne den Japanern nahezu- 
legen, das Plutonium, das sich in 
den Verbrennungsrückständen 
von Uran befindet, intensiv zu 
nutzen. Die Amerikaner sagten 
uns sogar, sie würden uns ihr an- 
gereichertes Uran nur dann lie- 
fern, wenn wir versprechen, das 
Plutonium zu nutzen.“ 


Doch wenn das Plutonium als ei- 
ne der größten Reserven sicherer 
und billiger Energie nicht genutzt 
wird, sabotiert die Welt die fried- 
liche Nutzung der Atomenergie 
und macht sie unwirtschaftlich, 
indem sie ihren Wirkungsgrad be- 
grenzt, und begünstigt darüber 
hinaus einen unnötigen Anstieg 
an radioaktivem Abfall, den diese 
verbrauchten und nicht recycelten 
Brennelemente darstellen. 


Dies ist offenbar das Ziel dieser 
obskuren „Druiden“ der interna- 
tionalen Anti-Atomkraft-Sekte 
wie Franz Berkhout und andere, 
die in der Novemberausgabe des 
„Bulletin of the Atomic Scien- 
tists“ des Jahres 1992 einen Arti- 
kel veröffentlichten, in dem es 
heißt, daß „die oberste Priorität 
nicht darin besteht, sich Wege 
auszudenken, um das Plutonium 
in den zivilen Energiekreislauf zu 
integrieren. Sie muß vielmehr dar- 
in bestehen, dafür Sorge zu tra- 
gen, daß Plutonium von Waffen 
und Reaktoren nicht in die Hände 
von Möchtegern-Bombenbastiern 
gerät. ... Eine offensichtliche Al- 
ternative besteht darin, ... das Plu- 
tonium wieder mit dem hochwer- 
tigen Abfall zu vermischen, der 
bei der ursprünglichen Abspal- 
tung erzeugt wurde. ... Wenn das 
Plutonium mit hochwertigem 
Glasabfall vermischt wird, wird 
seine Rückgewinnung unmöglich 
gemacht.“ m 


Indien 


Die Manöver 


um 
Kaschmir 


April Turner 


Die indischen Medien werden in letzter Zeit überflutet mit Artikeln 
über die Verhaftungen pakistanischer Geheimdienstagenten inner- 
halb Indiens, und es wurde behauptet, diese Agenten hätten die 
Aufgabe gehabt, in Städten wie Kalkutta und Neu-Delhi eine Reihe 
von Bombenattentaten durchzuführen und einige ethnisch wichti- 
ge politische Personen zu ermorden. Diese Verhaftungen erfolgten 
zu einem Zeitpunkt, als deutlich wurde, daß die Bewohner des ge- 
plagten Kaschmir-Tals, die nicht mehr länger bereit waren, sich mit 
dem vom pakistanischen Geheimdienst (ISI) propagierten Terro- 
rismus zu identifizieren, versuchen, ihr normales Leben wieder auf- 


zunehmen. 


Diese Änderung in ihrem Verhal- 
ten, die die Bewohner des Tals in 
den letzten Tagen zum Ausdruck 
brachten, hat den ISI zweifellos 
nervös gemacht. Es gibt Hinweise 
darauf, daß der ISI die Infiltration 
von Terroristen in das Tal von 
Kaschmir verstärkt hat. Diese Ter- 
roristen, von denen einige Söldner 
sind, die in den achtziger Jahren 
in dem sogenannten „Dschihad“ 
gegen die Sowjetarmee in Afgha- 
nistan geschult und gebrochen 
wurden, und einige andere, die 
von dem Tal kamen, um an den 
Waffen geschult zu werden, arbei- 
ten unter solchen Gruppen wie die 
„Hizbul Mujahideen“ und „Har- 
katul Jehad Al Islami“, die voll- 
ständig von dem ISI kontrolliert 
werden. 


Die nukleare 
Gefahr wird übertrieben 


Während der ISI immer mehr Ter- 
roristen über die „Line of Actual 
Control“ schickt, werden die Be- 
wohner Kaschmirs, die sich Indi- 
en gegenüber genaysp entfremdet 
fühlen wie gegenüber Pakistan, 
von den Geopolitikern britischen 
Stils ständig dazu gedrängt, ein 
unabhängiges Kaschmir zu er- 
klären. Die Gewalt, die durch den 
von der ISI propagierten Kampf 
in ihrem Konflikt mit den indi- 
schen Sicherheitskräften im 
Kaschmir-Tal verursacht wird, 
wird von den Geopolitikern als 


Beweis dafür angeführt, daß Indi- 
en und Pakistan - sich selbst über- 
lassen - nicht in der Lage sind, 
das komplexe Thema Kaschmir 
zu lösen. 


Indem sie Kaschmir als großen 
Krisenherd aufbauschen, versu- 
chen westliche Geopolitiker die 
Welt davon zu überzeugen, daß 
Indien und Pakistan, die jetzt bei- 
de das nukleare Rubikon über- 
schritten haben, zu einem atoma- 
ren Schlagabtausch wegen 
Kaschmir bereit sind, was die 
Vernichtung von Milliarden von 
Menschen, die auf diesem Sub- 
kontinent leben, mit sich bringen 
könnte. Die Botschaft soll zwei 
Zwecke verfolgen: Erstens, wird 
diese übertriebene Analyse der 
Situation, die mehr als hinrei- 
chend in einem Buch mit dem Ti- 
tel „Critical Mass“ beschrieben 
wird, dazu benutzt, die öffentliche 
Meinung in der ganzen Welt zu 
beeinflussen und Indien und Paki- 
stan - die beide den Atomwaf- 
fensperrvertrag aus dem Jahre 
1970 nicht unterzeichnet haben - 
dazu zu zwingen, ihre Unter- 
schrift unter diesen höchst diskri- 
minatorischen Vertrag zu setzen 
und ihre nukleare Anlagen der in- 
ternationalen Überwachung zu 
öffnen - eine Forderung, an die 
sich Länder mit Atomwaffen 
nicht halten müssen. 


Zweitens: Dadurch, daß der paki- 
stanische ISI eine große Anzahl 
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ausländischer und lokaler Söldner 
nach Indien einschleusen und da- 
durch umfassende Gewalt propa- 
gieren konnte, wurde die Situati- 
on geschaffen, wodurch sich der 
indische Teil Kaschmirs in eine 
Festung verwandelte. Die durch 
die Militarisierung Kaschmirs 
verursachten Konflikte fordern ei- 
ne große Anzahl an Menschenle- 
ben: Allein 1993 starben amtli- 
chen Zahlen zufolge 1323 
Menschen - Kämpfende, Sicher- 
heitskräfte und Zivilisten. In den 
ersten drei Monaten des Jahres 
1994 wurden mindestens 217 
Menschen getötet. Dieses Morden 
in großem Umfang hat den nicht- 
staatlichen Organisationen und 
der UNO auch die Möglichkeiten 
geboten, die öffentliche Meinung 
überall auf grobe Menschen- 
rechtsverletzungen aufmerksam 
zu machen, die im Tal von 
Kaschmir routinemäßig vorkom- 
men. 


Die Rolle 
des ISI 


Um völlig verstehen zu können, 
warum Pakistans ISI in das Mor- 
den verwickelt ist, an dem Mos- 
lems aus vielen Ländern beteiligt 
sind, muß man einen Blick auf 
den Ursprung der Organisation 
werfen. Der ISI wurde 1948 auf 
der Grundlage eines Plans ge- 
gründet, der von einem britischen 
Armeeoffizier australischer Her- 
kunft, Generalmajor Cawthorne, 
entworfen wurde. Er hatte sich 
dafür entschieden, nach der Unab- 
hängigkeit vom britischen Ray im 
Jahre 1947 in der pakistanischen 
Armee zu dienen. Als stellvertre- 
tender Stabschef mit Hauptquar- 
tier in Karatschi entwickelte Ca- 
wthorne den Entwurf für die 
Struktur und Funktion des ISI. Er 
diente als Verbindung zwischen 
dem Verteidigungsministerium 
und drei Diensthauptquartieren. 


Der ISI blieb eine Zeitlang eine 
recht minderwertige Einheit, und 
seine Aufgabe bestand hauptsäch- 
lich in der Koordination der Ar- 
beit der ausländischen Mi- 
litärattaches, die in Pakistan ak- 
kreditiert waren, und der 
pakistanischen Militärattaches, 
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die im Ausland dienten. Die paki- 
stanische Armee, die im Laufe der 
Jahre immer mächtiger wurde, 
wurde nun von ihren hohen Offi- 
zieren immer mehr dazu benutzt, 
mit den lokalen Politikern herum- 
zuplänkeln. Doch erst während 
des Dschihad gegen die 
vorrückende Rote Armee in Af- 
ghanistan erreichte der ISI seinen 
gegenwärtigen, mächtigen Status. 


Das ISI-Direktorium formte die 
Führung der Rebellen in Afghani- 
stan, die aus sieben Parteien be- 
stehende Guerilla-Allianz in Pe- 
schawar, und kommandierte und 
koordinierte in Wirklichkeit deren 
militärische und politische Aktio- 
nen. 


In dieser Zeit, die das ganze Jahr- 
zehnt der achtziger Jahre andauer- 
te, unternahm der ISI die schwie- 
rige Aufgabe, die Logistik-Pipeli- 
ne für die afghanischen Rebellen 
aufrecht zu halten, und schleuste 
Waffen und Ausrüstung im Wert 
von Hunderten von Millionen 
Dollar, die von den USA, Saudi- 
Arabien und anderen ausländi- 
schen Mächten zur Verfügung ge- 
stellt worden waren, in das Land. 


Mit Milliarden 
aus dem Drogengeschäft 


Außerdem wurde der ISI intensiv 
in den massiven Heroinhandel 
verwickelt, der für den Dschihad 
eine Goldgrube war. Mit dem 
Heroingeld, das sich auf Milliar- 
den von Dollar belief, wurden 
viele Operationen finanziert. Die 
Kasse war voll genug, um jeder- 
mann zufriedenzustellen und um 
ohne jede Einschränkung in die 
politischen Angelegenheiten Paki- 
stans zu intervenieren. Diese Stär- 
kung der ISI wurde vom CIA und 
anderen ausländischen Geheim- 
diensten überwacht. 


Mit dem Rückzug der sowjeti- 
schen Armee aus Afghanistan und 
dem anschließenden Tod von Prä- 
sident Zia ul-Haq jedoch, der den 
ISI so groß gemacht hatte, wie er 
heute ist, mußte der ISI sein 
Tätigkeitsfeld teilweise nach 
Kaschmir verlegen. Es heißt, daß 
die pakistanische Armee - die sich 
bis heute mit der Tatsache nicht 
angefreundet hat, daß aus Ostpa- 
kistan Bangladesch wurde, nicht 
wegen der Hilfe, die die indischen 
Sicherheitskräfte den Befreiungs- 
kämpfern in Bangladesch gege- 
ben haben, sondern wegen des 
massiven Mordens, in das die pa- 


kistanische Armee verwickelt war 
- sich dachte, daß das, was Indien 
in Ostpakistan getan hatte, in 
Kaschmir mit Hilfe des ISI und 
mit dessen gewaltiger Struktur, 
ausländischen Söldnern und dem 
Heroingeld wiederholt werden 
könnte. 


Unter Ausnutzung der allgemei- 
nen Meinungsverschiedenheiten, 
die die Menschen im Tal von 
Kaschmir mit der indischen Re- 
gierung in Neu-Delhi haben, be- 
gann der ISI bei dem Aufstand in 
Kaschmir eine herausragende 
Rolle zu spielen. Außerdem eta- 
blierten die militanten Einheiten 
mit Hilfe des ISI Verbindungen zu 
den Drogenschmugglern. Heute 
fließt eine riesige Menge an Hero- 
in über Jammu und Kaschmir 
nach Indien hinein, wie es in der 
Blütezeit des Aufstandes in die- 
sem Staat durch Punjab floß. In 
der letzten Zeit haben indische Si- 
cherheitskräfte Pakistanis und Be- 
wohner Afghanistans zusammen 
mit Einheimischen gefangenge- 
nommen, die Heroin nach Indien 
einführten. 


Der britische 
Geheimdienst 


Wenn man die Vorgeschichte des 
ISI kennt, besteht Anlaß zu der 
Vermutung, daß der pakistanische 
Geheimdienst für den britischen 
Geheimdienst arbeitet, während 
man gleichzeitig die Befriedigung 
erhält, Indien auszubluten. Derar- 
tige Schlußfolgerungen können 
aus zwei grundlegenden Informa- 
tionen gezogen werden. Erstens 
hat es nie einen Hinweis darauf 
gegeben, daß die Bewohner 
Kaschmirs, die auf der pakistani- 
schen Seite leben, irgendeine Bin- 
dung zu Pakistan besaßen - oder, 
mit anderen Worten, zu den Pun- 
jabis, die die pakistanische Szene 
beherrschen. 


Der nördliche Teil Kaschmirs, das 
sich Pakistan als die „nördlichen 
Territorien“ einverleibt hat, wird 
von Baltistanis und Darads be- 
wohnt. Die Baltis sind türkisch- 
mongolischer und die Darads pa- 
mirianischer Herkunft. Sie unter- 
scheiden sich erheblich von den 
Mirpuris, die zum Sprachrohr des 
britischen Geheimdienstes gewor- 
den sind, sowie von anderen 
Kaschmiris in Azad Kaschmir, 
dem nicht annektierten, aber von 
Pakistanis eingenommenen Teil 
Kaschmirs. Sie unterscheiden sich 
auch erheblich von den Punjabis, 


die Pakistan beherrschen, und ha- 
ben mit ihnen nicht viel gemein- 
sam. Die Baltis und Darads sind 
den zentralasiatischen Rassen 
näher und haben mit den Mirpuris 
oder dem Volk aus der Muzaffara- 
bad-Region nichts gemeinsam. 


Sobald Kaschmir unabhängig ge- 
worden ist, wird nicht viel nötig 
sein, um Pakistan die nördlichen 
Territorien zu entreißen, und die 
pakistanische Regierung in Isla- 
mabad ist sich dieser Gefahr be- 
wußt. 


Der zweite Beweis kam vor kur- 
zem von dem pakistanischen Pre- 
mierminister Benazir Bhutto. In 
einem Gespräch mit der „New 
York Times“ Mitte Mai sagte 
Bhutto, Pakistan könne eine 
Volksabstimmung verlieren, wenn 
dem Volk von Kaschmir die Frage 
der Unabhängigkeit angetragen 
würde, selbst wenn Islamabad die 
Hilfe für die Kämpfer in 
Kaschmir sowie deren Ausbil- 
dung wiederaufnehmen sollte. 
Während sie das Konzept eines 
unabhängigen Kaschmir zurück- 
wies, sagte Bhutto: „Wenn die 
Menschen die Frage nach einem 
unabhängigen Kaschmir aufwer- 
fen, halten wir dies für einen 
Trick, um die Stimmen in 
Kaschmir zu teilen. Die Hindus 
werden für den Anschluß an Indi- 
en stimmen, weil sie in der Min- 
derheit sind. ... Wenn sie von der 
moslemischen Mehrheit sprechen, 
die sich zwischen dem Anschluß 
an Pakistan und einem unabhängi- 
gen Kaschmir entscheidet, so 
könnten die Stimmen der Mos- 
lems geteilt sein, und wir hätten 
den Status quo, in dem die Hindu- 
Minderheit die Herrschaft Indiens 
und die moslemische Mehrheit 
uns nicht akzeptieren.“ 


Bill Clinton 


Politische 
Erfolge setzen 
die britischen 
Feinde matt 


April Turner 


Durch eine Reihe politischer Erfolge in der letzten Zeit hat US-Prä- 
sident Bill Clinton seine Feinde ziemlich durcheinandergebracht, 
und er hat sich in seinem Amt erneut gefestigt, nachdem er Anfang 
dieses Jahres durch die vom britischen Geheimdienst inszenierte 
Whitewatergate-Affäre geschwächt worden war. 


Die Wende setzte im Juni mit der 
erfolgreichen Abkühlung eines 
nuklearen Showdowns mit Nord- 
korea ein - eines Konflikts, der 
von vornherein durch die Interna- 
tionale Atomenergiebehörde (IA- 
EA) der Vereinten Nationen in- 
szeniert worden war. Clinton 
machte sich nicht nur den von 
Jimmy Carter in dreitägigen Ge- 
sprächen mit nordkoreanischen 
Führern erzielten diplomatischen 
Durchbruch zunutze - auch die 
bilateralen Gespräche in Genf, 
die Anfang Juli begannen, bergen 
nun das Potential für eine bedeu- 
tende Wende in der amerikani- 
schen Nachkriegspolitik. Denn 
zum ersten Mal nach mehreren 
Jahrzehnten unterstützen die Ver- 
einigten Staaten die Lieferung der 
Technologie der Atomenergie an 
ein Land der dritten Welt. 


Der Druck 
der Banker 


Als nächstes hielt Clinton einem 
gemeinsamen Angriff auf den 
US-Dollar stand, der von den bri- 
tischen und verbündeten Finanz- 
häusern wie S. G. Warburg, N. 
M. Rothschild, George Soros’s 
Quantum Fund und der Banque 
Bruxelles Lambert geführt wor- 
den war. Die Dollar-Kauforgie zu 
Schleuderpreisen wurde begleitet 
von Propaganda der Londoner 
„Financial Times“, der „Times“ 
von London, dem Londoner 
„Daily Telegraph“ und anderen 


europäischen Zeitungen, die ver- 
kündeten, die US-Währung sei 
ein Opfer „mangelnden Vertrau- 
ens“ in Clintons außenpolitischen 
Scharfsinn. Der Zweck dieser 
Prügel für den Dollar und der da- 
mit verbundenen Prügel für Clin- 
ton war es, den Präsidenten dazu 
zu zwingen, am Vorabend der 
wichtigen einwöchigen Reise des 
Präsidenten nach Europa, die von 
dem Gipfel der Gruppe der Sie- 
ben in Neapel gekrönt werden 
würde, in eine weitere Anhebung 
der Zinssätze durch das Federal 
Open Market Committee einzu- 
willigen. 


Clinton blieb standhaft, und die 
US-Bundesbank mußte bezüglich 
der geplanten Zinsanhebungen 
zurückstecken. 


Unterstützung für die 
neue Initiative in Eurasien 


Clintons Europareise hat sich als 
ein weiterer Pluspunkt für die Re- 
gierung erwiesen und ein weiterer 
ernsthafter Schlag gegen seine 
Feinde, insbesondere das Londo- 
ner Tory-Establishment. 


Während seiner Reise durch das 
Baltikum und Polen griff Clinton 
Themen auf, die er schon bei sei- 
nem letzten Besuch in Europa an- 
läßlich der 50-Jahres-Feier der 
Landung der alliierten Truppen in 
der Normandie angesprochen hat- 
te. Er sagte den Staatschefs der 


Länder des Baltikums und dem 
polnischen Präsidenten Lech Wa- 
lesa, daß die Vereinigten Staaten 
jegliche Vereinbarung ablehnen 
würden, die Mitteleuropa als 
„Grauzone“ hinterließe, die den 
Einflußsphären-Spielen der Groß- 
macht unterworfen wäre. Er wies 
auch ausdrücklich die Forderung 
der Russen zurück, Moskau solle 
ein Vetorecht dagegen eingeräumt 
bekommen, daß ein früherer Staat 
des Warschauer Pakts den vollen 
Mitgliedsstatus in der NATO er- 
halte, und er versprach Polen, daß 
es für eine NATO-Mitgliedschaft 
„in der vordersten Reihe“ stehe. 


Diese Aussagen wurden unter- 
mauert durch eine ruhige, aber 
bedeutende amerikanische Unter- 
stützung der jüngsten Initiativen 
Kontinentaleuropas zum Bau ei- 
nes eurasischen Eisenbahnsy- 
stems als Meilenstein eines wirt- 
schaftlichen Wiederaufschwungs, 
der auf dem basiert, was Bundes- 
kanzler Helmut Kohl Anfang die- 
ses Jahres eine Rückkehr zur „In- 
dustriebanken“-Politik genannt 
hat. Den formell - gegen die Ein- 
wände Großbritanniens - auf dem 
jüngsten Gipfel der Europäischen 
Gemeinschaft in Korfu angenom- 
menen Plänen zufolge werden 
bald elf Hochgeschwindigkeits- 
Eisenbahnlinien gebaut werden, 
die Europa mit einem ähnlichen 
Eisenbahnnetz integrieren, das 
während des jüngst stattgefunde- 
nen Treffens zwischen Boris Jel- 
zin und Kohl in Bonn geplant 
wurde. 


Somit hat Clinton genau die Poli- 
tik de facto unterstützt, die 1989 
von der britischen Premiermini- 
sterin Margaret Thatcher und dem 
amerikanischen Präsidenten Geor- 
ge Bush sabotiert worden war. Er 
hat auch die Franzosen freundlich 
davon unterrichtet, daß die ameri- 
kanische Regierung eine Verbes- 
serung der deutsch-französischen 
Beziehungen begrüßen würde an- 
statt eine Wiederbelebung der 
„Kleinen Entente“. 


Ein Schlag für die 
Hollinger Corporation 


Der andere Schlag für diejenigen, 
die Clinton gerne Prügel verabrei- 
chen möchten, kam Ende Juni mit 
der Veröffentlichung des Zwi- 
schenberichts von Sonderstaatsan- 
walt Robert Fiske, der das Weiße 
Haus und Beamte des Finanzmi- 
nisteriums von jeglicher Schuld in 
der Whitewatergate-Affäre frei- 


sprach und die ursprünglichen 
Feststellungen des „US Park Ser- 
vice‘ bestätigte, daß es sich bei 
Vincent Fosters Tod um Selbst- 
mord gehandelt hatte. Auch wenn 
Anhörungen im Kongreß über 
diese erste Phase von „Clintonga- 
te“ noch stattfinden, hat die erste 
Runde von Fiskes Feststellungen 
dem Angriff auf den Präsidenten 
doch viel Wind aus den Segeln 
genommen. Die Weisen, die Clin- 
tons baldigen Untergang voraus- 
sagten, sind still geworden. 


Diejenigen bei der Hollinger Cor- 
poration - einer Tarnorganisation 
des britischen Geheimdienstes - 
und unter den amerikanischen 
Neokonservativen, die Clinton 
gerne tot sehen würden, sind da- 
bei, ihre Aktiva umzugruppieren, 
weil sie sich auf einen längeren 
Kampf einrichten. Doch die Hol- 
linger Corporation, unter Führung 
des Kanadiers Conrad Black, der 
den Angriff der Medien auf Präsi- 
dent Clinton seit Herbst 1993 an- 
führt, steckt in großen finanziel- 
len Schwierigkeiten, weil sie ge- 
gen Rupert Murdoch, den 
Besitzer der Londoner „Times“, 
einen Boulevard-Pressekrieg ge- 
führt hat. Beide Zeitungen befan- 
den sich in den letzten sechs Mo- 
naten in einem mörderischen 
Kampf darüber, wer den 
Löwenanteil an Anerkennung - 
und Geld - für die Vernichtung 
Clintons bekäme. 


im Mai verkaufte Black still- 
schweigend Aktien seiner Firma 
im Wert von 73 Millionen engli- 
sche Pfund - anscheinend in ei- 
nem kühnen Schritt, um sich 
durch Preissenkung des „Tele- 
graph“ von 48 auf 30 Pence einen 
größeren Anteil am Londoner 
Boulevardpresse-Markt zu si- 
chern. Als der „Telegraph“ die 
Preissenkung Ende Juni ankün- 
digte, reagierte Murdoch sofort 
durch Preissenkung der „Times“ 
von 30 auf 20 Pence. Der Aktien- 
kurs der Hollinger Corporation 
fiel um 35 Prozent. Der Ausgabe 
der „Financial Times“ vom 
25./26. Juni zufolge schrieen bri- 
tische Investoren sodann Mord 
und Totschlag angesichts von 
Blacks eklatanten Insider-Tra- 
ding-Manövern und ließen seine 
eigenen Aktien am Vorabend des 
Preiskriegs stürzen. 


In der Folge war Black von seinen 
üblichen Kreditquellen in der Ci- 
ty abgeschnitten, und Murdoch 
ergriff die Gelegenheit, einen 
Übernahmeversuch bei der John 
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Fairfax Gruppe - einer von Hol- 
lingers großen Presse-Holdings in 
seinem (Murdochs) Heimatland 
Australien - zu unternehmen. 


Harte Zeiten für die 
Strategen der ADL 


Zu einem der Schachzüge, die 
gegenwärtig von den Feinden ei- 
nes starken US-Präsidenten 
unternommen werden, gehört 
die Wiedereinschleusung des 
Chamäleons Anti-Defamations- 
Liga (ADL) der B’nai B’rith in 
die Demokratische Partei. In den 
Reagan- und Bush-Jahren war 
die ADL das Rückgrat des neo- 
konservativen Apparats im Her- 
zen der „geheimen Regierung“. 
Die ADL bezeichnete das Sandi- 
nista-Regime in Nicaragua als 
„Antisemiten“; sie drängten die 
amerikanischen Juden dazu, die 
geheimen Kriege von George 
Bush und Oliver North in Mittel- 
amerika, Afghanistan und Afrika 
zu unterstützen; sie machten für 
Thatchers und Bushs „kleinen 
Kolonialkrieg‘“ gegen den Irak 
Propaganda und sie traten für Is- 
raels Möchtegern-General Ariel 
Scharon bei der Invasion in den 
Libanon im Jahre 1982 und bei 
der brutalen Unterdrückung der 
Palästinenser in den besetzten 
Territorien ein. 


Der Kampf 
der ADL geht weiter 


Doch da die Treibjagd gegen 
Clinton nun zu einem Stillstand 
gekommen ist, arbeitet die ADL 
rund um die Uhr, um ihren guten 
Leumund im liberalen Flügel der 
Demokratischen Partei wieder 
neu zu etablieren, so daß sie den 
Präsidenten und seine Politik von 
innen heraus zunichte machen 
kann. Ihre erste Visitenkarte: eine 
190 Seiten umfassende Hetz- 
schrift gegen das „Religiöse 
Recht“, die in den USA Schlag- 
zeilen gemacht und das Blut von 
Pat Robertson, Jerry Falwell und 
einigen anderen christlichen Fun- 
damentalisten ins Wallen gebracht 
hat. 
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Doch das Propagandafeuer der 
ADL, das darauf abzielte, sich im 
Hauptquartier des demokratischen 
Nationalkomitees lieb Kind zu 
machen, ist auch auf einige ernst- 
hafte Probleme gestoßen. Bei 
ihren Wiederentfaltungsbemühun- 
gen hatte die ADL einige schwer- 
wiegende Dinge in ihrem Gepäck. 
Den größten Teil des Jahres 1993 
verbrachte sie damit, polizeiliche 
Untersuchungen abzuwehren, weil 
man auf einen landesweiten Spio- 
nagering der ADL gestoßen war, 
der es auf Bürgerrechtsorganisa- 
tionen, arabisch-amerikanische 
Gruppen und jüdische Friedens- 
aktivisten abgesehen hatte. Man 
hatte die ADL dabei erwischt, daß 
sie FBI- und Polizeiakten über le- 
gitime amerikanische politische 
Aktivisten, die sie sich illegal be- 
schafft hatte, in das alte südafrika- 
nische Regime und den Likud- 
Apparat in Israel geschleust hatte. 
Es tauchte das Bild einer ADL 
auf, die den Deckmantel des Ge- 
genspionage-Programms des ver- 
storbenen FBI-Direktors J. Edgar 
Hoover („Cointelpro“) übernom- 
men hatte. Drei Zivilgerichtspro- 
zesse, die die ADL 25 Millionen 
Dollar kosten könnten, sind noch 
dabei, sich ihren-Weg durch die 
staatlichen und bundesstaatlichen 
Gerichte zu bahnen, und laut ei- 
nem Artikel, der in der „Pioneer 
Press“ von St. Paul im US-Bun- 
desstaat Minnesota erschienen ist, 
befindet sich die ADL in derart 


großen finanziellen Schwierigkei- 
ten, daß sie gezwungen war, vier 
Regionalbüros zu schließen. 


Doch während sich die ADL-Ver- 
treter auf die Aussicht eines 
scharfen, wenn auch dämlichen, 
Gegenangriffs von der „christli- 
chen Rechten“ gefreut hatten, was 
ihren guten Leumund bei der Hol- 
lywood- und New-Age-Gruppe 
innerhalb der demokratischen Par- 
tei noch verbessert hätte, bekam 
die Liga wesentlich mehr Reaktio- 
nen, als sie erwartet hatte - insbe- 
sondere von einigen ihrer engsten 
Verbündeten unter den jüdischen 
Aktivisten. 


Anfang Juli gingen zwei 
langjährige neokönservative 
ADL-Verbündete mit Angriffen 
gegen die Liga an die Öffentlich- 
keit. William Kristol, ehemaliger 
Spitzenberater von Vizepräsident 
Dan Quayle und jetzt Wahlberater 
der Republikaner, stach in die 
ADL, um die Hauptströmung der 
Republikaner und die „religiöse 
extreme Rechte“ zum Schein zu 
spalten. Und Mona Charen, eine 
für mehrere Zeitungen schreiben- 
de Kolumnistin, schrieb am 6. Ju- 
li einen Artikel, in dem sie die 
Rolle der ADL bei der Fabrizie- 
rung von antisemitischer Panik- 
mache anprangerte: „Leider ist es 
eine nackte, aber unbestreitbare 
Tatsache, daß die ADL im Antise- 
mitismus-Geschäft ist. Je mehr sie 


Billy Graham (links) mit den 
Clintons. Die Treibjagd gegen die 
Clintons wird trotz der Erfolge 
des Präsidenten weitergehen. 


findet, um so größer ist ihre Be- 
deutung und um so leichter ist es, 
Geld zu beschaffen. Sie spielt mit 
den alten Ängsten und Sorgen der 
amerikanischen Juden - und tut 
dies auf eine derart unlautere Wei- 
se, mit aus dem Zusammenhang 
gerissenen Zitaten und ungeheuer- 
lich falschen Anschuldigungen. 
Sie zieht über imaginäre Feinde 
her und verrät die wahren Freun- 
de.“ 


> 


Rußland 


Moskaus 
Pläne für ein 
neues Empire 


Peter Blackwood 


Die Moskauer Pläne zur stufenweisen Wiederherstellung des russi- 
schen Imperiums sind jetzt voll im Gange, nachdem in der Ukraine 
und in Weißrußland die Präsidentschaftswahlen stattgefunden ha- 
ben. In beiden Fällen hatten die Sieger - Aleksandr Lukaschenko 
in Weißrußland und Leonid Kutschma in der Ukraine - in unter- 
schiedlichem Ausmaß ihren Wahlkampf auf einer Plattform der 
wirtschaftlichen und politischen Wiedereingliederung in das russi- 


sche Reich geführt. 


Lukaschenko, ein Agrarfunk- 
tionär der kommunistischen Par- 
tei, der zum Populisten wurde und 
mit 80 Prozent der Stimmen einen 
überwältigenden Wahlsieg davon- 
trug, forderte im Wahlkampf 
Weißrußland auf, sich zusammen 
mit der Ukraine mit Rußland wie- 
derzuvereinigen, was dazu beitra- 
gen soll, eine „neue Union“ der 
ehemaligen Sowjetrepubliken zu 
schaffen. 


Kutschma, der mit 52 Prozent der 
Stimmen gegen die starke natio- 
nalistische Opposition in der 
Ukraine gewann, hat zumindest in 
der Öffentlichkeit gemäßigtere 
Töne angeschlagen. Er forderte 
eine russisch-ukrainische „Wirt- 
schaftsunion“, doch er hat es sorg- 
fältig vermieden, in der Öffent- 
lichkeit die Forderungen Weißruß- 
lands nach einer formalen „neuen 
Union“ zu wiederholen. Die na- 
tionalistische Opposition in der 
Ukraine, mit der er noch immer 
zu kämpfen hat, versammelte sich 
um den geschlagenen amtieren- 
den Präsidenten Leonid Krawt- 
schuk, der von den ukrainischen 
Patrioten nicht unbedingt geliebt 
wird, von ihnen aber als das klei- 
nere von zwei Übeln angesehen 
wurde. 


Der Faktor 
Schocktherapie 


Die Forderungen der Wähler nach 
einem Ende der Wirtschaftskrise 
und die Überzeugung, daß ein 


lisierung inmitten stetig sinkender 
tatsächlicher Produktion auf eine 
unerträgliche Stufe abgesunken. 


Anfang Juli lagen die Durch- 
schnittslöhne in der Ukraine bei 
zehn Dollar im Monat, das ist et- 
wa ein Zehntel des Durchschnitts- 
lohns in Rußland, und dies ange- 
sichts von Preisen, die nicht sehr 
viel niedriger liegen als die in 
Rußland. 


Eine neue Periode 
russischer Kolonial- 
herrschaft? 


Die Tatsache, daß der Westen 
nach der Unabhängigkeit auf der 
Schocktherapie für die slawischen 
Nachbarstaaten Rußlands bestand, 
ist also in erster Linie dafür ver- 
antwortlich, daß die Unabhängig- 
keit Weißrußlands in Wirklichkeit 
zu Ende ist, und sie ist ebenso 
verantwortlich für die akute Be- 


Boris Jelzin ist der eigentliche Wahlsieger in der Ukraine und Weißruß- 
land; er ist auf seinem Weg zu einem neuen Großrußland ein Stück 


weiter. 


Wechsel an der Spitze einen wirt- 
schaftlichen Aufschwung bringen 
wird, haben das Wahlergebnis so- 
wohl in der Ukraine als auch in 
Weißrußland entschieden. In bei- 
den Republiken, aber vor allem in 
der Ukraine, ist der Lebensstan- 
dard infolge der Schocktherapie 
mit hyperinflationärer Preislibera- 


drohung der künftigen Unabhän- 
gigkeit der Ukraine. 


Kutschma hat diese Situation in 
den ukrainischen Wahlen bis zum 
Äußersten ausgenutzt. Während 
er nie gesagt hat, was er tun wür- 
de - außer eine „Wirtschaftsuni- 
on“ mit Rußland anzubieten -, be- 


tonte er, daß die Wirtschaft das 
einzige Wahlkampfthema sei. 
Außerdem tritt er auf der trauri- 
gen, aber wahren Tatsache herum, 
daß die Ukraine bis zum heutigen 
Tage vom Westen fast nichts be- 
kommen hat, und sagte den 
Wählern damit im Grunde, daß 
die Ukraine deshalb keine andere 
Wahl habe, als sich mit Rußland 
zusammenzutun - als einzige Al- 
ternative zu einem weiteren wirt- 
schaftlichen Zusammenbruch. 


Im Gegensatz dazu beging Krawt- 
schuk den schweren Fehler, die 
Wirtschaft in seinem Wahlkampf 
nicht anzusprechen, obwohl er für 
die ukrainische Eigenstaatlichkeit 
und uneingeschränkte nationale 
Souveränität eintrat und korrek- 
terweise davor warnte, daß ein 
Sieg Kutschmas die Tür zu einer 
neuen Periode russischer Koloni- 
alherrschaft öffnen würde. 


Es ist ein Zeugnis für die Stärke 
und Spannkraft des ukrainischen 
Patriotismus - besonders in den 
westlichen Regionen des Landes-, 
daß Krawtschuk 46 Prozent der 
Stimmen auf sich vereinigen 
konnte, obwohl er das Thema 
Wirtschaft inmitten eines wirt- 
schaftlichen Holocaust, in dem 80 
bis 90 Prozent der Ukrainer unter 
der Armutsgrenze leben, ignorier- 
te. Doch indem er auch nicht ein- 
mal die Aussicht auf eine zweite 
Amtszeit bot, in der „Brot auf den 
Tisch käme“, hat Krawtschuk sich 
selbst und möglicherweise auch 
sein Land dem Untergang ge- 
weiht. 


Sowohl in Kutschmas Sieg als 
auch in seiner erfolgreichen Aus- 
beutung des vorrangigen Themas 
der Wirtschaft gab es mehrere Pa- 
radoxa. Kutschma ignorierte ge- 
flissentlich die Tatsache, daß er 
selbst als Premierminister 1992 
und 1993 einen großen Teil der 
Verantwortung für den Zusam- 
menbruch der ukrainischen Wirt- 
schaft trägt. Der Nomenklatura- 
Apparat der kommunistischen 
Partei, der hinter seiner Kandida- 
tur stand, hatte zusammen mit 
westlichen Finanzinteressen und 
mit Moskau die ukrainische Wirt- 
schaft in ihren ersten Jahren als 
unabhängiges Land zu ihrer eige- 
nen Bereicherung geplündert und 
sabotiert. Unter dem Slogan 
„Wirtschaftsunion“ mit Rußland 
wurde vergessen, daß ein großer 
Teil der Schocktherapie, der die 
Ukraine ruiniert hat, angesichts 
der wirtschaftlichen Abhängigkeit 
von Rußland über die Schockthe- 
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rapie-Politik Rußlands importiert 
worden war. Vergessen wurde 
auch das ungeheuere Chaos in der 
ukrainischen Wirtschaft, das 
durch die Moskauer Politik drasti- 
scher Energiepreiserhöhungen 
und periodischer Energieabschal- 
tungen und Lieferverzögerungen 
verursacht wurde. 


Während die Wählerproteste ge- 
gen das wirtschaftliche Elend 
Kutschma in Reichweite des Sie- 
ges brachten, hat ihn dieser Faktor 
allein nicht an die Spitze ge- 
bracht. Was seinen Stimmenanteil 
von 46 bis 49 Prozent auf schließ- 
lich 52 Prozent erhöhte, war eine 
hochorganisierte Wählermobili- 
sierung durch den Apparat der 
kommunistischen Partei in den In- 
dustrieregionen der östlichen und 
südlichen Ukraine und in allen 
ländlichen Gebieten der östlichen, 
südlichen und Mittelukraine. 


Der Druck des kommu- 
nistischen Apparats 


Die Bedeutung dieser Mobilisie- 
rung, zu der Handzettel und Wahl- 
geschenke in den Stimmlokalen 
gehörten, wird deutlich, wenn man 
die Ergebnisse der Stichwahl mit 
dem ersten Wahlgang vom 26. Juni 
vergleicht. Im ersten Wahlgang er- 
hielt Krawtschuk 37 Prozent der 
Stimmen, während Kutschma nur 
31 Prozent gewann. Am bemer- 
kenswertesten in der ersten Runde 
waren die Unterschiede in der 
Wahlbeteiligung in den Krawt- 
schuk-Hochburgen in der Westu- 
kraine und den Kutschma-Hoch- 
burgen in der Ost- und Südukraine. 
In der Westukraine, wo Krawt- 
schuk 85 bis 90 Prozent der Stim- 
men auf sich vereinbarte, lag die 
Wahlbeteiligung bei 80 Prozent ge- 
genüber einem landesweiten 
Durchschnitt von 65 Prozent. Die 
Wahlbeteiligung in den östlichen 
Regionen wie Donjezk, Lugansk 
und Charkow lag kaum über 60 
Prozent. 


Nach dem 26. Juni wußte das 
Kutschma-Lager, daß sie die 
Stichwahl nur gewinnen konnten, 
wenn sie die Wahlbeteiligung in 
den östlichen und südlichen Pro- 
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Kutschma-Regionen entschieden 
steigern würden. Sie mußten an- 
nehmen, daß die hohe Wahlbetei- 
ligung in der Westukraine und der 
für Krawtschuk daraus resultie- 
rende Vorteil im zweiten Wahl- 
gang bestehen bliebe. Die Ergeb- 
nisse der zweiten Runde bestätig- 
ten dies mit einer erneuten 
Wahlbeteiligung von 80 Prozent 
in der Westukraine und einer un- 
glaublich hohen Mehrheit für 
Krawtschuk, die in der Region 
von Lwow bis auf 94 Prozent an- 
stieg. Der ungeheure Anstieg der 
Wahlbeteiligung im zweiten 
Wahlgang, der bei 75 Prozent lag 
im Vergleich zu 65 Prozent in der 
ersten Runde, spiegelte den Vor- 
stoß der kommunistischen Appa- 
ratschik-Maschinerie wider, „die 
Wähler an die Urnen zu bringen“. 
Am meisten stieg die Wahlbeteili- 
gung in den Regionen, in denen 
Kutschma stark war, und das 
brachte ihn an die Spitze. 


Kutschma profitierte auch von ei- 
ner Art von Wahlwerbung, die in 
jedem westlichen Land eine ernst- 
hafte internationale Krise hervor- 
gerufen hätte. Es wurde bei 
Ostankino, der zentralrussischen 
Fernsehstation, die in der ganzen 
ehemaligen Sowjetunion zu sehen 
ist, viel Sendezeit eingekauft. 
Man kann sich vorstellen, wie die 
Hölle losbrechen würde, wenn 
beispielsweise im derzeitigen 
deutschen Wahlkampf bezahlte 
Werbung von Helmut Kohls Geg- 
ner Rudolf Scharping täglich vom 
französischen, österreichischen 
und Schweizer Fernsehen in 
Deutschland ausgestrahlt würde. 
In der Ukraine - einem Teil der 
ehemaligen Sowjetunion - ließ das 
Krawtschuk-Regime in Kiew eine 
solche Ausschreitung leider unan- 
gefochten durchgehen. 


Die weißrussische 
Karte 


Im Gegensatz zur Ukraine stand 
das Ergebnis im Weißrußland 
nach dem ersten Wahlgang am 23. 
Juni bereits fest. Aleksandr Luka- 
schenko erhielt 45 Prozent der 
Stimmen und ließ damit seine 
Gegner weit hinter sich. Sein 
nächster Opponent - Premiermini- 
ster Wjatscheslaw Kebitsch - er- 
hielt nur 17 Prozent. Die beiden 
Kandidaten, die den Wahlkampf 
mit dem Tenor führten, eine Uni- 
on mit Rußland zu stoppen: Ze- 
non Pznyak - Chef der weißrussi- 
schen Volksfront - und Stanislaw 
Schuschkewitsch - ehemaliger 


Vorsitzender des weißrussischen 
Parlaments, der wegen seiner Op- 
position gegen eine Union mit 
Rußland im Januar vom Parla- 
ment abgesetzt worden war, er- 
hielten nur 13 bzw. 9 Prozent der 
Stimmen. Abgesehen davon, daß 
das Ergebnis schon feststand, war 
die Stichwahl auch hinsichtlich 
der Frage einer neuen Union mit 
Rußland überflüssig. Die beiden 
Kandidaten der Stichwahl - Luka- 
schenko und Kebitsch - hatten na- 
hezu identische Positionen zu die- 
sem Thema. 


Das Geheimnis des Erdrutschsiegs 
von Lukaschenko hatte jedoch we- 
nig zu tun mit der Frage einer Uni- 
on mit Rußland. Im Gegensatz zur 
Ukraine, die unter den Wählern ei- 
ne große und aktive Mehrheit be- 
sitzt, die für eine Unabhängigkeit 
ist, hat es in Weißrußland nie eine 
große Massenbewegung gegeben, 
die für die Unabhängigkeit 
gekämpft hätte, und die Mehrheit 
der Bevölkerung stand der Unab- 
hängigkeit bestenfalls immer 
gleichgültig gegenüber. 


Lukaschenko hat gesiegt, weil es 
ihm gelang, die Bevölkerung - deren 
Lebensstandard ruiniert worden ist - 
davon zu überzeugen, daß er der 
Kandidat der Anti-Nomenklatura 
ist. Er schwor, daß er der „Mafia“ 
und der „Korruption“ den Krieg an- 
sagen und „die Ordnung wiederher- 
stellen“ würde. Er führte auch einen 
erfolgreichen Wahlkampf gegen die 
Freimarktpolitik, die für die wirt- 
schaftliche Misere des Landes ver- 
antwortlich gewesen ist. 


Die Aufruhrstimmung gegen die 
Nomenklatura schaffte die ver- 
nichtende Niederlage Kebitschs, 
der im zweiten Wahlgang mit nur 
13 Prozent der Stimmen noch 
schlechter abschnitt. Kebitsch 
nahm die Konsequenzen und trat 
am 11. Juli als Premierminister 
zurück, gefolgt einen Tag später 
von seinem ganzen Kabinett. Die 
Unterstützung der Freimarktpoli- 
tik hatte die „reformistische“ 
Volksfront zerstört. 


Nach dem Sieg Lukaschenkos ist 
nun die einzige Frage die Abstim- 
mung der Schritte zu einer Wie- 
dervereinigung Weißrußlands mit 
Rußland. Dies wird jedoch zwi- 
schen Moskau und Minsk taktisch 
gehandhabt und koordiniert; jeder 
Schritt wird von dem Standpunkt 
aus geführt, ob er zweckmäßig 
dafür sein wird, die Ukraine wie- 
der in den russischen Orbit 
zurückzuholen. 


Kurz gesagt, Moskau wird die 
„weißrussische Karte“, die man 
unter Kontrolle hat, so ausspielen, 
daß es die ukrainische Situation 
so gut wie möglich zu seinem 
Gunsten wenden kann. Wie Luka- 
schenko in seiner Wahlkampagne 
betonte, sieht er die „Union“ mit 
Rußland als Sprungbrett für die 
Vereinigung Rußlands, der Ukrai- 
ne und Weißrußlands zu einem 
einzigen Staat. Seine Wahl und 
die von Kutschma haben Moskau 
seine ersten wichtigen Siege im 
Hinblick auf die Schaffung einer 
„slawischen Union“ dieser drei 
ehemaligen Sowjetrepubliken als 
beabsichtigter slawischer Kern ei- 
nes neuen russischen Imperiums 
gebracht. 


Die Union 
mit Rußland 


Für die Ukraine wird die Wahl die 
bereits tiefe politische Spaltung 
zwischen dem zu Rußland tendie- 
renden Osten und den Hochbur- 
gen im Westen, die für die Unab- 
hängigkeit sind, noch vergrößern. 
Die Gefahr der Teilung ist groß, 
doch keineswegs unvermeidlich. 
Aus den Wahlergebnissen lassen 
sich keine Vorhersagen für eine 
Teilung treffen. Es wird viel da- 
von abhängen, was Kutschma als 
Präsident im Hinblick auf den In- 
halt und die Geschwindigkeit sei- 
nes Vorschlags der „Union“ mit 
Rußland tun wird. Noch wichtiger 
ist, was er im Hinblick auf die 
Wirtschaft tun wird. Hier steht er 
vor einem interessanten Dilemma. 
Die große Unterstützung in der 
Bevölkerung für die Integration 
mit Rußland stellte eine politische 
Funktion für den wirtschaftlichen 
Zusammenbruch in der Ukraine 
dar. Sollte Kutschma beginnen, 
die Wirtschaft umzuschwenken, 
könnte er die Basis der Unterstüt- 
zung für seinen Plan des Wieder- 
eintritts in den russischen Orbit 
gefährden. 


Andererseits - wenn nichts unter- 
nommen wird, um den wirt- 
schaftlichen Zusammenbruch 
umzukehren, wird eine politische 
Krise entstehen, da der industria- 
lisierte Osten und Süden von 
wirtschaftlicher Verzweiflung 
überschüttet sind und der Westen 
beginnt, jegliche Option, einsch- 
ließlich Sezession, in Erwägung 
zu ziehen, um einer erneuten 
Herrschaft Moskaus zu entkom- 
men, welche Gestalt auch immer 
die Rekolonisierung annehmen 
mag. m 


Naher Osten 


afats 


triumphale 
Rückkehr 
nach Palästina 


Joe Bronstein 


Die viertägige triumphale Reise von Yassir Arafat, dem Vorsitzen- 
den der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO), durch 
Gaza und Jericho markiert einen weiteren Meilenstein auf der 
holprigen Straße zum Frieden zwischen Palästinensern und Israelis. 
Sie markiert den Erfolg des Friedensprozesses, der vom israelischen 
Außenminister Schimon Peres und Arafat mit Unterstützung Bill 
Clintons in Gang gesetzt wurde - ein Frieden, der auf einem umfas- 
senden Wirtschaftsentwicklungsprogramm nicht nur in den palä- 
stinensischen Territorien, sondern auch in der Region als ganzer 


basiert. 


Der Erfolg der Reise zeigt, daß 
die Kräfte, die darauf hingearbei- 
tet haben, den Prozeß zum Schei- 
tern zu bringen, matt gesetzt wor- 
den sind. Die palästinensische Na- 
tionalbehörde mit Arafat als 
Präsident wurde ins Leben geru- 
fen, und wenn es ihr gelingt, 
wichtige ökonomische Ressour- 
cen zu bekommen, könnte sie den 
Weg für die Bildung eines wahr- 
haft autonomen palästinensischen 
Staates ebnen 


Rückschlag für die Geg- 
ner des Nahost-Friedens 


Die Tatsache, daß die vom Ausland 
finanzierte israelische Opposition 
bei dem Versuch gescheitert ist, 
Arafats Ankunft zu verhindern 
oder wichtige nationale Kräfte zu 
mobilisieren, repräsentiert ebenfalls 
einen eindeutigen Rückschlag für 
die Gegner eines Nahost-Friedens. 
Nichtsdestoweniger blockiert die 
Weltbank - die die Kasse für über 
zwei Milliarden Dollar Finanzhilfe 
verwaltet, die für die Palästinenser 
bereitgestellt sind - weiterhin aus- 
reichend Gelder sogar für den all- 
täglichen Betrieb der Behörde, 
ganz abgesehen vom Beginn wich- 
tiger Entwicklungsprojekte. 


In einer Rede vor 70 000 Palästi- 


nensern, die er am ersten Tag sei- 
ner Rückkehr nach Gaza nach 27 
Jahren im Exil hielt, entwickelte 
Arafat das Thema des nationalen 
Wiederaufbaus: „Ich möchte Sie 
daran erinnern, daß wir eine 
große Mission vor uns haben - ei- 
ne große Mission, dieses Heimat- 
land aufzubauen, unsere Institu- 
tionen aufzubauen und die Institu- 
tionen wieder aufzubauen, die 
durch die israelische Besatzung 
zerstört wurden.“ 


Er fuhr fort und zollte jenen Palä- 
stinensern seine Anerkennung, die 
beim Massaker von Hebron im 
Februar dieses Jahres durch die 
Hand eines Israelis starben, und 
erklärte, daß seine Ankunft nur 
der Anfang sei: „Wir gehen von 
hier zu der Moschee in Hebron, 
wir gehen nach Nablus und Jenin 
und Tulkarm und Qalgilya und 
Bethlehem und Beit Sahur und 
Beit Jala und Ramallah und dann 
bald nach Jerusalem! Jerusalem! 
Jerusalem! und werden dort be- 
ten.“ Die Liste der wichtigsten 
Städte und Orte im Westjordan- 
land. Er fuhr fort: „Der Frieden 
hat viele Feinde, und es gibt viele 
Versuche, den Frieden der Tapfe- 
ren zu sabotieren und zu zer- 
stören. Deshalb sind wir alle auf- 
gefordert, diesen Frieden zu ver- 
teidigen, weil dieser Frieden für 


uns alle ist - für Israelis und Palä- 
stinenser.“ 


In einer Stellungnahme zu Arafats 
Besuch sagte der israelische 
Außenminister Peres, der in Israel 
die Hauptantriebskraft hinter dem 
Friedensvertrag war: „Aus tiefem 
Herzen und ohne zu zögern wün- 
sche ich Ihnen alles Gute. Dieser 
Besuch kennzeichnet die Durch- 
setzung des Autonomievertrages. 
Wir haben es ernst gemeint, als 
wir den Vertrag in Kairo unter- 
zeichneten.“ 


Nach einer Kabinettsversamm- 
lung am 3. Juli gelobte Premier- 
minister Yitzhak Rabin in seiner 
pragmatischeren Sprache eben- 
falls, daß der Friedensprozeß 
„weitergehen“ werde und daß Is- 
rael „ein Interesse daran hat, die 
Elemente unter den Palästinen- 
sern zu stärken, die das Abkom- 
men wollen“. 


Vom Ausland unter- 
stützte Opposition gerät 
ins Schwanken 


Die israelische Opposition hatte 
geschworen, 250 000 Demon- 
stranten nach Jerusalem zu brin- 
gen, um Arafat zu stoppen. Doch 
sie brachten nur 10 000 bis 
20 000 zusammen - weitaus weni- 
ger als die 50 000, die sie unmit- 
telbar nach dem Vertrag in Oslo, 
der im Oktober letzten Jahres un- 
terzeichnet wurde, mobilisieren 
konnten. Die Opposition besteht 
vor allem aus der israelischen 
Siedlerbewegung und wird vor- 
rangig von Ausländern unter- 
stützt, wobei die wichtigsten in 
den Kreisen der Hollinger Corpo- 
ration und der amerikanischen 
Anti-Defamations-Liga (ADL) 
der B’nai B’rith zu finden sind. 


Am Abend des zweiten Tages der 
Reise wüteten 3000 Demonstran- 
ten durch Ost-Jerusalem, griffen 
Palästinenser an und beschädigten 
Häuser und Autos in dem Gebiet. 
In einer weiteren lautstarken De- 
monstration vor den Büros des 
Premierministers hieß es: „Tod 
für Arafat“ und „Rabin ist ein 
Verräter“. Die Demonstranten 
versuchten Gebäude zu besetzen, 
und Hunderte wurden verhaftet. 


Nach ihren Kabinettstreffen am 3. 
Juli meinten die Minister, die De- 
monstration sei ein „Aufruf zur 
Revolte“. Aufschlußreicher war 
dagegen die letzte Meinungsum- 
frage, die vom Begin-Sadat-Zen- 


trum für Strategische Studien an 
der Bar-Ilan-Universität durchge- 
führt wurde und derzufolge 59 
Prozent aller Israelis direkte und 
öffentliche Verhandlungen mit der 
PLO unterstützten. Dies ist der 
höchste Prozentsatz seit Unter- 
zeichnung des Vertrages. 


Der Wirtschaftskampf 
ist entscheidend 


Die Sabotage des wirtschaftlichen 
Fundaments des Vertrages ist wei- 
terhin die Achillesferse der Ver- 
einbarungen - eine Tatsache, de- 
ren sich die Weltbank, die den 
Prozeß weiterhin blockiert, sehr 
wohl bewußt ist. In einer anderen 
Rede in Gaza wetterte Arafat ge- 
gen die Obstruktion durch die 
Weltbank: „Ich lehne jegliche 
Kontrolle der palästinensischen 
Autonomie durch jedermann, 
außer durch die Palästinenser 
selbst, vollkommen ab. Wir haben 
die militärische Besatzung nicht 
beendet, um eine wirtschaftliche 
Besatzung zu bekommen.“ Er 
sagte, daß trotz der über 2,4 Mil- 
liarden Dollar, die von internatio- 
nalen Spendern zugesagt worden 
seien, sich „alle Versprechungen 
der Spender in Luft aufgelöst ha- 
ben“. 


Arafat wurde von dem PLO-Chef- 
unterhändler Nabil Shaath unter- 
stützt, der den Reportern sagte: 
„All die internationalen Angebote 
sind nichts als Tinte auf Papier, 
und sie wurden nicht verwirklicht. 
Meiner Meinung nach sind es ein- 
fach nur Versprechungen, Ver- 
sprechungen und abermals Ver- 
sprechungen.“ Er wies auf die be- 
trügerischen Taktiken der 
Weltbank hin und erinnerte an 
Versprechen, die erst im Juni ge- 
macht wurden. 


„In Paris wurden uns das letzte 
Mal 42 Millionen Dollar zuge- 
sagt, aber plötzlich schickt uns die 
Weltbank einen Angestellten, der 
uns sagt: “Wir haben beschlossen, 
Ihnen zehn Millionen Dollar zu 
geben, denn wir haben da ein 
Haushaltsproblem. Die Weltbank 
verlangt von mir, daß ich von 
meinen Leuten Steuern eintreiben 
soll, so wie sie die Juden von mir 
eintreiben’ - er bezieht sich dabei 
auf die israelischen Steuern, die 
die Palästinenser an die israeli- 
sche Regierung zahlen mußten.“ 


Die Kriminalität der Weltbank 
wurde von Arafat betont, der Re- 
portern gegenüber äußerte, daß 


10/1994 [SODE 45 


Naher Osten 
Arafats 
triumphale 
Rückkehr 


nach Palästina 


Gaza allein mindestens 30 Millio- 
nen Dollar pro Monat benötigen 
würde - nur um zu überleben. Mit 
fast einer Million Einwohner ist 
Gaza der am dichtesten besiedelte 
Ort auf diesem Planeten, an dem 
die meisten Menschen in Armut 
leben und wo die Arbeitslosigkeit 
bei über 50 Prozent liegt. Arafat 
sagte, die Politik der Weltbank 
treibe sein Volk in den „Hunger- 
tod“. 


Während jetzt behauptet wird, die 
israelischen Geheimdienste hülfen 
mit, Arafat am Leben zu erhalten, 
wird sich die scheinbar anhalten- 
de Unterstützung der israelischen 
Regierung für eine Rolle der 
Weltbank als weitaus gefährlicher 
erweisen als die Morddrohungen 
durch israelische oder palästinen- 
sische Möchtegern-Opponenten. 


Die Weltbank benutzt weiterhin 
die Lüge, daß die PLO nicht die 
„Fachkenntnisse“ gezeigt hat, um 
mit den Geldern umgehen zu kön- 
nen. Dies straft die Tatsache Lü- 
gen, daß es sich bei vielen der 
wichtigsten Mitglieder der neuen 
nationalen palästinensischen 
Behörde um einige der erfolg- 
reichsten Geschäftsleute in der 
ganzen Region handelt, die Ban- 
ken, Industriefirmen sowie Bau- 
und Handelsgesellschaften in der 
Region leiten. Nabil Shaath bei- 
spielsweise leitet eine der führen- 
den Wirtschaftsberatungsfirmen 
in der Region - die Team Consult 
aus Ägypten. 


Als Reaktion haben wohlhabende 
Mitglieder der palästinensischen 
Diaspora die Palestine Develop- 
ment and Investment Co. (PDT) 
gegründet, die derzeit ihren Sitz 
in Amman, Jordanien, hat. Zu ihr 
gehören Mitglieder führender 
palästinensischer Firmen wie die 
Familie Shoman, die Besitzer der 
Arab Bank, eine der größten in 
dem Gebiet; der Sohn von Seid 
Khouri, ein Besitzer der Consoli- 
dated Contracting Co., einer Bau- 
firma und Kamala Share, Chef 
von Dar al Handasah, einer 
führenden Beraterfirma für En- 
gineering- und Städtebau. Die Fir- 
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ma hofft eine Milliarde Dollar zu 
mobilisieren, um in die Leichtin- 
dustrie, die Landwirtschaft, den 
Hausbau, den Tourismus und das 
Bankwesen zu investieren. 


Deutschland ist unterdessen das 
erste Land in Europa, das ein 
wirtschaftliches und technisches 
Büro in Palästina eröffnet hat. Das 
Büro wird Entwicklungsprojekte 
koordinieren und deutschen Fir- 
men helfen, die daran interessiert 
sind, in den palästinensischen Ter- 
ritorien zu investieren. Dieser 
Schritt folgt einer vor kurzem ge- 
troffenen Vereinbarung zwischen 
Arafat und dem deutschen Indu- 
striegiganten Daimler-Benz über 
die Unterstützung der palästinen- 
sischen Nationalbehörde. Von 
dem Büro wird bereits ein Ge- 
samtplan für die Erschließung der 
Infrastruktur einschließlich 
Straßen, Eisenbahn und Wasser- 
aufbereitung ausgearbeitet. 


Die ADL 
ändert die Taktik 


Doch die Opposition gegen einen 
dauerhaften, auf Entwicklung ba- 
sierenden Frieden in Nahost war 
nicht untätig. Ende Mai war eine 
ADL-Delegation unter Leitung ih- 
res nationalen Direktors Abe Fox- 
man zu einer „Untersuchungs“- 
Mission in Israel und traf mit Pre- 
mierminister Rabin, dem 
stellvertretenden Außenminister 
Yossi Beilin und Benjamin Ne- 
tanyahu, dem Oppositionsführer 
der Likud-Partei, zusammen. 
Auch wenn sie diesmal nicht mit 
Ariel Scharon, dem ehemaligen 
Verteidigungsminister und alten 
Freund Henry Kissingers, zusam- 
mentrafen, hielten sie immerhin 
vor einer Gruppe von Parlaments- 
mitgliedern ein Seminar über 
„Antisemitismus“ ab. 


Nach dem Besuch der ADL wur- 
den von der Siedlerbewegung of- 
fene Morddrohungen gegen Ara- 
fat gerichtet. Vor Arafats Ankunft 
wurde eine massive Kampagne 
von Postern mit der Aufschrift 
„Gesucht - tot oder lebendig“ ge- 
gen mehrere führende Politiker 
einschließlich des früheren Chief 
Rabbi Schlomo Goren geführt. 
Außerdem markierten die Auf- 
stände in Jerusalem eine neue 
Stufe der Gewalt, die in der Ver- 
gangenheit in Israel unbekannt 
war und die die Gefahr für das 
Leben nicht nur hochrangiger 
Palästinenser, sondern auch Israe- 
lis unterstreicht. ji} 


Deutschland 


Geschäfte 
mit China 


Peter Blackwood 


Der chinesische Premierminister Li Peng kam Anfang Juli mit ei- 
ner 150köpfigen Delegation von Top-Geschäftsleuten nach Deutsch- 
land, wo während einer fünftägigen Reise Verträge und Absichtser- 
klärungen sowie weitreichende Kooperationsabkommen im Wert 
von 3,5 Milliarden Dollar unterzeichnet wurden. 


Die unterzeichneten Verträge 
könnten in entscheidendem Maße 
dazu beitragen, daß es der Wirt- 
schaft auf dem chinesischen Fest- 
land gelingt, ihre chronischen 
Probleme - das Erbe der Mao-Ära 
- zu überwinden, und sie könnten 
das Land aus seinem gegenwärti- 
gen Chaos in eine Ära des Wie- 
deraufbaus führen. 


Probleme mit der innen- 
politischen Situation 


Sicherlich ist das Massaker auf 
dem Platz des Himmlischen Frie- 
dens an chinesischen Studenten 
vor fünf Jahren nicht vergessen. 
Doch es ist noch immer nötig, 
China in den Ausbau einer mo- 
dernen eurasischen Infrastruktur 
mit hineinzunehmen, um den Zu- 
sammenbruch dieses riesigen 
Landes zu verhindern. Nur unter 
solchen Bedingungen wird es 
möglich sein, die Menschenrech- 
te in China durchzusetzen. 


Niemand kann die Tatsache igno- 
rieren, daß sich die innenpoliti- 
sche Situation auf dem chinesi- 
schen Festland seit den Demon- 
strationen und dem Massaker im 
Jahre 1989 kaum verbessert hat. 
Doch es ist auch fraglich, ob die 
Proteste gegen Li Pengs Besuch 
in Berlin und Weimar - die zu Zu- 
sammenstößen mit der Polizei 
führten -, so gerechtfertigt sie 
auch sind, wirklich dazu beitra- 
gen, die Situation zu verändern, 
insbesondere wenn diese Proteste 
von Menschen zum Ausdruck ge- 
bracht werden, die sich nicht um 
Kontakte mit der wirklichen Op- 
position in China, die am meisten 
an der wirtschaftlichen Entwick- 
lung dort interessiert ist, 
bemühen. Statt dessen schlugen 


diejenigen, die gegen Li Peng pro- 
testierten, lediglich Kapital aus 
dem, was tatsächlich eine 
Schwachstelle in Kanzler Kohls 
Chinapolitik ist - ihrem rein tech- 
nischen und pragmatischen 
Aspekt und der Tatsache, daß die 
chinesische Opposition ignoriert 
wird -, als Wahlpropagandama- 
sche. 


Die Hauptprobleme der Wirt- 
schaft auf dem chinesischen Fest- 
land sind eine chronische Ener- 
gieknappheit und eine höchst un- 
zureichende Verkehrsinfrastruk- 
tur. Der größte Teil der chinesi- 
schen Eisenbahn ist auf den 
Kohletransport beschränkt, und 
da die älteren Schienenwege und 
Züge, in die viele Jahre lang 
kaum investiert wurde, zusam- 
mengebrochen sind, werden 
wachsende Industriezweige im 
Süden des Landes von Kohlelie- 
ferungen abgeschnitten. Dies hat 
zu der absurden Situation geführt, 
daß sich die Kohlekraftwerke im 
Süden mit Importkohle aus Au- 
stralien versorgen, weil sie nicht 
monatelang auf Lieferungen aus 
dem Norden Chinas warten kön- 
nen 


Energie 
und Verkehr 


Da es nur drei Atomkraftwerke im 
Land gibt, kann die Atomenergie 
die Lücke derzeit nicht füllen, die 
durch die Kohlekraftwerke ent- 
standen ist, und das eine Atom- 
kraftwerk, das Siemens in der 
Nähe von Hangfeng bauen soll, 
wird die Energieversorgung nicht 
erheblich verbessern. Doch es 
wird mit weiteren Aufträgen für 
den Bau von Atomkraftwerken 
gerechnet. 


Anstatt weitere Kohlekraftwerke 
zu bauen, wäre es besser, sich die 
robuste und sichere Kraftwerks- 
technologie der Deutschen zunut- 
ze zu machen, insbesondere die 
HT-Reaktoren, da hiermit die rie- 
sigen Kohlevorkommen Chinas 
mittels der Prozeßwärme-Techno- 
logie besser genutzt werden könn- 
ten. Doch die deutsche Industrie 
sollte nicht abwarten, bis Süd- 
korea, Japan und sogar Taiwan - 
alle diese Länder betreiben derzeit 
Forschung mit der HT-Reaktor- 
technologie - in ein paar Jahren 
auf den chinesischen Markt drän- 
gen, um ihre eigenen Reaktoren 
zu verkaufen. 


Die deutsche Industrie 
sollte nicht abwarten 


Die deutsch-chinesische Koopera- 
tion auf dem Gebiet der Atom- 
energie umfaßt den Bau von Pro- 
duktionsanlagen für die neue Ge- 
neration der sehr sicheren 
Behälter für verbrauchte Brenn- 
elemente in China. Das wird nicht 
nur die Entsorgung in den chine- 
sischen Kraftwerken erleichtern, 
sondern der ganze wachsende 
Atomkraftwerks-Markt in Asien 
kann damit versorgt werden. Die 
Aussichten auf diesem Gebiet 
sind gut, weil Deutschland in der 
Technologie von Nuklearabfall- 
entsorgung immer noch weltweit 
führend ist. 


Gerade angesichts des Zustands 
des chinesischen Eisenbahnsy- 
stems sind die sieben in Bonn un- 
terzeichneten Verträge besonders 
wichtig. Laut einer Vereinbarung 
wird eine gemeinsame Kontroll- 
kommission von Regierung und 
Industrie beider Länder gebildet, 
in der Vorschläge für einen um- 
fassenden Ausbau der Verkehrs- 
und Kommunikationsinfrastruktur 
in den Küstengebieten Chinas 
ausgearbeitet werden. Horst Telt- 
schik, Vorstandsmitglied von 
BMW und Kohls ehemaliger 
außenpolitischer Berater, wird zu- 
sammen mit dem chinesischen 
stellvertretenden Planungschef Ye 
Qing den Vorsitz führen. 


Teltschik sagte, daß in den näch- 
sten 18 Monaten einige Projekte 
ins Auge gefaßt würden: 


Eine 2000 Kilometer lange Eisen- 
bahn- und Fährverbindung zwi- 
schen dem Hafen Dalian in Nord- 
china und Schanghai, die später 
bis in die südliche Provinz der In- 
sel Hainan erweitert würde; eine 


Chinas Premierminister Li Peng und Bundeskanzler Helmut Kohl in 
Bonn am 4. Juli 1994. 


600 Kilometer lange Eisenbahn- 
verbindung von den Kohlefeldern 
südlich von Peking bis nach 
Huanghua; ein neuer internationa- 
ler Flughafen in der Wirtschafts- 
zone Pudong in der Nähe von 
Schanghai. 


Die Chancen 
stehen gut 


Laut einer anderen Vereinbarung 
wird eine deutsch-chinesische Ei- 
senbahnkommission geschaffen, 
die neben dem Bau und der 
Modernisierung weiterer Eisen- 
bahnliniien an dem Projekt 
für eine Hochgeschwindigkeits- 
Eisenbahnlinie von Peking nach 
Schanghai und an gemeinsamen 
Projekten für den Bau von Eisen- 
bahnmaterial und Maschinen ar- 
beiten wird. 


Neben der Perspektive, daß in der 
deutschen Eisenbahnindustrie - 
insbesondere für die mitteldeut- 
sche DWA - viele neue Arbeits- 
plätze geschaffen werden, öffnet 
die Vereinbarung nicht nur die 
Tür für den Export des deutschen 
Hochgeschwindigkeitszugs ICE, 
sondern auch für den Transrapid - 
die modernste Technologie, in der 
magnetische Schwebeeinrichtun- 
gen zum Einsatz kommen. 


Sprechern der Thyssen Industrie 
AG, dem Produzenten der Schwe- 
bebahnen, zufolge stehen die 
Chancen gut, daß diese Technolo- 
gie auf künftigen Eisenbahnlinien 
in China eingesetzt wird. Die Chi- 
nesen haben bereits ihr Interesse 
daran signalisiert, doch dieses In- 
teresse wäre noch größer, wenn es 
eine Frachtversion des Transrapid 
gäbe. Im Hinblick auf die enor- 
men Distanzen in China, die sich 
für den Transport von Massengü- 
tern manchmal auf Tausende von 
Kilometern belaufen, wäre diese 
Technologie eine optimale Lö- 
sung. 


Viele Verträge mit 
Hermes-Bürgschaften 


Die bis zum jetzigen Zeitpunkt 
geschlossenen Verträge mit einem 
Volumen von sechs Milliarden 
DM sind weitaus generöser als die 
Verträge, die die Bonner Regie- 
rung mit Rußland und osteuropäi- 
schen Ländern geschlossen hat. 
Viele der Verträge mit China sind 
mit den begehrten Hermes-Ex- 
portkreditgarantien ausgestattet, 
und es gibt Pläne, dies über eine 
Vereinbarung zwischen der deut- 
schen Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau und der Bank von China 
auch auf billigere Kredite auszu- 


weiten. Dies ist eine strategische 
politische Entscheidung auf dem 
Gebiet der Finanzkredite für Ge- 
schäfte mit China, die in der Zu- 
sammenarbeit mit Rußland und 
Osteuropa schon längst überfällig 
ist. Das geeignetste Mittel für die- 
sen Zweck wäre die Einrichtung 
einer Investmentbank, die nach 
neuen Prinzipien arbeitet, um die 
größeren Infrastruktur- und Indu- 
strieprojekte im Osten und in 
Fernost mit langfristigen Krediten 
zu niedrigen Zinssätzen zu finan- 
zieren. 


Wenn die geplanten deutsch-chi- 
nesischen Projekte dazu führen 
werden, eine große Zahl von 
Facharbeitsplätzen und angemes- 
sen bezahlten Arbeitsplätzen in 
China zu schaffen, sind die jetzi- 
gen Vereinbarungen ein willkom- 
menes Zeichen. Wenn die Produk- 
tionskapazitäten in China weiter- 
entwickelt und in eine stabilere 
Richtung gelenkt werden, als das 
jetzt mit den unausgewogenen be- 
sonderen Wirtschaftszonen ge- 
schieht, so daß die wirtschaftliche 
Entwicklung tatsächlich der chi- 
nesischen Bevölkerung zugute 
kommt, dann werden wir auch ei- 
ne Verbesserung der Bedingungen 
für die Menschenrechte für 
Chinas Bürger erleben. 


Dies würde auch mit den Vorstel- 
lungen übereinstimmen, die der 
große chinesische Reformer Sun 
Yat-sen zu Beginn des Jahrhun- 
derts zum Ausdruck brachte, be- 
vor durch die Intrigen der Briten 
der Weg dafür geebnet wurde, 
daß Mao Zedong und die Kom- 
munisten die Macht ergreifen 
konnten. oO 
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ee ee ee Ben in oe, er 
Deutschland- 


Journal 


Deutscher 
Ostasienhandel 
stark steigend 


Der Handel Deutschlands mit 
Ostasien gewinnt immer mehr an 
Bedeutung. Zwischen 1983 und 
1993 verdreifachten sich die Ex- 
porte in die ostasiatischen Länder 
fast von 55 auf 144,9 Milliarden 
Mark. Die gesamten Ausfuhren 
Deutschlands stiegen dagegen le- 
diglich um knapp 40 Prozent auf 
1148,8 Milliarden Mark. Der An- 
teil der Exporte nach Ostasien an 
der deutschen Gesamtausfuhr hat 
sich damit im gleichen Zeitraum 
von 5,1 auf 9,9 Prozent erhöht. 


Wichtigster deutscher Partner im 
Handel mit Ostasien ist nach An- 
gaben der Dresdner Bank nach 
wie vor Japan. Auf dieses Land 
entfällt gut ein gesamtes Drittel 
des Handels mit dieser Region. 
Stark steigend ist auch der Handel 
mit China. Die deutschen Ausfuh- 
ren dorthin wuchsen von 2,8 auf 
9,6 Milliarden Mark. Allein 1993 
wurde eine Steigerung um 68,4 
Prozent erzielt. Stärker nahmen 
die Importe aus China zu, die sich 
zwischen 1983 und 1993 von 
zwei auf 13,8 Milliarden Mark 
fast versiebenfachten. 


Diese erfreuliche Entwicklung 
könne aber nicht darüber hinweg- 
täuschen, daß Deutschland als In- 
vestorland in dieser Region weit 
abgeschlagen einen der hinteren 
Plätze belege, betonte die Dresd- 
ner Bank. So seien 1993 nur 4,4 
Prozent aller deutschen Netto-Di- 
rektinvestitionen im Ausland in 
die asiatisch-pazifischen Länder 
geflossen. 


Besorgniser- 
regender Anstieg 
des Drogen- 
schmuggels 


Der Schmuggel harter Drogen 
über die deutsch-niederländische 
Grenze hat in den ersten sechs 
Monaten 1994 „eklatant“ zuge- 
nommen. So wurden vom Bun- 
desgrenzschutz (BGS), der Bahn- 
polizei und dem Zoll insgesamt 
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38,1 Kilo Heroin sichergestellt. 
Dies sind 520,6 Prozent mehr als 
im gleichen Vorjahreszeitraum, 
wie der Präsident der Oberfinanz- 
direktion Düsseldorf, Peter Mey- 
er, mitteilte. 


Bei Kokain liegt die Steigerungs- 
rate bei 144,6 Prozent auf 12,8 
Kilo, bei Marihuana bei 111,0 
Prozent auf 26,3 Kilo und bei 
Amphetaminen bei 72,2 Prozent 
auf fünf Kilo. Rückläufig war der 
Schmuggel von LSD-Trips, der 
um 37,9 Prozent auf 2415 Stück 
abnahm, sowie bei Haschisch. 
Von dieser Droge wurden mit 
232,6 Kilo 36,6 Prozent weniger 
sichergestellt als im ersten Halb- 
jahr 1993. Berücksichtigt man 
noch die bei Postsendungen ge- 
fundenen Drogen, dann haben die 
Ermittlungsbeamten insgesamt 
65,9 Kilo Heroin, 21,2 Kilo Ko- 
kain, sechs Kilo Amphetamine, 
2508 LSD-Trips sowie 480,6 Kilo 
Haschisch und 545,4 Kilo Mari- 
huana gefunden. 


Meyer begründete den deutlich 
zunehmenden Schmuggelverkehr 
zwischen den Niederlanden und 
Deutschland mit dem Wegfall der 
Grenzkontrollen seit Einführung 
des Europäischen Binnenmarktes. 
Seitdem wird von den professio- 
nellen Rauschgiftkurieren nicht 
mehr gramm-, sondern direkt ki- 
loweise geschmuggelt. Die Zahl 
der Beschuldigten nahm um 23,6 
Prozent auf 2121 Personen zu, 
liegt aber noch immer deutlich 
niedriger als vor Wegfall der 
Grenzkontrollen 1992, als in den 
ersten sechs Monaten 2747 Perso- 
nen aufgegriffen werden konnten. 
Insgesamt wurde gegen 235 Per- 
sonen Haftbefehl erlassen. Dies 
sind 15,2 Prozent mehr als ein 
Jahr zuvor. Nur durch die Auswei- 
tung der Dienststunden auch auf 
den Abend und die Wochenenden 
konnten diese Erfolge erzielt wer- 
den. 


Als besorgniserregend bezeichnet 
Meyer die Zunahme der Gewalt- 
bereitschaft. Immer häufiger führ- 
ten die Rauschgifttäter feuerberei- 
te Waffen und sogar Sprengmittel 
mit sich. Von Januar bis Juni wur- 
den insgesamt sechs Langwaffen, 
22 Kurzwaffen, 14 verbotene Ge- 
genstände und 484 Schuß Muniti- 
on sichergestellt. Nur der umfas- 
senden Ausbildung und der Um- 
sicht der Beamten sei es zu 
verdanken, daß es bislang noch zu 
keinerlei Zwischenfällen kam. 


Meyer betonte, daß die Ermitt- 


lungsbeamten ungeachtet des Ur- 
teils des Bundesverfassungsge- 
richts, das den gelegentlichen Ei- 
genverbrauch kleiner Mengen von 
Haschisch und Marihuana für 
straffrei erklärte, auch weiterhin 
alle aufgefundenen Mengen 
Rauschgift sicherstellen. Sie seien 
nämlich an das geltende Recht ge- 
bunden, wonach Rauschgifte nach 
wie vor verboten sind und ihre 
Einfuhr illegal ist. Alles Weitere 
werde dann von der Staatsanwalt- 
schaft veranlaßt. 


Weiterhin großes 
Interesse an 
Investmentfonds 


Ungeachtet der Turbulenzen an 
den Kapitalmärkten ist das Inter- 
esse an Investmentfonds nach wie 
vor sehr groß. So flossen im er- 
sten Halbjahr 1994 insgesamt 
23,2 Milliarden Mark in die dem 
Bundesverband Deutscher Invest- 
ment-Gesellschaften (BVI) ange- 
schlossenen Fonds. Mehr als die 
Hälfte davon wurde in den Akti- 
enfonds angelegt. Zur Jahresmitte 
verwaltete der BVI 717 Invest- 
mentfonds mit einem Vermögen 
von 319,1 Milliarden Mark. 


IKB erwartet 
starken Export- 
Anstieg 

Einen starken Anstieg der deut- 
schen Exporte erwarten die Analy- 
sten der Deutschen Industriebank 
(IKB) für 1994. Gegenüber 1993 
werde es einen Zuwachs von „min- 
destens fünf Prozent“ geben. Neben 
der auch weiterhin starken Nachfra- 
ge aus den USA, Japan, Südostasi- 
en und Mittelosteuropa würden jetzt 
aber auch verstärkt deutsche Waren 


aus den europäischen Nachbarlän- 
dern bestellt. 


IKB: Skepsis für 
verbrauchsnahe 
Branchen 


Die Aussichten für die verbrauchs- 
nahen Branchen sind nach An- 
sicht der Deutschen Industriebank 
(IKB) für das zweite Halbjahr 
1994 eher verhalten. Die sich aus 
den Rückgängen der Realeinkom- 
men ergebenden Belastungen 
würden sich durch Einschnitte 
beim Urlaubs- und Weihnachts- 
geld nämlich weiter verschärfen, 


heißt es in einer von der IKB in 
Düsseldorf veröffentlichten Bran- 
chenanalyse. 


Insgesamt ist die Nettoproduktion 
in den ersten fünf Monaten 1994 
gegenüber dem gleichen Vorjah- 
reszeitraum nach Angaben der 
Bank um 1,6 Prozent gestiegen, 
nachdem sie 1993 noch um etwa 
sieben Prozent rückläufig war. 
Ein Wachstum habe es dabei in 
der Eisenschaffenden Industrie 
mit 10,8 Prozent, in der Grund- 
stoff- und Produktionsgüterindu- 
strie mit 5,4 Prozent, beim Bau 
mit 2,4 Prozent und im Nahrungs- 
und Genußmittelgewerbe mit 1,6 
Prozent gegeben. Rückläufig wa- 
ren dagegen der Stahl- und 
Leichtmetallbau mit 9,1 Prozent, 
die Verbrauchsgüterindustrie mit 
2,1 Prozent und der Maschinen- 
bau mit 1,8 Prozent. 


Personalkosten 
treiben die 
Pflegesätze hoch 


Personalkosten sind der Hauptbe- 
lastungsfaktor bei den Pflegesät- 
zen in den Altenheimen. Derzeit 
kostet die Betreuung eines 
Schwerpflegebedürftigen im 
Durchschnitt 145 Mark pro Tag. 
Bei modernen Pflegeheimen sind 
aber Tagessätze von über 180 
Mark keine Seltenheit, wie der 
Landschaftsverband Rheinland 
{LVR) in Köln mitteilte. Der LVR 
ist Deutschlands größter Sozial- 
hilfeträger für die Versorgung 
Pflegebedürftiger und Behinderter 
in Heimen. 


In einer Modellrechnung schlüs- 
selte der Verband den Tagessatz 
von 179,89 Mark für ein 1994 
eröffnetes Pflegeheim auf. Da- 
nach belaufen sich die gesamten 
Personalkosten je Pflegebedürfti- 
gen auf 126,25 Mark pro Tag. Der 
größte Teil entfällt dabei mit 
92,06 Mark auf die Pflege und 
Betreuung. Für Küche, Wäsche- 
rei, Hauswirtschaft und Hausmei- 
ster sind 24,93 Mark fällig und für 
die Leitung und Verwaltung 9,26 
Mark. 


Zweitgrößter Kostenfaktor sind 
nach Angaben des Verbandes die 
Gebäude-Aufwendungen von 
34,43 Mark je Heimbewohner. 
Weit abgeschlagen liegen die 
Sachkosten mit 19,21 Mark. Die- 
se setzen sich aus 8,01 Mark für 
Lebensmittel, 6,06 für Wasser und 
Energie, 1,58 Mark für medizini- 


sche Pflege- und Betreuungsbe- 
darf sowie 1,39 Mark für Wirt- 
schaftsbedarf und 2,17 Mark für 
sonstiges zusammen. 


470 Verstöße 
gegen Jugosla- 
wien-Embargo 


Das 1992 gegen Serbien und 
Montenegro verhängte internatio- 
nale Handelsembargo wird von 
gewissenlosen Geschäftemachern 
häufig mißachtet. Bis Juli 1994 
zählte das für das gesamte Bun- 
desgebiet zuständige Zollkrimi- 
nalamt (ZKA) Köln insgesamt 
470 Verstöße. 


Den Großteil dieser Verstöße 
stellten allerdings Busfahrten, von 
denen 215 nach Serbien oder 
Montenegro führten. Gegen das 
Einfuhrverbot wurde 133mal und 
gegen das Ausfuhrverbot 102mal 
verstoßen. Darüber hinaus wurden 
auch mehrere illegale Zahlungen 
und Durchführen entdeckt. 


Die bislang härteste Strafe wurde 
nach Angaben Bierls in dieser 
Woche mit fünfeinhalb Jahren Ge- 
fängnis ohne Bewährung gegen 
einen Saarbrücker Importeur ver- 
hängt. Dieser hatte über einen län- 
geren Zeitraum und mit erhebli- 
cher krimineller Energie mehrere 
Tonnen Himbeeren aus Restjugo- 
slawien in die Bundesrepublik im- 
portiert. 


Anlegerschutz 
gestärkt 


Ein aufsehenerregendes Urteil, 
dessen Auswirkungen erst in den 
vergangenen Wochen richtig klar 
wurden, hat der Bundesgerichts- 
hof (BGH) unter dem Aktenzei- 
chen XI ZR 31/93 gefällt. 


Danach sind die Banken für Ver- 
luste aus den in den vergangenen 
Jahren in immer komplizierteren 
Variationen auf den Markt gewor- 
fenen Optionsscheinkonstruktio- 
nen haftbar, sofern sie ihre Kun- 
den nicht ausdrücklich und in 
schriftlicher Form auf das beson- 
ders hohe Risiko einer derartigen 
Geldanlage, oder besser gesagt 
Spekulation, aufmerksam ge- 
macht haben. Und dieses ist in der 
Vergangenheit praktisch nie ge- 
schehen. 


Nach Ansicht des Senats sind die 


Geschäfte mit sogenannten „Co- 
vered Warrants“, „Naked War- 
rants“, „Baskets“, „Hamsteropti- 
onsscheinen“, „Zinscalls‘“, „Zins- 
puts“ und wie sie alle heißen 
Termingeschäfte. Das bedeutet, 
daß die Kunden über die Risiken 
solcher Optionsscheine genauso 
aufgeklärt werden müssen, wie 
dies auch bei Geschäften an der 
Deutschen Terminbörse (DTB) 
vorgeschrieben ist. Wert dort han- 
deln will, muß ein Formblatt un- 
terschreiben, das auf die sehr ho- 
hen Risiken hinweist. 


Geschieht dies nicht, kann der 
Kunde diese Geschäfte anfechten 
und die ihm entstandenen Verluste 
inklusive Zinsen zurückfordern. 
Der Clou: Hat der Kunde mit eini- 
gen Geschäften Gewinn gemacht, 
so werden diese nicht mit den 
Verlusten verrechnet! 


Die Möglichkeit, sich diese Verlu- 
ste zurückzuholen, gilt allerdings 
nur für die „Innovationen“ der 
vergangenen Jahre. Die klassi- 
schen Optionsscheine sind hier- 
von ausgeschlossen. Bei dieser 
klassischen Variante begibt ein an 
der Börse notiertes Unternehmen 
eine niedrig verzinsliche Anleihe 
und stattet diese mit einem An- 
reiz, dem Optionsschein, aus, mit 
dem der Anleger bei steigenden 
Aktienkursen verdient und damit 
den niedrigen Zinssatz oftmals 
mehr als wettmachen kann. 


Um sich die verlorenen Gelder 
zurückzuholen, müssen allerdings 
einige Voraussetzungen erfüllt 
sein. So darf der Anleger kein 
Vollkaufmann sein, die Geldan- 
lage nicht als Beruf betreiben und 
außerdem das Formblatt nicht un- 
terschrieben haben. Manche auf 
diesem Gebiet spezialisierten An- 
wälte, wie etwa der Tübinger An- 
walt Andreas Tilp, vertreten dar- 
über hinaus die Ansicht, daß je- 
dem Geschäft eine qualifizierte 
Beratung mit entsprechendem Ri- 
sikohinweis vorausgegangen sein 
muß, und will gerichtlich über- 
prüfen lassen, inwieweit das 
Formblatt der Banken überhaupt 
den rechtlichen Erfordernissen 
zur Aufklärung über die Risiken 
entspricht! Sind die obigen Vor- 
aussetzungen nicht erfüllt, ist der 
Kauf, sofern er vom Kunden be- 
anstandet wird, unwirksam! 


In den achtziger Jahren wurden 
vor allem die sogenannten „Co- 
vered Warrants“ eingeführt. Ein 
Unternehmen begab Options- 
scheine für Aktien eines anderen 


Unternehmens und verpflichtete 
sich, diese Optionsscheine, sofern 
vom Kunden gewünscht, in eige- 
ne Aktien einzutauschen. Dies ge- 
schah natürlich nur dann, wenn 
der Warrant-Kurs zuzüglich des 
Bezugskurses der Aktie niedriger 
war als der Kurswert ebendieser 
Aktie. 


Als die Börse Mitte der 80er Jahre 
haussierte, wurden mit diesen 
Scheinen Millionen und Abermil- 
lionen verdient. Der erste Ein- 
bruch kam beim Börsencrash 
1987, da die „Covered Warrants“ 
durch ihre extreme Hebelwirkung 
sich oftmals zehntelten. Die Kur- 
se der betreffenden Aktien fielen 
dagegen oftmals „nur“ um 10 bis 
20 Prozent. Durch die oftmals 
kurze Laufzeit dieser Scheine 
konnten sich viele Warrants bis 
zum Ende ihrer Laufzeit nicht er- 
holen und wurden dann letztend- 
lich wertlos. Hierbei verloren be- 
sonders viele Kleinanleger, die die 
hohen Gewinnchancen den Ver- 
stand verlieren ließ, oftmals den 
Großteil ihres Geldes. 


Tilp wie auch andere Rechtsan- 
wälte und inzwischen auch viele 
Börsenmagazine raten den Kun- 
den, sich an die Banken zu wen- 
den und die Rückerstattung ihrer 
Verluste zu verlangen. Sollten sich 
die Banken weigern, so sollte der 
Gang vor die Gerichte erfolgen. 
Tilp verweist aber darauf, daß sich 
die Banken in allen Fällen, in de- 
nen er geprellte Kunden vertrat, 
verglichen und keine einzige den 
Gang vors Gericht wagte. 


Sollte es aber doch zu Klagen 
kommen - einige Banken haben 
schon angekündigt, sich „so ein- 
fach“ nicht mit dem BGH-Urteil 
abfinden zu wollen -, dann könnte 
es für die Banken unter Umstän- 
den noch ein zweites böses Erwa- 


chen geben. Gegebenenfalls ist 
dann nämlich noch ein Schadens- 
ersatz wegen unterlassener Auf- 
klärung möglich. 


Drei Punkte sollten allerdings 
nicht unbeachtet gelassen werden. 
Sicher ist nämlich, daß die Ban- 
ken jemandem, der Verluste auf 
diese Art wieder reinholen will, 
sofort die Kontoverbindung auf- 
kündigen werden. In ihren „Allge- 
meinen Geschäftsbedingungen“ 
(AGB) steht nämlich die Klausel, 
daß die Geschäftsverbindung auf- 
gekündigt werden kann, wenn das 
Vertrauensverhältnis zerbrochen 
ist. 


Darüber hinaus könnte es soweit 
kommen, daß Anleger, die ihre 
Orders bislang telefonisch durch- 
gaben, nunmehr auf einmal per- 
sönlich zur Unterschriftsleistung 
bei ihrer Bank vorbeikommen 
müssen oder dies gegebenenfalls 
per Fax erledigen müssen. Da- 
durch könnte das schnelle Han- 
deln, das an der Börse oftmals das 
A und © ist, nicht mehr möglich 
sein. 


Leider sind viele Anleger nicht im- 
mer steuerehrlich. Viele spekulie- 
ren sogar mit Hunderttausenden 
von Mark, reichen dem Finanzamt 
aber nur Zinseinnahmen von weni- 
gen hundert Mark und lassen die 
Spekulationsgewinne ganz unter 
den Tisch fallen. Klagen sie nun 
aber, müssen sie sich darauf gefaßt 
machen, daß das Finanzamt dem 
Prozeß beiwohnt und sich fein säu- 
berlich Namen und die Schadens- 
höhe notiert. Macht einer 200 000 
Mark geltend, gibt aber nur 200 
Mark Zinseinnahmen an, dann soll- 
te er sich schon darauf gefaßt ma- 
chen, Besuch von der Steuerfahn- 
dung zu bekommen. Allerdings hat 
er es dann auch nicht anders ver- 
dient. DO 
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Deutschland 


Bill Clinton 
für eine neue 
Partnerschaft 


Peter Blackwood 


US-Präsident Bill Clinton hat eine neue Partnerschaft mit Deutsch- 
land geschaffen, die nach Osteuropa und Rußland orientiert ist, 
und hat mit der „besonderen Beziehung“ zu Großbritannien ge- 
brochen, die die amerikanische Politik mit verheerenden Folgen fast 
ein halbes Jahrhundert lang beherrscht hatte. Clintons formale 
Ankündigung, daß er die alte besondere Beziehung begraben wer- 
de, kam während der letzten Etappe seiner Europareise, die ihn von 
Riga nach Warschau, dann zum G7-Gipfel der Industrienationen 
in Neapel und anschließend nach Bonn und Berlin führte. 


„Die Beziehungen zwischen 
Deutschland und Amerika in den 
letzten Jahrzehnten sind wirklich 
einzigartig in der Geschichte“, 
meinte Clinton auf einer Presse- 
konferenz nach seinem Treffen 
mit Bundeskanzler Helmut Kohl. 
„Der Kanzler und ich haben beide 
unsere Ämter zu einem Zeitpunkt 
einer historischen Gelegenheit in- 
ne. Die Mauern zwischen Län- 
dern fallen, Brücken zwischen 
Ländern werden gebaut. Die Inte- 
gration Europas, die von den Ver- 
einigten Staaten sehr stark unter- 
stützt wird, ist im Gange.“ 


Berlin statt 
London? 


Clinton betonte, daß die Bindun- 
gen zwischen Deutschland und 
den Vereinigten Staaten noch stär- 
ker werden, wenn die beiden Län- 
der zusammenarbeiten, um die 
neuen unabhängigen Staaten von 
Osteuropa in das Europa als 
Ganzes zu integrieren. Um die 
Aufgaben zu erfüllen, die in dem 
G7-Treffen dargelegt wurden, so 
sagte er in seinen Diskussionen 
mit Kohl, „muß die deutsch-ame- 
rikanische Partnerschaft aufrecht- 
erhalten und gestärkt werden, und 
ich bin sicher, daß dies der Fall 
sein wird“. 


Indem er sich mit einem wieder- 
vereinigten Deutschland verbün- 
det und durch seine entschiedene 
Unterstützung des Delors-Plans 
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über die Infrastruktur-Er- 
schließung, vor allem Eisenbah- 
nen, die bis nach Mittel- und Ost- 
europa reichen sollen, greift Clin- 
ton die Politik auf, die schon seit 
1989 - dem Fall der Berliner Mau- 
er - die amerikanische Politik hät- 
te sein sollen, und versucht sie 
voranzutreiben. 


Besondere Beziehungen 
sind vorüber 


Ein britischer Reporter stellte 
Clinton hinsichtlich der „besonde- 
ren Beziehungen“ zum Vereinig- 
ten Königreich zur Rede. 
„Welches Land wird für Sie in 
der Zukunft der wichtigste Ge- 
sprächspartner sein?“ 


Clinton antwortete gewandt, daß 
er sich nicht zwischen den beiden 
entscheiden könne, denn die Ge- 
schichte sei so unterschiedlich. 
„Auch wenn wir mit den Briten in 
zwei Kriegen gekämpft haben“, 
sagte er, sei diese Beziehung ein- 
zigartig. Was Deutschland betref- 
fe, so habe diese Beziehung „ihre 
Wurzeln in dem Strom der Ein- 
wanderung, der 200 Jahre zurück- 
geht“, sagte der Präsident. „Doch 
das, was wir seit dem Zweiten 
Weltkrieg geteilt haben, ist er- 
staunlich, denke ich.“ Und jetzt, 
fuhr er fort, sei die Partnerschaft 
einzigartig, weil viele der Heraus- 
forderungen die Gebiete östlich 
von Deutschland beträfen. „Was 
werden wir in Mittel- und Osteu- 


ropa tun? Wie werden unsere neu- 
en Beziehungen zu Rußland aus- 
sehen?“ 


„0“, erklärte Clinton, „haben die 
Vereinigten Staaten und Deutsch- 
land in gewisser Art und Weise 
ein unmittelbareres und greifbare- 
res Interesse an diesen Themen, 
sogar mehr noch als unsere ande- 
ren Freunde in Europa. Und so hat 
die Geschichte uns diese Karte in 
die Hände gespielt, und ich denke, 
sie ist eine sehr gute Karte.“ 


Ein paar Stunden später festigte 
Clinton die Unabhängigkeit der 
neuen Allianz von der alten „be- 
sonderen Beziehung“ symbolisch, 
indem er Kohl ein Originalexem- 
plar der ersten deutschsprachigen 
Ausgabe der Unabhängigkeitser- 
klärung überreichte, die in Penn- 
sylvania unmittelbar nach dem 4. 
Juli 1776 veröffentlicht worden 
war. Durch diesen Akt erinnerte 
Clinton stillschweigend an die 
Rolle der deutschen Kolonisten, 
die im amerikanischen Unabhän- 
gigkeitskrieg gegen Großbritanni- 
en eine so wichtige Rolle gespielt 
haben. 


Die Entwicklung 


- Im Osten 


Am nächsten Tag, dem 12. Juli, 
traf Clinton vor seiner Rede am 
Brandenburger Tor mit Kohl und 
dem Präsidenten der Europäi- 
schen Kommission, Jacques 
Delors, in einer Versammlung im 
Reichstag zusammen. Dieses 
Treffen wurde von manchen als 
wichtiger angesehen als der G7- 
Gipfel in Neapel. Es war auch ein 
Schlag ins Gesicht der Briten, da 
Delors von diesen und insbeson- 
dere von den Finanzkreisen der 
City of London wegen seiner „di- 
rigistischen“ Vorschläge hart an- 
gegriffen worden war. 


Auf einer gemeinsamen Presse- 
konferenz nach ihrem Treffen be- 
glückwünschte Clinton Delors zu 
dessen „Weißpapier“ über Ar- 
beitsplätze und Wachstum. Das 
Weißpapier, das von den Staats- 
chefs der Mitgliedsländer der Eu- 
ropäischen Union auf deren Gip- 
fel in Korfu am 25. Juni ange- 
nommen worden war, umfaßt elf 
große, europaweite Infrastruktur- 
projekte, einschließlich Eisen- 
bahnprojekte. 


„Es gibt eine Menge Leute, die 
wirklich glauben, daß der Fähig- 
keit wohlhabender Länder, Ar- 


beitsplätze und Einkommen zu er- 
zeugen, Grenzen gesetzt sind, 
während wir uns auf das 21. Jahr- 
hundert zu bewegen und es so viel 
weltweiten Wettbewerb gibt“, sag- 
te Clinton. „Ich glaube das nicht.“ 


Enge Zusammenarbeit 
zwischen EU und USA 


Einige interpretierten dies als 
Antwort auf die idiotische Theo- 
rie, die in den Vereinigten Staaten 
und in der Federal Reserve Bank 
über die „natürliche Stufe der Ar- 
beitslosigkeit“ kursiert - die Stufe, 
unter die die Arbeitslosigkeit 
nicht fallen könne - und die in den 
Vereinigten Staaten jetzt bei sechs 
Prozent liegen soll. 


Clinton sagte, eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen den Vereinig- 
ten Staaten und der EU sei für das 
21. Jahrhundert entscheidend, ins- 
besondere im Hinblick auf die 
Entwicklungsaufgaben für die 
Wirtschaft und die Gesellschaft 
im ehemaligen Ostblock. Sowohl 
Clinton als auch Delors meinten, 
daß eine gemeinsame permanente 
Kommission aus den Vereinigten 
Staaten, Deutschland und der EU 
eingerichtet werden würde, die 
sich um die „sich verstärkenden 
Beziehungen zu den mittel- und 
osteuropäischen Staaten“ küm- 
mern werde. Eine zweite Kom- 
mission wird die Bemühungen 
um die Bekämpfung des Drogen- 
handels und des organisierten 
Verbrechens koordinieren. 


Der Boden für das, was ın 
Deutschland passierte, war auf 
dem Gipfeltreffen in Neapel be- 
reitet worden, und zwar sowohl in 
den Wirtschaftsdiskussionen, die 
am 9. Juli stattfanden, als auch 
auf den erweiterten G8-Treffen 
am nächsten Tag. An den Diskus- 
sionen habe auch der russische 
Präsident Boris Jelzin als „voller 
Partner“, so Clinton wörtlich, teil- 
enommen. Danach traf sich 
Clinton ı fit Jelzin‘ zu einem Bila- 
teralen Gespräch. ‘Anschließend 
verkündete Clinton, daß Jelzin am 
27. und 28. September nach Wa- 
shington kommen werde. 


Während die Medien den Gipfel 
fast geschlossen fälschlicherweise 
als diplomatischen Fehlschlag 
darstellten, vermittelte Präsident 
Clintons Beurteilung ein ganz an- 
deres Bild von den Treffen. Im 
Gegensatz zu den meisten frühe- 
ren G7-Treffen, bei denen die Be- 
tonung auf Währungsstabilität, 


US-Präsident Bill Clinton bei 
Helmut Kohl. Die besonderen 
Beziehungen zu Britannien sind 
vorüber, der neue Partner heißt 
Deutschland. 


Haushaltskürzungen und Spar- 
maßnahmen lag, wurde auf dem 
Gipfel in Neapel die Notwendig- 
keit der Schaffung von Arbeits- 
plätzen und das Wirtschafts- 
wachstum betont. 


Das vom italienischen Premiermi- 
nister Silvio Berlusconi vorgetra- 
gene Abschlußkommunique& wies 
zwar eine Vielzahl von Themen 
auf, über die Übereinstimmung 
herrschte, doch es wurde darin 
auch das Problem der Arbeitslo- 
sigkeit hervorgehoben und erklärt, 
sie sei viel zu hoch und 24 Millio- 
nen Arbeitslose in den G7-Län- 
dern sei „eine unakzeptable Ver- 
geudung“. Clinton meinte, der 
Gipfel sei „in einer Atmosphäre 
von viel größerem Optimismus“ 
als frühere Treffen eröffnet wor- 
den und daß früheren Gipfeln 
nachgesagt werde, daß „man zwar 
zusammengekommen ist, aber 
nicht viel erreicht wurde“. 


„Während eine alte Welt einer 


neuen weicht“, fuhr Clinton fort, 
„liegt es an den führenden Wirt- 
schaftsmächten, unsere gemeinsa- 
men Bemühungen und die Institu- 
tionen, durch die wir diese 
Bemühungen verwirklichen, 
einschließlich der G7, zu erneuern 
und wiederzubeleben, so daß die 
Weltwirtschaft für die Menschen 
funktioniert, die wir repräsentie- 
ren.“ 


Die Welt in 
zwanzig Jahren 


Clinton sagte, er sei beeindruckt 
von dem Ausmaß, in dem das 
Vorstellungsvermögen und die 
Ziele der Vereinigten Staaten von 
seinen Partnern geteilt würden. Er 
beschrieb den Reportern „eine er- 
staunliche Unterhaltung“ der Art, 
wie er sie nie zuvor mit den Welt- 
führern geführt habe und in der 
sie diskutiert hätten, ob es eine 
nachweisbare Beziehung zwi- 
schen ihrer Arbeitslosenquote und 
ihrer Investitionspolitik gebe und 
was die Unterschiede seien. „Das 
ist beispiellos“, sagte Clinton. 
„Die Länder sind nicht daran ge- 
wöhnt, so etwas zu tun. ... Unter 
den Ländern dieser Erde ist so et- 
was zuvor noch nie passiert.“ 


Der Präsident sagte auch, es sei 
sehr wichtig, daß beim nächsten 
Gipfel in Halifax besprochen wer- 
de, „wie die Welt in zwanzig Jah- 
ren aussehen soll und welche in- 
stitutionellen Veränderungen vor- 
genommen werden müssen, um 
dorthin zu gelangen. ... Ich hätte 
mir nicht vorstellen können, daß 
wir auch nur eine begrenzte Eini- 
gung untereinander erzielen, und 
nun stellt sich heraus, daß alle 
ebenfalls darüber besorgt waren.“ 


Das „Mutterland“ 
reagiert 


Auch wenn in den amerikani- 
schen Medien von den meisten 
dieser bedeutsamen Ereignisse 
nichts berichtet wurde, hat die bri- 
tische Presse doch schnell rea- 
giert. Ein britischer Reporter auf 
Clintons Pressekonferenz in Bonn 
sagte zu seinen Reporterkollegen, 
daß Clinton „die besondere Bezie- 
hung gerade zerstört“ habe. Der 
Journalist sagte, er rechne mit Pa- 
nik unter den geopolitischen Stra- 
tegen in London, weil Clinton klar 
seinen Wunsch zum Ausdruck ge- 
bracht habe, „die Nabelschnur 
zum Mutterland zu durchtren- 
nen“. 


ei tr 


„USA bricht ‘besondere Verbin- 
dung’ zu den Briten ab - Clinton 
wendet den Blick nach Deutsch- 
land“, lautete am nächsten Tag die 
Schlagzeile im Londoner „Guar- 
dian“. „Die Verbindungen zu 
Großbritannien sind nicht mehr so 
wichtig“, trompetete der „Daily 
Express“. „Clinton beendet die 
Affäre mit Großbritannien“, sagte 
der „Glasgow Herald“. Der „Gu- 
ardian“ fing das Ereignis recht 
treffend ein: 


„Präsident Clinton hat gestern die 
“besondere Beziehung’ der Verei- 
nigten Staaten zu Großbritannien 
effektiv beendet und statt dessen 
Deutschland bei der Schaffung ei- 
nes vereinten Europa vom Atlan- 
tik bis zum Ural eine einzigartige 
Partnerschaft mit der führenden 
Weltmacht angeboten. ... Präsi- 
dent Clinton reduzierte die beson- 
dere Beziehung der USA zu 
Großbritannien am ersten Tag sei- 
nes offiziellen, zweitägigen Be- 
suchs in Deutschland auf eine rein 
sentimentale Verbindung zu dem 
Mutterland.“ D 
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Standort Deutschland 


Ein klares 
Nein zur 
Energiesteuer 


Vorschläge und Pläne, mit Steuern und Abgaben Umweltbelastun- 
gen zu vermindern, sind nicht neu. Obwohl solche Pläne einen ho- 
hen Stellenwert in politischen Programmen haben, sind sie von der 
Politik bisher nur undeutlich umrissen worden. Im Auftrag von 
„Greenpeace“ hat das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW,) die wirtschaftlichen Auswirkungen der sogenannten ökologi- 
schen Steuerreform am Beispiel einer Energiesteuer untersucht. 


Die jetzt vom DIW vorgelegte 
Modelluntersuchung wurde von 
der chemischen Industrie einge- 
hend geprüft. Dazu der Vorstands- 
vorsitzende der BASF Aktienge- 
sellschaft, Dr. Jürgen Strube: „Es 
ist grundsätzlich zu begrüßen, daß 
die Auswirkungen einer Energie- 
steuer wissenschaftlich untersucht 
wurden. Insbesondere, weil das 
Gutachten eindeutig zeigt, daß ei- 
ne Energiesteuer keine Lenkungs- 
wirkung zur Verringerung der 
Umweltbelastung besitzt, aber zu 
einer deutlichen Belastung der 
deutschen Wirtschaft führt. Wich- 
tige Wirtschaftsbereiche müßten 
ins Ausland verlagert werden, die 
gesamtwirtschaftlichen Daten 
werden sich verschlechtern, Ar- 
beitsplätze in der deutschen Indu- 
strie werden stark gefährdet.“ 


Hohe Belastung von In- 
dustrie und Verbraucher 


Energie ist in Deutschland viel 
teurer als in anderen Ländern. 
Schon jetzt belastet der Staat die 
einzelnen Energieträger mit Steu- 
ern in Höhe von jährlich etwa 88 
Milliarden Mark. Das sind mehr 
als zehn Prozent des gesamten 
deutschen Steueraufkommens. 
Durch eine „ökologische“ Ener- 
giesteuer würden wesentliche Tei- 
le der Industrie unerträglich bela- 
stet. Von der geplanten Entlastung 
durch geringere Sozialversiche- 
rungsbeiträge der Arbeitgeber 
profitieren weniger die energiein- 
tensiven Industrien wie die Che- 
mie als vielmehr andere Wirt- 
schaftszweige. Nach Einführung 
einer Energiesteuer wären für in- 
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dustrielle Produkte erhebliche 
Preiserhöhungen notwendig. 


Strube: „Die Weitergabe solcher 
Preise im Markt ist unrealistisch. 
Ein solcher nationaler Alleingang 
führt zu einer Verzerrung des 
Wettbewerbs zwischen der deut- 
schen Industrie und der anderer 
‘energiesteuer-freier’ Länder. Die 
Leistungsfähigkeit der deutschen 
Industrie und damit der Lebens- 
standard der Bevölkerung werden 
zwangsläufig sinken.“ 


Die DIW-Untersuchung zählt aus- 
drücklich die eisenschaffende In- 
dustrie, die Zellstoff- und Papier- 
industrie sowie die Chemie zu den 
Verlierern. Ihre weitere Existenz 
wird offen in Frage gestellt. Fol- 
gewirkungen werden nur am Ran- 
de vermerkt. 


Das Aus für die energie- 
intensive Wirtschaft 


Strube: „Die Bedeutung der Che- 
mie als Schlüsselindustrie mit Zu- 
lieferern und Folgeindustrien so- 
wie als Abnehmer von Dienstlei- 
stungen wurde nicht ausreichend 
analysiert.“ Negative Auswirkun- 
gen auf ganze Regionen Deutsch- 
lands seien nicht näher untersucht 
worden. Strube wies auf das Bei- 
spiel Ludwigshafen hin, wo 90 
Prozent der Beschäftigten im ver- 
arbeitenden Gewerbe von der che- 
mischen Industrie leben. Lösun- 
gen seien vom DIW-Gutachten 
ebensowenig angeboten wie kon- 
krete Zahlen über den Verlust an 
Arbeitsplätzen genannt worden. 


Verheerend für die chemische In- 
dustrie wirkt sich die Empfehlung 
des Gutachtens aus, auch die 
nichtenergetische Verwendung 
von Energieträgern mit einer En- 
ergiesteuer zu belegen. Nach die- 
sen Plänen würden auch Öl und 
Gas als die wichtigsten chemi- 


schen Rohstoffe unter die Ener- 
giesteuer fallen. 


Strube: „Nach unseren Berech- 
nungen führte das in der BASF 
Aktiengesellschaft zu Steuer- 
mehrbelastungen von rund drei 
Milliarden Mark im Jahr. Eine 
solche Belastung läßt eine unter- 
nehmerisch sinnvolle Tätigkeit in 
der Chemie am Standort Lud- 
wigshafen nicht mehr zu. Diese 
Form der Besteuerung erdrosselt 
den Standort.“ 


Die chemische Industrie 
wird „erdrosselt“ 


Das DIW-Gutachten hat nur ge- 
ringe Erwartungen an den 
tatsächlichen Rückgang des Ener- 
gieverbrauchs. Er wird auf ledig- 
lich 5,6 Prozent geschätzt. Wegen 
der großen Vorleistungen, die von 
der Industrie zur Reduzierung des 
Energieeinsatzes in der Vergan- 
genheit unternommen wurden, 
sind Wirtschaftswachstum und 
Energieverbrauch in Deutschland 
längst entkoppelt. 


Der Vorstandsvorsitzende: „Das 


Eine höhere Besteuerung der 
Energie wäre eine schwere Bela- 
stung für den Standort Deutsch- 
land. 
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Die deutsche Wirtschaft ist exportabhängig. Eine höhere Besteuerung 
hätte schwere sozialpolitische Folgen. 
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Eine ökologische Steuerreform 
würde die Industrie einem nicht 
ausreichend untersuchten Expe- 
riment unterziehen. 


belegt auch das Beispiel BASF. 
Während die Menge der im Werk 
Ludwigshafen erzeugten Ver- 
kaufsprodukte von 1972 bis 1993 
auf 130 Prozent angestiegen ist, 
sank die eingesetzte Primärener- 
gie kontinuierlich auf 60 Pro- 
zent.“ 


Kein Beschäftigungs- 
wachstum 


Das DIW-Gutachten geht von ei- 
nem Beschäftigungswachstum 
von 610 000 Arbeitsplätzen aus, 
das allein durch die Verlagerung 
von energieintensiven auf arbeits- 
intensive Produkte hervorgerufen 
werden soll. 


Dem BASF-Chef erscheint dies 
angesichts des hohen Lohn- und 
Gehaltniveaus in Deutschland 
und des internationalen Konkur- 
renzdrucks „völlig abwegig“. Es 
stehe zu befürchten, daß die ein- 
zige Lenkungswirkung der Ener- 
giesteuer darin bestehe, Produk- 
tionen und Arbeitsplätze in Län- 
der ohne eine solche Besteuerung 
zu lenken. Strube: „Eine Energie- 
steuer droht den Chemiestandort 


Deutschland zu vernichten.“ 


Keine positiven 
Umwelteffekte 


Die Modelluntersuchung be- 
schränkt sich auf wirtschaftliche 
Auswirkungen einer Energiesteu- 
er. Eine zu erwartende Verlage- 
rung der Energieerzeugung in 
Länder ohne Energiesteuer bringt 
keine Verbesserung der weltwei- 
ten Umweltsituation, beispiels- 
weise eine Reduzierung der Koh- 
lendioxid-Emissionen. 


Negative Folgen einer Verlage- 
rung der Energieerzeugung und 
der industriellen Fertigung in Län- 
der mit geringeren Umweltstan- 
dards bleiben unberücksichtigt. 
Strube: „Dies stellt die gesamte 
ökologische Aussagekraft der Un- 
tersuchung in Frage.“ 


Darüber hinaus weist die Untersu- 
chung nach Ansicht der BASF 
methodische Schwächen auf und 
hinterläßt zahlreiche offene Fra- 
gen. Die Studie nimmt das Hoch- 
konjunkturjahr 1988 als Basis und 
läßt die danach eingetretene welt- 
weite Rezession sowie die 
Sondereffekte der deutschen Wie- 
dervereinigung außer acht. Aller- 
dings werden die zugrundegeleg- 
ten Energiepreise dem Basisjahr 
1990 entnommen. 


In der Untersuchung heißt es, daß 
„Probleme und Wechselwirkun- 
gen, die sich durch die starke Ein- 
bindung Deutschlands in die 
Weltwirtschaft ergeben können, 
sowie Auswirkungen der Durch- 
führung der Steuerreform in ei- 
nem internationalen Rahmen 
nicht explizit untersucht werden“ 
konnten. Damit bleiben zentrale 
Anforderungen für die exportab- 
hängige deutsche Wirtschaft un- 
berücksichtigt. 


Der Vorstandsvorsitzende der 
BASF zog folgendes Fazit: „Es 
muß festgestellt werden, daß der 
Einstieg in eine sogenannte ökolo- 
gische Steuerreform mittels einer 
Energiesteuer weder sozialver- 
träglich noch ökonomisch oder 
ökologisch sinnvoll ist, wie vom 
DIW behauptet wird. Angesichts 
dieser Kritikpunkte wäre es 
unverantwortlich, große und 
wichtige Teile der deutschen 
Volkswirtschaft, etwa die chemi- 
sche Industrie, einem noch nicht 
ausreichend analysierten wirt- 
schaftspolitischen Experiment zu 
unterziehen.“ 
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Deutschland 


Die Folgen der 
Erkrankun- 
sen nach dem 
Dioxin-Unfall 


Die BASF hat eine neue Studie über gesundheitliche Folgen des Un- 
falls mit 2,3,7,8-Tetrachlordibenzodioxin (TCDD) von 1953 im 
Werk Ludwigshafen vorgelegt. Professor Dr. med. Andreas Zober, 
Leiter der Abteilung Arbeitsmedizin und Gesundheitsschutz, und 
Mitarbeiter untersuchten Diagnosen von Erkrankungen aus den 


raum von fast 40 Jahren und läßt 
auch wissenschaftlich qualifizier- 
te Aussagen über Dosis und Wir- 
kung zu. Die vom Unfall bei der 
BASF betroffene Gruppe ist da- 
mit diejenige, die weltweit am in- 
tensivsten hinsichtlich möglicher 
Wirkungen von TCDD untersucht 
wurde. 


Die Studie wurde im Juli-Heft der 
renommierten britischen Fachzeit- 
schrift „Occupational and Envir- 


onmental Medicine“ veröffent- 
licht. Außer den Gutachtern der 
Zeitschrift bewerteten zusätzlich 
zwei international angesehene 
Fachleute aus Großbritannien und 
den USA Methode und Durch- 
führung der Arbeit. Die Studie 
wurde sowohl der Berufsgenos- 
senschaft der Chemischen Indu- 
strie in Heidelberg als auch den 
Betroffenen des Dioxin-Unfalls 
mit entsprechenden Erläuterungen 
übermittelt. 


Wo? 


letzten 40 Jahren. 


In die Studie aufgenommen wur- 
den die 158 BASF-Mitarbeiter, 
die bei Aufräumungsarbeiten im 
ersten Jahr nach dem Unfall zum 
Teil erheblichen Konzentrationen 
von TCDD ausgesetzt waren, so- 
wie eine Vergleichsgruppe, bei 
der dies nicht der Fall war. 


In der gesamten TCDD-belasteten 
Gruppe lag die Krankheitsrate um 
18 Prozent höher als in der Ver- 
gleichsgruppe - bei den Personen, 
die von schwerer Chlorakne be- 
troffen waren, sogar um 50 Pro- 
zent. Neu ist die Erkenntnis, daß 
außer Chlorakne auch vermehrt 
Krankheiten der Schilddrüse so- 
wie Infektionskrankheiten des 
Verdauungstraktes und der oberen 
Luftwege auftraten. Weiterhin 
überraschte eine Häufung von 
Blinddarmentzündungen im Zeit- 
raum vor 1970. Vermehrt psychi- 
sche Störungen und gutartige Tu- 
moren fanden sich in den Unter- 
gruppen mit schwerer Chlorakne 
oder sehr hoher TCDD-Belastung. 
Kein Zusammenhang mit einer 
Dioxinbelastung ergab sich bei 
Herzerkrankungen, Diabetes so- 
wie Magen- und Zwölffinger- 
darmgeschwüren. 


In der Studie wurden weltweit 
erstmals Erkrankungsraten über 
viele Jahre hinweg bei einer ge- 
nau definierten Gruppe TCDD- 
belasteter Personen systematisch 
analysiert. Die BASF-Betriebs- 
krankenkasse stellte dazu der 
Ärztlichen Abteilung anonymi- 
sierte Diagnosedaten von insge- 
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samt 10 335 Krankheitsfällen 
zur Verfügung. Die entsprechen- 
de Auswertung war wegen daten- 
schutzrechtlicher Probleme erst 
nach Inkrafttreten des Gesund- 
heitsreformgesetzes von 1989 
möglich. Erfaßt wurden die 
Krankheiten von November 1953 
bis Dezember 1989. Die Aus- 
wertung erfolgte dann mittels der 
sogenannten „ICD-9“ (Interna- 
tional Classification of Disea- 
ses), einer international gültigen 
Klassifikation, in der medizini- 
sche Diagnosen verschlüsselt 
sind. 


„Die BASF hat es sich zur Aufga- 
be gemacht, die gesundheitlichen 
Folgen des Dioxin-Unfalls von 
1953 für die betroffenen Mitarbei- 
ter wissenschaftlich aufzuarbei- 
ten“, so Professor Zober bei der 
Vorstellung der Arbeit. „Die neue 
Studie leistet einen wichtigen Bei- 
trag zur Diskussion über die Wir- 
kungen von Dioxin.“ 


Dies gelte sowohl für die ange- 
wandten Methoden als auch für 
die Aussagekraft der Ergebnisse. 
Die untersuchte Gruppe umfaßt 
nur die Personen, die TCDD si- 
cher ausgesetzt waren: beim Un- 
fall selbst oder den folgenden 
Aufräumarbeiten. Das Ausmaß 
der Exposition wurde auf der Ba- 
sis einer Vielzahl von TCDD- 
Blutwerten sowie über ein eigens 
entwickeltes Rechenmodell klar 
festgestellt. Die Studie gestattet 
die Bewertung möglicher Lang- 
zeitwirkungen über einen Zeit- 
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gestolfen. 
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Verband 


Bonn 


Wie die 


Regierung 
Schalck- 
Golodkowski 


schützt 


Peter Blackwood 


In einer alten Redensart heißt es, daß „am Ende die Wahrheit doch 
ans Licht kommt“. Aber das Bonner Establishment scheint bemüht 
zu sein, das Gegenteil zu beweisen: zum Beispiel in dem Fall von 
Alexander Schalck-Golodkowski, dem erfolgreichsten Händler des 
ostdeutschen Regimes in der Grauzone zwischen Ost und West zwi- 


schen den Jahren 1965 und 1990. 


Schalck-Golodkowski, ein Oberst 
in der HVA, dem ostdeutschen 
Geheimdienst, machte einem ge- 
rade veröffentlichten Abschlußbe- 
richt eines parlamentarischen Un- 
tersuchungsausschusses zufolge 
einen illegalen Nettoreingewinn in 


der Größenordnung von 27 Milli” 


arden DM, und das meiste davon 
in den achtziger Jahren. Er hatte 
die Unterstützung zahlreicher 
westdeutscher Behörden und Fir- 
men, und es wurden dabei viele 
westliche Gesetze verletzt. Doch 
die Mehrheit des Ausschusses - 
mit Ausnahme von Ingrid Koeppe 
- sagt, Schalck-Golodkowski kön- 
ne nicht vor Gericht gestellt wer- 
den, weil er nie Gesetze im Osten 
verletzt habe. Natürlich nicht. 


Die schmutzige 
Seite der Geschäfte 


Diese seltsame Interpretation des 
westlichen Gesetzes hat weniger 
mit den vielen Gesetzeslücken zu 
tun als mit der Tatsache, daß das 
Establishment in Bonn und be- 
stimmte Leute jenseits des Atlan- 
tiks nicht wollen, daß der Fall in 
der Öffentlichkeit diskutiert wird. 
Eine solche Debatte würde die 
schmutzige Seite der illegalen 
Ost-West-Kooperation ans Tages- 
licht bringen, besonders die Ge- 


schäfte „Waffen gegen Geiseln“ 
der achtziger Jahre, in die George 
Bush verwickelt war. Viele dieser 
geheimen Geschäfte von 1981 an 
wurden durch ostdeutsche Stellen 
wie die „Import-Export“-Firma 
IMES durchgeführt, die von 
Schalck-Golodkowskis KoKo 
(Kommerzielle Koordination) ge- 
führt wurde. 


Das riesige Waffenlager der KoKo 
in Kavelstorf in der Nähe des Ost- 
seehafens Rostock spielte eine 
führende Rolle bei der berüchtig- 
ten „Nordroute‘ geheimer, illega- 
ler Waffenlieferungen in alle Teile 
der Welt einschließlich der „Kun- 
den“ in Nahost und Lateinameri- 
ka, die auf der Lieferliste von Oli- 
ver North und Richard Secord 
standen. IMES hatte viele „Part- 
nerfirmen“ im Westen wie die 
Schweizer Firma Intrac, die von 
Ottokar Hermann geführt wurde 
und in den achtziger und viel- 
leicht auch in den siebziger Jahren 
beim Transfer von erstklassigen 
Technologien mit doppeltem Ver- 
wendungszweck vom Westen in 
den Sowjetblock mithalf. 


Der Fall Intrac ist interessant, weil 
er zu einem der schwärzesten Au- 
genblicke in der westdeutschen 
Nachkriegsgeschichte führt, näm- 
lich zum 12. Oktober 1987, als 


Uwe Barschel, ein ehemaliger Mi- 
nisterpräsident von Schleswig- 
Holstein und langjähriges CDU- 
Mitglied im Beau Rivage Hotel in 
Genf tot aufgefunden wurde. 


Das tödliche Treffen 
von Uwe Barschel 


Barschels privates Notizbuch, das 
in seinem Hotelzimmer gefunden 
wurde, enthielt einen Hinweis 
darauf, daß er in Genf einen be- 
stimmten „Rohloff“ treffen woll- 
te, um von ihm Informationen zu 
erhalten, die ihm - Barschel - da- 
bei helfen sollten, „einen der 
größten politischen Skandale“ ans 
Tageslicht zu bringen, wie er ei- 
nem Freund am Telefon mitgeteilt 
hatte, kurz bevor er unter noch 
ungeklärten Umständen in den 
Abendstunden des 11. Oktober 
getötet worden war. Barschel soll- 
te am 12. Oktober vor einem Son- 
deruntersuchungsausschuß des 
schleswig-holsteinischen Parla- 
ments aussagen. 


Nun, was „Rohloff“ in Barschels 
privatem Notizbuch betrifft, so ist 
in streng geheimen Akten der 
HVA-Abteilung XVIIV8, die En- 
de 1989 oder Anfang 1990 be- 
schlagnahmt wurden, ein Schwei- 
zer Agent mit dem Codenamen 
„Rohloff“ erwähnt. „Rohloff“ war 
der Schweizer Geschäftsmann Ot- 
tokar Hermann, der diesen Co- 
denamen Mitte der sechziger Jah- 
re erhalten hatte. 


Das Schalck-Golodkowski-Impe- 
rium ist aufgrund der Direktiven 
des ostdeutschen Regimes im Jah- 
re 1965 begründet worden. Her- 
mann alias „Rohloff“ hatte viele 
Geschäftspartner und Kontakte in 
anderen westlichen Ländern, und 
ein genauerer Blick auf diese 
Kontakte bringt vielleicht etwas 
mehr Licht in diese Ost-West-Af- 
fären. 


Das Wissen 
von Detlev Rohwedder 


Die Intrac hatte beispielsweise in 
den achtziger Jahren ein Joint- 
venture mit der westdeutschen 
Hoesch Stahlgesellschaft und der 
ostdeutschen Firma FUBA. Damit 
soll nicht impliziert werden, daß 
Hoesch und seine Direktoren in il- 
legale Waffengeschäfte verwickelt 
gewesen wären, aber sie kannten 
spezielle Details über die Wirt- 
schaft und andere Sektoren des 
ostdeutschen Regimes. 


Ungleich der westlichen Unter- 
nehmer, die in Ostdeutschland 
nach dem Fall des Regimes im 
Jahre 1990 einflußreiche Posten 
einnahmen, hatte der Hoesch- 
Chef Detlev Rohwedder genü- 
gend Einblick, um zu erkennen, 
daß der radikale Freimarkt-An- 
satz, dem sich Bonn zur Transfor- 
mierung der Wirtschaft des 
Ostens - in Vereinbarung mit sei- 
nen westlichen Verbündeten, vor 
allem Margaret Thatcher und 
Bush - verschrieben hatte, zu ei- 
ner Katastrophe führen würde. 
Als Chef der Berliner Treuhand - 
die für den östlichen Staatssektor 
zuständig war - versuchte er Bonn 
davon zu überzeugen, die Privati- 
sierung durch einen staatlich kon- 
zentrierten Ansatz zu ersetzen, 
was die Beschäftigung und die 
Produktion im Osten stabilisieren 
würde. 


Doch bevor diese Änderung - ge- 
gen die anglo-amerikanische 
Kreise aus Angst vor dem Wirt- 
schaftspotential des vereinten 
Deutschland protestierten - disku- 
tiert werden konnte, wurde Roh- 
wedder am 1. April 1991 erschos- 
sen. Es ist nicht auszuschließen, 
daß er Insiderwissen, das er durch 
seine Kooperation mit der Intrac 
besaß, benutzt hatte, um die Dis- 
kussion über die Politik für den 
Osten zu erzwingen. 


Das Bonner Establishment hat 
bisher die Untersuchung dieser 
Angelegenheiten abgeblockt. 


Doch das Wenige, das bereits be- 
kannt wurde, ist schon recht ex- 
plosiv. D 


DIE Se 
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Deutschland 


Die Männer 


hinter 
Hitler 


Anton Chaitkin 


Der jüdische Historiker Anton Chaitkin beschreibt in seinem Essay 
einige der einflußreichen Männer im In- und Ausland, die Hitlers 
Machtergreifung maßgeblich ermöglichten und den frühen jüdi- 
schen Widerstand in den USA gegen die Nationalsozialisten 
blockierten. Dieselben Kreise bauten später die World Federation 
for Mental Health auf und setzten die These von der „Kollektiv- 
schuld“ in die Welt. Die Eugenikbewegung setzte, leicht gewendet, 
nach dem Krieg ihre Tätigkeit fort. Und die „Frankfurter Schule“ 
übernahm es, den Hitler-Faschismus anstatt aus realen politisch- 
wirtschaftlichen Zusammenhängen aus der „autoritären Persön- 
lichkeit“ und der deutschen Kultur zu erklären. 


Mein Vater Jakob Chaitkin gehör- 
te zu den jüdischen Amerikanern, 
die vor dem Zweiten Weltkrieg 
politisch gegen die Nazis kämpf- 
ten. Kurz nach der Machtergrei- 
fung Hitlers 1933 begann mein 
Vater auf eigene Initiative als An- 
walt gegen die Vereinbarungen 
vorzugehen, mit denen anglo- 
amerikanische Spitzenfinanziers 
der neuen Regierung Hitler zu 
Ansehen verhalfen. 


Diese vom Establishment gar 
nicht gern gesehenen Gerichtsver- 
fahren erregten einiges Aufsehen. 
So kam es, daß Rabbi Stephen S. 
Wise, der Präsident des American 
Jewish Congress, meinen Vater 
als Rechtsberater und Planungsex- 
perten des Joint Boycott Commit- 
tee engagierte - der amerikani- 
schen Dachorganisation, welche 
zum Boykott gegen Nazi- 
Deutschland aufrief, um das Hit- 
ler-Regime zu stürzen. 


Zwar versicherte der amerikani- 
sche Bankier Frederick M. War- 
burg, der die Reaktionen seiner 
Landsleute auf den Hitlerismus 
beobachtete, seinem deutschen 
Cousin, ebenfalls einem Bankier, 
telegraphisch: „Keine verantwort- 
liche Gruppierung hier fordert ei- 
nen Boykott deutscher Waren, nur 
einige exzentrische Individuen.“ 
Doch der größte Teil der jüdi- 
schen Gemeinschaft und der ame- 
rikanischen Gewerkschaften ar- 
beiteten mit dem Joint Boycott 
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in New York und vielen amerika- 
nischen Städten Massenkundge- 
bungen gegen Hitler statt. 


Auf der anderen Seite lehnten 
Londoner und New Yorker Ban- 
kiers und Zeitungen wie die „New 
York Times‘ diese Boykottbewe- 
gung als „extremistisch“ ab. Das 
westliche Establishment wollte 
das Hitler-Regime in Deutschland 
und behinderte den Widerstand 
dagegen, bis Jahre später Zigmil- 
lionen Menschen (Juden und 
Nichtjuden) Opfer von Völker- 
mord und Weltkrieg geworden 
waren. 


Heute beobachte ich mit großer 
Sorge, wie das Establishment in 
den USA, Großbritannien und 
Deutschland die Rassenpolitik der 
Nazis wieder aufleben läßt. 


Im Vorbereitungsdokument für 
die Bevölkerungskonferenz der 
Vereinten Nationen, die im Sep- 
tember dieses Jahres in Kairo 
stattfinden soll, werden drastisch- 


W. Averell Harriman (links) gehörte eine der größten Privatbanken, die 
entscheidend zur Finanzierung der Nationalsozialisten beitrug. 


Committee meines Vaters zusam- 
men. Anfang der dreißiger Jahre 
fanden in Madison Square Garden 


ste Entvölkerungsmaßnahmen ge- 
gen die dunkelhäutigeren Teile 
der Menschheit ins Auge gefaßt. 


Der Neonazismus ist gewiß be- 
sorgniserregend, und die deut- 
schen Behörden sind zu Recht 
über die Flut neonazistischer Pro- 
paganda empört, die nicht zuletzt 
aus den USA und über die in Eng- 
land entstandene „Skinhead“-Be- 
wegung nach Deutschland strömt. 
Aber gleichzeitig unterstützt die 
deutsche Regierung wie auch die 
Evangelische Kirche Deutsch- 
lands ideell und finanziell die 
UN-Propaganda, die unterschwel- 
lig von der „Überlegenheit der 
weißen Rasse“ ausgeht und die 
Geburt schwarzer Kinder in Nige- 
ria oder Brasilien als Bedrohung 
der globalen Sicherheit darstellt, 
weil dadurch die Rohstoffreserven 
der Industriestaaten geschmälert 
würden. Auch Deutschland leistet 
dem Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) Beihilfe zu Maßnah- 
men gegenüber den ärmsten Län- 
dern, welche diese zwingen, die 
Nahrungsmittel- und medizini- 
sche Versorgung ihrer Bevölke- 
rung immer weiter einzuschrän- 
ken, um der Bedienung der Aus- 
landsschulden nachzukommen. 


Deutschland unterstützt 
die UN-Propaganda 


In Europa und Amerika wird Eu- 
thanasie - die Tötung psychisch 
Kranker, älterer Menschen, Be- 
hinderter und als zu „kostspielig‘“ 
eingestufter schwerkranker Pati- 
enten - zunehmend gesellschafts- 
fähig, ungeachtet der schweren 
Strafen, die der Nürnberger Mi- 
litärgerichtshof nach dem Krieg 
dagegen verhängte. 


Wir sehen dem Massensterben der 
ärmsten der Armen in Panama, 
Irak und Haiti zu. Zynische Miet- 
schreiber des Establishments rüh- 
men dies als „Ende der Be- 
schwichtigungspolitik“ und 
brandmarken führende Politiker 
dieser Länder als ‚‚neue Hitlers“, 
um damit mörderische Handels- 
sperren oder, wie im Fall Irak, die 
Bombardierung von Städten zu 
rechtfertigen. 


Als Tarnmotiv für die rassistische 
Politik gegenüber den Entwick- 
lungsländern und den Vorstoß, ei- 
ne UN-Weltdiktatur zur Durchset- 
zung dieser Politik zu erzwingen, 
dient vor allem der „Umwelt- 
schutz“. Diejenigen, welche diese 
Ausbeutung und Entvölkerung et- 
wa mit Hilfe des Ölmonopols vor- 
antreiben, glauben, sich über ihre 
Kontrolle sogenannter „Antifa- 
schisten“ und „Ökobewegungen“, 


die ihre Widersacher anschwärzen 
und einschüchtern sollen, eine für 
‚ ihre Zwecke sichere Umgebung 
geschaffen zu haben. 


Wenn man wirklich das Wieder- 
aufleben des Faschismus verhin- 
dern will, muß man die wahren 
Hintergründe Hitlers und des Na- 
tionalsozialismus kennen. Und 
man muß verstehen, was nach 
dem Krieg passiert ist, wie Hitlers 
ausländische Komplizen ihre 
Macht bewahrt haben, um nun er- 
neut eine faschistische Politik zu 
fordern, wenn sie sich dabei auch 
verfeinerter Propagandamethoden 
als die Nazis bedienen. Den heu- 
tigen Entvölkerungsstrategen 
müssen die Stimmen der früheren 
Opfer in den Ohren klingen, sie 
müssen gezwungen werden, sich 
das ungeheure Elend, das ihre 
Vorgänger in den dreißiger und 
vierziger Jahren verursachten, vor 
Augen zu führen. 


Ein weltweit 
mächtiger Bankier 


Vor allen anderen Deutschen wa- 
ren insbesondere drei Männer für 
die Entstehung und den Erhalt der 
Nazidiktatur entscheidend: Fritz 
Thyssen, Hjalmar Schacht und 
Max Warburg. Alle drei hatten en- 
ge Verbindungen nach London. In 
England stand Montagu Norman 
als Chef der Bank von England an 
der Spitze der Hitler-Anhänger. Er 
war der weltweit mächtigste Ban- 
kier. Praktisch kontrollierte er die 
Zentralbanken Deutschlands und 
Italiens sowie die amerikanische 
Federal Reserve, und zwar über 
die New Yorker Niederlassung. 
Die obenerwähnten drei Deut- 
schen standen unter seinem direk- 
ten Einfluß. 


Montagu Norman hatte engen 
Kontakt zu Lord Halifax, der Fa- 
milie Astor und deren „Cliveden 
Set“. Er persönlich veranlaßte die 
Umstrukturierung der den Astors 
gehörenden Londoner „Times“ 
und der britischen Rüstungsindu- 
strie. 


Während der Großen Depression 
der dreißiger Jahre wurde noch 
ein weiteres Instrument geschaf- 
fen, das wesentlich zu Hitlers 
Machtergreifung beitrug: Nor- 
mans eigene Familienbank Brown 
Brothers fusionierte 1931 mit der 
W. A(verell) Harriman & Com- 
pany zu einer der größten Privat- 
banken, Brown Brothers Harri- 
man. 


John D. Rockefeller finanzierte über seine Stiftung verschiedene Ein- 
richtungen der Psychiatrie-Bewegung. 


Der deutsche Stahlmagnat Fritz 
Thyssen, der ab 1923 Hitlers poli- 
tische Karriere finanziert hatte, 
wurde einer der wichtigsten Kun- 
den der neuen Bank. Thyssen hat- 
te bereits 1922 oder sogar früher 
Averell Harriman in Deutschland 
getroffen. Thyssen und Harriman 
gründeten in New York eine 
Bank, welche Gelder quer über 
den Atlantik und wieder zurück 
befördern sollte. Ein führender 
Direktor dieser Bank war Prescott 
Bush, der Vater des späteren ame- 
rikanischen Präsidenten George 
Bush. Amerikanische Ermittlun- 
gen, die u. a. den Spuren von 
Thyssens Buch „I paid Hitler“ 
(Ich finanzierte Hitler) von 1939 
folgten, entlarvten 1942 diese 
Union Banking Corporation als 
Tarnfirma der Nazis und verfüg- 
ten ihre Schließung. Die Harri- 
man-Bush-Bank verwaltete auch 
Thyssens politischen Schmier- 
geldfonds, womit die Wahlkampa- 
gnen der NSDAP finanziert wur- 
den. 


Neben Thyssen gehörten Albert 
Vögler und Friedrich Flick zu den 
Führungskräften der Vereinigten 
Stahlwerke AG. Dieser giganti- 
sche Konzern, der 1926 aus einem 


Zusammenschluß der größten 
Montan- und Bergwerksunterneh- 
men Deutschlands entstanden 
war, erhielt riesige Finanzspritzen 
von der Wall-Street-Bank Dillon 
& Read, deren Teilhaber, William 
Draper jr., Fritz Thyssen während 
dessen gesamter Nazi-Karriere 
mit kurzfristigen Krediten unter 
die Arme griff. Der Nazi Frie- 
drich Flick und die Bank Brown 
Brothers Harriman beuteten 
zunächst einträchtig die polnische 
Stahlindustrie und den Bergbau 
aus; 1939 rollten dann die von 
Flick produzierten Panzer in Po- 
len ein. 


Vögler und andere führende Mit- 
arbeiter Normans und Thyssens 
saßen auch im Vorstand der Ham- 
burg-Amerika-Linie. Schon 1919 
hatte der Bankier Max Warburg 
dafür gesorgt, daß die Harriman- 
Bank die Kontrolle über diese 
Schiffahrtslinie erhält. Warburgs 
Bruder Felix wiederum kontrol- 
lierte das New Yorker Bankhaus 
Kuhn Loeb, das mit den Harri- 
mans und den Rockefellers zu- 
sammenhing. Warburg vermittel- 
te mit Hilfe der HarrimanBank 
und der Kreise um Montagu Nor- 
man den Aufkauf deutscher Fir- 


men, an deren Spitze Nazi-An- 
hänger Direktorenstellen erhiel- 
ten. 


Die Clique 
um Montagu Norman 


Max Warburg gehörte auch zu 
den Großaktionären und dem Vor- 
stand der I. G. Farben. 


Hjalmar Horace Greely Schacht 
war der Sohn eines Versiche- 
rungsangestellten im Dienste J. P. 
Morgans. Schon Anfang der 
zwanziger Jahre hatten Londoner 
Bankiers ihn zum Chef der deut- 
schen Finanzpolitik gemacht, erst 
als Reichswährungskommissar, 
dann als Reichsbankpräsident. 
Zwischen 1931 und 1933 stellten 
Schacht, Thyssen und ihnen un- 
tergebene Größen aus Industrie 
und Finanzwelt Hitler, der 
NSDAP und der SA finanzielle 
Mittel und politische Unterstüt- 
zung zur Verfügung. Praktisch je- 
der einflußreiche deutsche Hitler- 
Unterstützer unterstand entweder 
direkt diesen drei Deutschen 
(Thyssen, Warburg und Schacht) 
oder hatte enge Beziehungen zu 
der Clique um Montagu Norman. 


Der Bankier Kurt von Schröder, 
der die SS finanzierte, war mit al- 
len Dreien eng befreundet. Er war 
nach 1933 Hitlers und Schachts 
Vertreter bei der von Montagu 
Norman geleiteten Bank für Inter- 
nationalen Zahlungsausgleich 
(BIZ). Der Nazi-Rassentheoreti- 
ker Alfred Rosenberg kam 1931 
nach England und traf dort mit 
Norman und dem Vorstand der 
Bank of England zusammen, um 
feste Absprachen über Hitlers 
Machtergreifung zu treffen. Hit- 
lers Außenminister Joachim von 
Ribbentrop war als junger Mann 
in den Haushalt des Bruders Ed- 
ward VII, dem Herzog von 
Connaught, aufgenommen wor- 
den. Rosenberg und Ribbentrop 
wurden 1946 in Nürnberg zum 
Tode verurteilt und erhängt. 


Arrangements 
mit Hitler 


Fritz Thyssen stellte sich gern als 
Katholik dar. Anscheinend stand 
er jenen okkulten Kreisen im ka- 
tholischen Bayern nahe, aus de- 
nen die Thule-Gesellschaft her- 
vorging. Die Warburgs waren als 
jüdische Bankiers bekannt. 


Aber es gab auch andere Kreise in 
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Deutschland, welche die britisch 
unterstützten Nazi-Industriellen 
ablehnten. Dies waren im wesent- 
lichen Personen aus der Zen- 
trumspartei und der Deutschen 
Bank. Der spätere Bundeskanzler 
Konrad Adenauer, damals Ober- 
bürgermeister von Köln und 
führender Zentrumspolitiker, 
gehörte ebenso zu diesem Kreis 
wie Otto Wolff, dessen jüdischer 
Partner Othmar Straus, der jüdi- 
sche Industrielle Paul Silverberg 
und die Kölner Privatbank Louis 
Hagen, deren Eigentümer vor- 
nehmlich Katholiken und Juden 
waren. Silverberg, Wolff, Adenau- 
er und der mit ihnen in enger Ver- 
bindung stehende Industrielle 
Klöckner saßen alle im Vorstand 
der Deutschen Bank. General 
Kurt von Schleicher, der letzte 
Kanzler der Weimarer Republik, 
stand in Geschäftsbeziehungen zu 
Otto Wolff. 


Diese Kreise des Zentrums unter- 
hielten Verbindungen zur franzö- 
sischen Stahl- und Bergwerksin- 
dustrie. Bereits seit den zwanziger 
Jahren gab es Vorstöße der fran- 
zösischen und deutschen Stahl- 
konzerne, sich zu einer Allianz 
oder einem Kartell zusammenzu- 
schließen. Diese Pläne lehnte 
Thyssen grundsätzlich ab, er haß- 
te Frankreich und stand voll auf 
seiten der Briten. 


Nach dem „Schwarzen Freitag“ 
1929 und im Verlauf der weltwei- 
ten Bankenkrise zwischen 1929 
und 1931 machte die Vereinigte 
Stahlwerke AG bankrott, ihre An- 
teile wurden von der Regierung 
der Weimarer Republik übernom- 
men. Thyssens Gegner in der Zen- 
trumspartei und bei der Deut- 
schen Bank versuchten, diesen 
wichtigen deutschen Industrie- 
konzern, an dem sie als Minder- 
heitsaktionäre beteiligt waren, un- 
ter ihre Kontrolle zu bekommen. 
Thyssen wollte dies natürlich ver- 
hindern. 


Nach der von Thyssen nach Kräf- 
ten mit betriebenen Machtergrei- 
fung Hitlers 1933 gab dieser 
Thyssen praktisch diktatorische 
Vollmachten im Ruhrgebiet, sich 
jeden Industriebetrieb, an dem er 
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beteiligt war, anzueignen. Thys- 
sens Gegner waren geschlagen, 
wurden nun verfolgt und einige 
verhaftet. Hitler machte Hjalmar 
Schacht zur allmächtigen Figur 
des Wirtschaftslebens und ernann- 
te ihn zu seinem Verbindungs- 
mann zu den Finanzkreisen in 
London und New York. Schacht 
begann umgehend, die Gelder für 
den Aufbau der Nazi-Kriegsma- 
schinerie zu besorgen. 


Zwar bezeichnete Hitler aus pro- 
pagandistischen Gründen die I. G. 
Farben als „internationale jüdi- 
sche Organisation“, doch gleich- 
zeitig wurden mit ihr wie auch 
dem Thyssen-Konzern Abma- 
chungen getroffen, für die mi- 
litärische Aufrüstung Munition 
und Chemikalien im großen Stil 
bereitzustellen. 


I. G. Farben unterhielt mit Rocke- 
fellers Standard Oil eine Verein- 
barung über die parallele Nutzung 
von Patenten und nahm Kohlever- 
gasungsprojekte zur Benzinher- 
stellung in Angriff, um so die 
deutsche Eigenversorgung zu si- 
chern. Später nutzte I. G. Farben 
KZ-Häftlinge als Sklavenarbeits- 
kräfte. 


John D. Rockefeller bestritt jede 
Verantwortung für die Ver- 
quickung seiner Firma mit den 
Nazis, nachdem ein Senatsaus- 
schuß unter Vorsitz Harry Tru- 
mans 1942 diese Machenschaften 
aufgedeckt hatte. Der Vorstands- 
vorsitzende von Standard Oil 
Deutschland und auch der Ham- 
burg-Amerika-Linie, Emil Helfer- 


rich, sagte nach dem Krieg aus, 
der Sold der SS-Wachen in 
Auschwitz sei von einem Konto 
der Standard Oil bezahlt worden. 


Die Kriegsmaschine 
lief auf vollen Touren 


Auch die Gruppe um Max War- 
burg behielt bis 1937 ihre Anteile 
an I. G. Farben, das immerhin das 
Kernstück der nationalsozialisti- 
schen Aufrüstungsmaschine dar- 
stellte. Dann mußten die jüdi- 
schen Führungsmanager, darunter 
auch acht Mitglieder des Auf- 
sichtsrates, die I. G. Farben ver- 
lassen. Das war ein Drittel dieses 
Gremiums, wie Joseph Borkin in 
seinem Buch „The Crime and Pu- 
nishment of I. G. Farben“ (Schuld 
und Sühne der I. G. Farben) be- 
richtet. Zu den Juden, die ihren 
Posten räumen mußten, gehörte 
auch Carl von Weinberg, zuletzt 
stellvertretender Aufsichtsratsvor- 
sitzender, der noch 1934 Besu- 
chern aus Amerika erzählte, die 
Nazibewegung habe seine volle 
Zustimmung. 


Auch Max Warburg verließ 
Deutschland 1937. Er trat als Be- 
rater Schachts zurück und quit- 
tierte seinen Dienst als Repräsen- 
tant der Bank Brown Brothers 
Harriman und der Gruppe um 
Norman in verschiedenen deut- 
schen Unternehmungen. Zu die- 
sem Zeitpunkt lief die Kriegsma- 
schinerie bereits auf vollen Tou- 
ren. 


Sofort nach Hitlers Machtergrei- 


US-Präsident George Bush und 
die ehemalige britische Premier- 
ministerin Margaret Thatcher 
sind die aktuellen Vertreter einer 
Weltregierung. 


fung hatten die anglo-amerikani- 
schen Bankeninteressen, an deren 
Spitze Montagu Norman stand, 
entscheidende Schritte unternom- 
men, um die neue deutsche Regie- 
rung zu stützen. Umgehend wur- 
den Erleichterungen in den Schul- 
denzahlungen gewährt, die weit 
über das hinausgingen, was der 
Weimarer Republik jemals zuge- 
standen worden war. Ausgearbei- 
tet wurden diese Erleichterungen 
von Hjalmar Schacht, dem An- 
walt John Foster Dulles (der die 
Interessen Harrimans, Rockefel- 
lers und Morgans vertrat) sowie 
der Familie Warburg. 


Montagu Norman traf alle we- 
sentlichen Entscheidungen. Sein 
Einfluß wird an der Tatsache 
deutlich, daß Schacht mehrmals 
im Jahr mit Norman zusammen- 
traf, um das Budget Nazi- 
Deutschlands mit ihm abzustim- 
men. Diese Treffen fanden meist 
in Normans Londoner Haus 
„Ihorpe Lodge“ statt. Die Famili- 
enbank der Warburgs, die Kuhn 
Loeb Bank, legte neue Anleihen 
für Hitler auf, die zu niedrigeren 
Zinsen diejenigen privaten und 
staatlichen Anleihen ersetzen soll- 
ten, welche von Amerikanern ge- 
halten wurden. Eine Verordnung 
der Hitler-Regierung untersagte 
Zahlungen, die auf die ältere An- 
leihen zurückgingen. 


An diesem Punkt ging mein Vater 
als Rechtsanwalt kleinerer Anle- 
ger vor ein New Yorker Gericht, 
um dort zu erwirken, daß Firmen 
wie die Hamburg-Amerika-Li- 
nie/Norddeutscher Lloyd ihre al- 
ten Schulden begleichen müßten. 
Er verlangte, Amerika solle die 


GermanBondlssue 


Tested in Court 


American Investor Says ' 
Other Foreigners 
Receive Favoritism 


In a test case involving a 34,- 
000,000 German ,bond issue, an 
American investor yesterday 


Presse, Massenversammlungen 
und ähnliches zu verhindern. 


Das American Jewish Committee ° 


(im Unterschied zum American 
Jewish Congress) und die eng mit 
ihm verknüpfte Organisation B’- 
nai B’rith - an der Spitze von bei- 


GERMAN STEEL WORKS 7Areatene 
MUST PÄY IN DOLLARS 


-Court Rules Reich, Exchange 


owns in the German-Atlantic Ca- 

bie Co. Indenture issuo have not 
been paid. Louis J. Goodman de- 
manded face value of 48,000 and 
accrue dinterest of about 52,000. ‚ 

His lawyer, Jacob Chaltkin, of 

© Wall st. advised the court that 

© 48 @ proteckive ıncasure, his client 
= has atlached funds owing the 
:;  Gemman company by the Western 
‚Unlon Telegraph Co. and requast- 

ed the $8,000 be paid out of that 


Diese Zeitungsausschnitte aus 
den dreißiger Jahren belegen, 
wie Jacob Chaitkin, der Vater des 
Autors, die Kleinanleger gegen 
Harriman vertrat. 


neuen, zwischen Hitler und War- 
burg ausgehandelten Anleihen 
nicht akzeptieren. Anscheinend 
hat er jeden Prozeß gewonnen. Im 
ersten Fall war John Foster Dulles 
persönlich der Anwalt, der die 
Nazi-Reederei vertrat, die in fi- 
nanzieller Hinsicht damals von 
Harriman und Bush kontrolliert 
wurde. Die amerikanischen Juden 
reagierten auf die Machtergrei- 
fung Hitlers Anfang 1933 mit 
Protestmärschen und -versamm- 
lungen. Max Warburg warnte un- 
terdessen in seinem Schriftwech- 
sel mit Averell Harriman vor 
„antideutscher Propaganda“. Die 
Warburgs forderten telegraphisch 
das American Jewish Committee 
und die B’nai B’rith auf, allen jü- 
dischen Anti-Nazi-Aktionen Ein- 
halt zu gebieten und Schreckens- 
meldungen sowie feindselige Pro- 
paganda in der ausländischen 


‚ strietlons Have No Lejal 


‚Standing in U. &. 


legal standing in this couf 
judgment awarded In 


‘na um 
. Ponai apa Serra Kell sont 
A r wighty, be wos unknoven, 

» Nat Aowelime, the Nazis 


wurden die amerikanischen Juden 
aufgefordert, „keinen amerikani- 
schen Boykott gegen Deutsch- 
land“ zu unterstützen und keine 
weiteren Massenveranstaltungen 
abzuhalten oder vergleichbare 
Formen der Agitation zu betrei- 
ben. Die B’nai B’rith, die bis 


Hjalmar Schacht im Gespräch mit Montagu Norman, dem Präsiden- 
ten der britischen Notenbank. 


den standen die Warburgs und die 
Familie Sulzberger, die Eigentü- 
mer der „New York Times“ - ga- 
ben am 31. März 1933 eine ge- 
meinsame Erklärung ab. Darin 


1937, als Max Warburg 1937 das 
Land verließ, ungehindert in 
Deutschland weiter agieren konn- 
te, und ihre Unterorganisation, die 
Anti-Defamation League, blieben 


bis kurz vor Ausbruch des Zwei- 
ten Weltkriegs bei dieser Haltung. 


Doch wie ich anfangs schon be- 
richtete, rief der American Jewish 
Congress, der eng mit dem World 
Jewish Congress unter Nahum 
Goldman zusammenarbeitete, 
1934 das Joint Boycott Commit- 
tee ins Leben. Aufgrund seines 
früheren öffentlichen Vorgehens 
gegen die Schuldenabmachungen 
zwischen Hitler und Warburg 
wurde mein Vater als Rechtsbera- 
ter und Planer des Boykotts enga- 
giert. Ein Großteil der amerikani- 
schen Juden - religiöse Gruppen, 
Zionisten, Gewerkschafter und 
Veteranen, die Frauengruppe Ha- 
dassah und auch die osteuropäi- 
schen Organisationen - schlossen 
sich der Boykottbewegung an. 


Wie das Morden 
organisiert wurde 


Die Warburgs und ihr American 
Jewish Committee sowie die B’- 
nai B’rith dienten hingegen einzig 
und allein den Interessen der Ban- 
kenclique um Montagu Norman 
und der britischen Lords. 


Es wurde eine besondere Mordor- 
ganisation geschaffen, die den 
Spitznamen „T4“ trug, weil sie im 
Kanzleramt Hitlers in der Tiergar- 
tenstraße 4 untergebracht war. An 
ihrer Spitze standen Psychiater 
und Rassentheoretiker. Der be- 
kannteste unter ihnen war der 
Psychiater und Eugeniker Dr. 
Ernst Rüdin. Seine rechte Hand 
war der Psychiater Werner Villin- 
ger. Rüdin war auf der berüchtig- 
ten Eugenikkonferenz in New 
York 1932 zum Präsidenten der 
International Federation of Eu- 
genics Organizations (des Interna- 
tionalen Dachverbandes der Eu- 
genikorganisationen) gewählt 
worden. 


Rüdins Karriere wurde von der 
Rockefeller-Stiftung finanziert, 
die auch heute zu den größten 
Geldgebern der UN-Entvölke- 
rungslobby gehört. Die Rockefel- 
ler-Stiftung förderte auch das Kai- 
ser-Wilhelm-Institut für Genealo- 
gie und Demographie der 
Deutschen Forschungsanstalt für 
Psychiatrie in München, das von 
Rüdin geleitet wurde. Dort unter- 
suchte er u. a. die angeblichen ge- 
netischen Ursprünge kriminellen 
Verhaltens. 1928 stellte die Stif- 
tung für die Errichtung des Insti- 
tutsneubaus 325 000 Dollar zur 
Verfügung. 
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Die Stiftung gab auch Gelder für 
den Bau der Hauptgebäude des 
Kaiser-Wilhelm-Instituts für An- 
thropologie, menschliche Erblehre 
und Eugenik. Sie versorgte das 
Projekt auch während der Depres- 
sion und der finanziellen Schwie- 
rigkeiten der nationalsozialistischen 
Regierung mit Geldmitteln. Dort 
und anderswo wurden mit amerika- 
nischem Geld und nach britischer 
Strategie von Psychiatern, Zoolo- 
gen und anderen Rassenpropagand- 
aprogramme entwickelt, welche die 
Fortpflanzung „unwerten Lebens“ 
verhindern sollten. 


Die T4-Gruppe betrieb die ersten 
Euthanasie- oder „Gnadentod“- 
Kliniken des Naziregimes. Zu 
kostspielige Patienten, ältere 
Menschen und behinderte Kinder 
wurden umgebracht. Erprobt wor- 
den war dies schon in den früher 
entstandenen britischen und ame- 
rikanischen Euthanasiezentren. 
Dahinter stand die Idee, den Wert 
menschlichen Lebens in den Au- 
gen der Allgemeinheit herabzu- 
mindern und eine Generation von 
medizinischem Personal heranzu- 
ziehen, die bereit wäre, menschli- 
ches Leben, ohne mit der Wimper 
zu zucken, auszulöschen. Die 
Ärzte, die die Euthanasiepolitik 
vorantrieben - es handelte sich in 
erster Linie um Psychiater - bilde- 
ten auch das Personal der Konzen- 
trationslager aus. Die Psychiater 
der T4-Gruppe bereiteten ent- 
scheidend die Tötungsmaschine- 
rie in den Todeslagern Treblinka, 
Sobibor, Belzec und Chelmno vor. 


Unheimliche Parallelen 
zur heutigen Politik 


Die Naziregierung ging schrittwei- 
se mit dem Tötungsprogramm vor, 
um öffentlichen Protest zu vermei- 
den. Dabei kam nicht nur Antise- 
mitismus zum Tragen. Der Mas- 
senmord an den Juden erfolgte in 
einem Klima, das von der Gering- 
schätzung des Lebens jeglicher 
„fremder“ Völker geprägt war. 


Hitlers Sekretär Martin Bormann 
beschrieb am 23. Juli 1942 in ei- 
nem Brief an Alfred Rosenberg 
die Politik gegenüber den erober- 
ten Völkern folgendermaßen, wie 
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von einem Mitarbeiter Rosen- 
bergs zusammengefaßt wurde: 
„Die Slawen sollen für uns arbei- 
ten. Wenn wir sie nicht mehr 
benötigen, können sie sterben. 
Impfungen und das deutsche Ge- 
sundheitswesen sind daher über- 


spielsweise zu dem Aktionspro- 
gramm, das für die UN-Bevölke- 
rungskonferenz in Kairo vorberei- 
tet wurde. Die Nazis drückten 
sich brutal aus, die Vereinten Na- 
tionen sagen es höflicher und 
zweideutiger. 


Schacht verabschiedet sich auf dem Pariser Bahnhof St. Lazare von 
Owen D. Young. 


flüssig. Die Fruchtbarkeit der Sla- 
wen ist unerwünscht. Sie sollen 
Verhütungsmittel benutzen oder 
abtreiben - je mehr, desto besser. 
Erziehung ist gefährlich. Es ist 
genug, wenn sie bis hundert 
zählen können. ... Jede ausgebil- 
dete Person ist ein zukünftiger 
Feind. Religion lassen wir ihnen 
als Ablenkung. Nahrungsmittel 
sollen sie nur soviel erhalten wie 
unbedingt erforderlich. Wir sind 
die Herren. Wir kommen zuerst“ 
(Rückübersetzung aus dem Ame- 
rikanischen). 


Normans 
zweite Karriere 


Hier gibt es unheimliche Paralle- 
len zur heutigen Politik der 
„Bevölkerungskontrolle“ und bei- 


Mit dem Ende des Zweiten Welt- 
kriegs und dem offiziellen Unter- 
gang des Faschismus blickte die 
Welt vorwärts auf eine neue Ära 
der Freiheit und des Fortschritts. 
In den früheren Kolonien entstan- 
den nationale Bewegungen, die 
innerhalb weniger Jahre zur 
Entstehung vieler unabhängiger 
Nationen führten. Technischer 
Fortschritt erlaubte deutliche 
Fortschritte in der landwirtschaft- 
lichen Produktion und der Medi- 
zin. Es galt als sicher, daß die na- 
tionale Souveränität jetzt allge- 
mein respektiert und nationale 
Bemühungen von den Sieger- 
mächten ermutigt würden. Aus 
dieser Sicht heraus wurden die 
neuen Vereinten Nationen von 
den meisten Nationen begrüßt. 


Aber der Krieg endete auch mit 


Atombomben gegen Japan. So- 
wjetische Armeen besetzten Ost- 
europa. Die Absprachen von Jalta 
zu freien Wahlen in Polen wurden 
nicht eingehalten. Der amerikani- 
sche Botschafter in der Sowjetuni- 
on, Averell Harriman, meinte, sie 
seien unrealistisch. Ein großer 
Teil Europas befand sich bereits 
kurze Zeit nach Kriegsende wie- 
der unter totalitärer Herrschaft. 


Was hatte die Welt aus dem gera- 
de vergangenen Krieg und dem 
Völkermord gelernt? Über die 
Nürnberger Prozesse hinaus er- 
folgte keine allgemeine Untersu- 
chung über die Ursprünge des Fa- 
schismus. Es gab keine ernsthaf- 
ten Bemühungen, wirklich zu 
verstehen, was geschehen war, et- 
wa um die Hauptverbrecher zu 
bestrafen und eine Wiederholung 
zu verhindern. 


Gegen Ende des Zweiten Welt- 
krieges erkannte die britische Oli- 
garchie, daß sie die Erklärungen 
für die Katastrophe, die Zigmillio- 
nen Menschenleben gekostet hat- 
te, kontrollieren müsse, damit ei- 
nerseits ihre eigene Schuld nicht 
ans Licht käme und es ihr ande- 
rerseits möglich wäre, den glei- 
chen Weg fortzusetzen. 


1944 trat Montagu Norman von 
seinen Funktionen in der Bank of 
England zurück und begann eine 
neue Karriere an der Spitze der 
internationalen Psychiatrie. Nor- 
man rief eine seltsame, aber ein- 
flußreiche Organisation ins Le- 
ben, mit deren Hilfe die öffentli- 
che Meinung eines jeden Landes 
auf der Erde beeinflußt werden 
sollte. Diese neue Psychiatriebe- 
wegung nahm ihren Anfang in 
Normans Haus „Thorpe Lodge“, 
wo er bereits mit Schacht den 
Haushalt der Regierung Hitler ge- 
plant hatte. Als erstes gründete er 
die britische „National Associati- 
on for Mental Health“ und später 
dann die „World Federation for 
Mental Health“: In jedem Land, in 
jeder Universität, in den Nach- 
richtenmedien, in der Justiz und 
auch in den Kirchen gewann die- 
se Vereinigung Einfluß. 


Normans früherer Assistent Otto 
Niemeyer, der die Goldreserven 
der Tschechoslowakei auf Hitlers 
Forderung hin den Nazis ausgelie- 
fert hatte, wurde zum Schatzmei- 
ster der National Association of 
Mental Health ernannt. Niemey- 
ers Nichte Mary Appleby wurde 
Generalsekretärin der britischen 
Gruppe. 


Präsident des britischen Psychia- 
trieverbandes wurde Richard 
Austen Butler. Er war zuvor Stell- 
vertreter von Lord Halifax gewe- 
sen, dem Außenminister unter 
Neville Chamberlain, als dieser 
Mitteleuropa praktisch an Hitler 
abtrat. Vorsitzender des Verban- 
des war der Earl of Feversham, 
der Schwiegersohn des Lord Ha- 
lifax. Seine Stellvertreterin war 
Normans neue Ehefrau Priscilla 
Reyntiens Wöorsthorne, deren 
Sohn Peregrine Worsthorne ge- 
genwärtig als Mitarbeiter der bri- 
tischen Tageszeitung „Daily Tele- 
graph“ ganz in die Fußstapfen 
seines Stiefvaters getreten ist. 


tivschuld“: Hier wurde dem deut- 
schen Volk die kollektive Allein- 
schuld für Hitlers Verbrechen zu- 
geschrieben. Die Hauptrednerin 
dieses wichtigen Konferenzteils 
war die Anthropologin Margaret 
Mead, die später Präsidentin der 
World Federation of Mental 
Health wurde. (John D. Rockefel- 
ler III. und Margaret Mead sollten 
1974, fast dreißig Jahre später, die 
Hauptreden auf der Weltbevölke- 
rungskonferenz in Bukarest hal- 
ten.) Die Diskussion wurde von 
dem britischen Geheimdienstspe- 
zialisten für Psychologische 
Kriegsführung, H. V. Dicks, eröff- 
net. Diskussionsleiter war Win- 


Ridenour, stellte später in ihrem 
Buch „Mental Health in the Uni- 
ted States: A Fifty Year History“ 
(Psychiatrie in den Vereinigten 
Staaten: eine 50jährige Geschich- 
te) etwas von den wirklichen Er- 
eignissen in New York und Lon- 
don dar: „Auf dem Kongreß ... 
wurde die World Federation of 
Mental Health auf Drängen der 
Weltgesundheitsorganisation und 
der UNESCO gegründet, da diese 
eine Organisation zu Fragen der 
Psychiatrie brauchten, die keine 
Regierungsorganisation war (also 
keiner Regierung Rechenschaft 
ablegen mußte und an keine Ver- 
fassung gebunden war), mit der 


Die Wirtschafts- und Finanzkonferenz von Bretton Woods vom 1. bis 22. Juli 1944 diente dazu, die Völker 
der Welt in den Griff zu bekommen. 


1948 organisierte Norman einen 
internationalen Psychiatriekon- 
greß, den „Internationalen Con- 
gress on Mental Health“, auf dem 
die „World Federation“ gegründet 
wurde. Lady Norman, die stell- 
vertretende Konferenzleiterin, 
wurde in das Führungsgremium 
der Federation gewählt. Und der 
britische Experte für psychologi- 
sche Kriegsführung, General John 
R. Rees, wurde Präsident der Fe- 
deration. Rees leitete das Tavi- 
stock-Institut, das Zentrum für 
psychologische Kriegführung in- 
nerhalb des britischen Geheim- 
dienstes, das von der Rockefeller- 
Stiftung finanziert wurde. 


Auf dem Kongreß wurde vier Ta- 
ge lang über das Thema „Schuld“ 
diskutiert. Die Vollversammlung 
behandelte die Frage der „Kollek- 


fred Overholser, ein Vertreter des 
Schottischen Freimauerritus in 
Amerika. 


Die Kollektivschuld 
der Deutschen 


In seiner Eröffnungsbemerkung 
erklärte Overholser: „Wie ich 
gehört habe, gibt es in der Presse 
eine lautstarke Minderheit, die ei- 
ne solche Tagung (das heißt über 
die Kollektivschuld der Deut- 
schen) nicht für weise hält, aber 
wir glauben, daß es eine große 
Hoffnung für die Zukunft gibt, 
wenn die Prinzipien der Psycho- 
hygiene das internationale Han- 
deln bestimmen.“ 


Die technische Koordinatorin der 
amerikanischen Delegation, Nina 


sie Zusammenarbeiten konnten. 
. Der frühere Brigadegeneral 
und Berater der britischen Armee 
in psychiatrischen Fragen 
während des Zweiten Weltkriegs, 
Dr. John R. Rees, gehörte zu den 
wichtigsten Drahtziehern hinter 
dem Kongreß und der World Fe- 
deration. Er wurde zum Präsiden- 
ten der Federation gewählt und 
hat dieses Amt his heute (1961) 
inne. 1960 verfügte die World Fe- 
deration über Mitgliedsorganisa- 
tionen in über 43 Staaten.“ 


Die Methoden der Gedankenkon- 
trolle, die in vielen Ländern zur 
Anwendung kommen sollten, 
wurden von Rees in einer Rede 
am 18. Juni 1940 vor dem briti- 
schen National Council for Men- 
tal Hygiene ziemlich offen darge- 
legt: „Besonders seit Ende des Er- 


sten Weltkriegs haben wir viel un- 
ternommen, um verschiedene so- 
ziale Organisationen des Landes 
zu unterwandern, und an deren 
Arbeit und ihrer Sicht der Dinge 
kann man deutlich ablesen, wie 
die Prinzipien, für die diese Ge- 
sellschaft und andere in der Ver- 
gangenheit gestanden haben, zum 
festen Bestandteil der normalen 
Arbeitsweise dieser verschiedenen 
Organisationen geworden sind. ... 
Es gibt noch viel zu tun. Gleich- 
zeitig haben wir einen sinnvollen 
Angriff auf eine Reihe von Beru- 
fen geführt. Leicht war dies im 
Falle des Lehrberufs und der Kir- 
che, am schwierigsten auf den 
Gebieten Recht und Medizin. ... 
Wenn wir die beruflichen und ge- 
sellschaftlichen Aktivitäten ande- 
rer Menschen beeinflussen wol- 
len, müssen wir meiner Meinung 
nach den Totalitarismus imitieren 
und Aktivitäten in der Art einer 
fünften Kolonne organisieren. 
Wenn bessere Ideen über Psychia- 
trie Einfluß haben sollen, dann 
müssen wir wie Verkäufer unsere 
eigene Identität aufgeben. Damit 
meine ich, daß wir nicht so wirk- 
sam sein können, wenn wir als 
Sprecher eines Nationalrates oder 
einer anderen Körperschaft auf- 
treten. Wir müssen eine subtilere 
Herangehensweise wählen, die 
den besonderen Umständen ange- 
messen ist. Dabei macht es nichts, 
wenn niemand je etwas von die- 
sem Rat gehört hat, Hauptsache, 
die Arbeit wird getan. Wir sollten 
daher eine sehr geheime ‘fünfte 
Kolonne’ sein.“ 


(Diese Äußerungen finden sich in 
dem wertvollen Buch Bernhard 
Schreibers, „The Men Behind 
Hitler: A German Warning to the 
World‘ (Die Männer hinter Hitler: 
eine deutsche Warnung an die 
Welt). 


Die kleine Gruppe 
im UN-Apparat 


Nina Ridenour bestätigt etwas 
zurückhaltender, daß die kleine 
Gruppe um Norman und Rees den 
UN-Apparat und die Psychiatrie- 
organisationen schufen: „Da die 
World Federation for Mental 
Health offiziellen Beraterstatus 
bei den Vereinten Nationen und 
anderen Organisationen hat, be- 
einflußt sie einige Entscheidungen 
und Programme der UN. Die bei- 
den UN-Einrichtungen, mit denen 
die World Federation am engsten 
zusammenarbeitet, sind die Welt- 
gesundheitsorganisation WHO 
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Deutschland 

Die 

Männer 
hinter Hitler 


und die UNESCO. ... Der erste 
Direktor der WHO und eigentlich 
auch ihr ‘Schöpfer’ war der pro- 
minente kanadische Psychiater 
Dr. Brock Chisholm, ehemals Lei- 
ter des medizinischen Dienstes 
der kanadischen Armee. Von An- 
fang an hat die WHO durch Be- 
richte ihrer verschiedenen Exper- 
tenkomitees ... und durch weitrei- 
chende Aktivitäten ihrer 
psychiatrischen Abteilung, deren 
erster Direktor der britische Psy- 
chiater Ronald C. Hargreaves war, 
wesentlich zur weltweiten Psy- 
chiatrie beigetragen.“ 


Wie konnte es dazu kommen, daß 
sich heute junge Menschen in 
Deutschland einerseits als „Anti- 
faschisten“ bezeichnen, anderer- 
seits aber rassistische und malthu- 
sianische Angriffe gegen die Be- 
völkerung der dritten Welt 
unterstützen, oder den Golfkrieg 
mitsamt dem folgenden Embargo 
gegen den Irak, dem Hunderttau- 
sende von Menschen zum Opfer 
fielen? 


In England und Nordamerika 
wurde die Bewegung der „Ras- 
senveredlung“ (Eugenikbewe- 
gung) niemals aufgelöst. Noch 
während des Krieges wurden 
Schritte unternommen, um sie zu 
schützen und ihre Weiterexistenz 
zu sichern. So änderte man still- 
schweigend in den Namen der Or- 
ganisationen und Institutionen Be- 
zeichnungen wie „Eugenik“ in 
„Genetik“, oder „Bevölkerungs- 
kontrolle“ und „Sterilisation“ in 
„chirurgische Empfängnisverhü- 
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tung”. 


Die Organisation von Rees und 
Norman begann rasch mit der 
Umerziehung Deutschlands, der 
USA und anderer Länder. Dazu 
hielt sie kurz nach Kriegsende ei- 
ne Reihe von Psychiatriekonfe- 
renzen ab. Dr. Ernst Rüdin, der 
von der Rockefeller-Stiftung fi- 
nanzierte Eugeniker und Mitver- 
fasser der Nazi-Rassengesetze, 
wurde ohne viel Aufhebens wie- 
der in Amt und Brot gestellt und 
nahm an diesen frühen Konferen- 
zen teil. Allerdings standen bei 
der Verbreitung der Kollektiv- 
schuldthese andere Nazis mehr im 
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Vordergrund, deren Ruf weniger 
geschädigt war. 


So veranstaltete die World Federa- 
tion for Mental Health (WFMH) 
1951 in Hiddesen bei Detmold ei- 
ne Konferenz über „Gesundheit 


und menschliche Beziehungen“. - 


Die Konferenzleitung hatten John 
R. Rees und der Spezialist für Ju- 
gendkriminalität, Kinderpsychia- 
trie und Gruppentherapie Dr. Wer- 
ner Villinger, ein früheres Mit- 
glied der Gruppe T4. 1951 
gehörte er der Gruppe Erziehung 
der Öffentlichkeit an, die sich bei 
der Jahreskonferenz der WFMH 
in Brüssel traf. Auch an der „Kon- 
ferenz des Weißen Hauses über 
Kinder und Jugendliche“ in den 
USA nahm Villinger teil. 


1961 beschäftigte sich endlich die 
deutsche Staatsanwaltschaft mit 
Villinger; er wurde dreimal ver- 
nommen. Aber bevor ein Kriegs- 
verbrecherverfahren eröffnet wer- 
den konnte, stürzte er sich in der 
Nähe von Innsbruck von einem 
Berggipfel. Dennoch hatte Villin- 
ger erheblichen Einfluß auf die 
Neuordnung der psychiatrischen 
und psychologischen Berufe im 
Nachkriegsdeutschland. Seine 
Schüler und Assistenten setzten 
nach Villingers Freitod seine Ar- 
beit fort, als Psychiatrieprofesso- 
ren oder Mitarbeiter von For- 
schungseinrichtungen und Stan- 
desorganisationen - alles unter der 
Aufsicht von Rees. 


Huxley und 
die UNO 


Die Vereinten Nationen ent- 
wickelten sich auch in konzeptio- 
neller Hinsicht zunehmend zum 
Zentrum der malthusianischen Po- 
litik. Die Arbeit des Mitbegrün- 
ders und Generaldirektors der 
UNESCO, Sir Julian Huxley, ei- 
nes führenden Planers der briti- 
schen Eugenikbewegung, ist hier- 
für beispielhaft. 


Im Februar 1949 informierte die 
erste Broschüre der WFMH über 
die Generalkonferenz der UNES- 
CO, die im November 1948 in 
Beirut stattgefunden hatte. Über 
die Rede des scheidenden Gene- 
raldirektors Dr. Julian Huxley 
wird dort berichtet: 


„Huxley erwähnte besonders den 
Internationalen Psychiatriekon- 
greß vom August 1948 in London 
und sagte, als Ergebnis des Kon- 
gresses würden eine Reihe wich- 


tiger Studien zum ‘Projekt Span- 
nungen’ auch der UNESCO zur 
Verfügung gestellt. Auf dem Kon- 
greß seien enge Beziehungen zu 
der auf dem Kongreß gegründeten 
WFMH geknüpft worden. 


Das ‘Projekt Spannungen’ 
schließe umfangreiche Forschun- 
gen ein, Untersuchungen über den 
unterschiedlichen Charakter ver- 
schiedener nationaler Kulturen, 
Wertvorstellungen und Rechtssy- 
steme, ... die Einstellung der Be- 
völkerung eines Landes zu ihrer 
eigenen und anderen Nationen, 
moderne Erziehungstechniken, 
politische Wissenschaften, Philo- 
sophie, Psychologie, mit dem 
Ziel, eine Veränderung der Gei- 
steshaltungen zu bewirken und die 
Prozesse und Faktoren zu beein- 
flussen, die auftreten, wenn sich 
der menschliche Geist im Konflikt 
befindet; Untersuchungen über 
Einflüsse, die Menschen für inter- 
nationale Verständigung empfäng- 
lich machen, einerseits und ag- 
gressiven Nationalismus anderer- 
seits; die Vorbereitung einer 
Quellensammlung zur Beschrei- 
bung aller bereits erfolgten Unter- 
suchungen über ‘Spannungen’, 
die aus dem technischen Fort- 
schritt resultieren.“ 


Schon 1948, als sich die Nationen 
optimistisch um die fortgeschrit- 
tensten Technologien bemühten, 
untersuchten die Rassisten, wie 
man die Menschheit am besten 
demoralisieren und in die entge- 
gengesetzte Richtung ziehen 
könnte. 


Besonders die Kolonien (und heu- 
tigen Entwicklungsländer) wur- 
den Zielscheibe dieser Propagan- 
da. Sie sollten „verstehen“, wes- 
halb sie den Angelsachsen 
untergeordnet waren. Die UNES- 
CO eröffnete bald Büros im Na- 
hen und Fernen Osten, in Lateina- 
merika und Südasien, um „die Be- 
wahrung der Rohstoffe“ zu 
fördern - dabei war den Ländern 
die wirtschaftliche Entwicklung 
von den Kolonialherren ohnehin 
vorenthalten worden. 


Derselbe Sir Julian hatte nur we- 
nige Jahre früher geschrieben: „Es 
gibt sichere Anzeichen dafür, daß 
der Neger ein früheres Produkt 
der menschlichen Evolution ist als 
der Mongole oder Europäer, und 
daher muß damit gerechnet wer- 
den, daß er sich in körperlicher 
und geistiger Hinsicht weniger 
weit entwickelt hat.‘ In den tropi- 
schen Ländern „scheint die Selek- 


tionskraft zu schwach ausgeprägt 
zu sein, um die geistigen Qualitä- 
ten auf ein höheres Niveau zu 
bringen“. 


Damit war die Denkungsart der 
Eugenikbewegung der dreißiger 
Jahre, die Hitler an die Macht ge- 
bracht hatte, als „progressive 
Kraft“ wieder im Gespräch, 
während über die Massengräber 
der Opfer des von ihr verschulde- 
ten Zweiten Weltkriegs noch 
kaum Gras gewachsen war. 


„Die autoritäre 
Persönlichkeit“ 


Aber die Eugenikfanatiker brach- 
ten sich durch ihre Handlungen 
auch selbst in Gefahr. Es hätte ei- 
ne scharfe Gegenreaktion geben 
können, vor allem seitens derjeni- 
gen, die über ein ausgeprägtes ge- 
schichtliches Gedächtnis verfü- 
gen. Man ging das Problem direkt 
an: schon die Möglichkeit solcher 
Gedanken sollte verhindert wer- 
den. 


In ihrem Bulletin vom Dezember 
1950 berichtet die WFMH von ei- 
ner Konferenz, auf der General 
Rees das „deutsche Problem“ ana- 
lysierte, ohne auf die politische 
Geschichte oder strategische Hin- 
tergründe einzugehen. Rees stell- 
te die Frage: „Warum neigt die 
deutsche Gesellschaft dazu, ge- 
genüber ihren Nachbarn aggressi- 
ve Verhaltensweisen anzuneh- 
men?“ Und er gab auch gleich die 
Antwort: „Diese Entwicklung 
rührt daher, daß der Typus der 
“autoritären’ Familie, in der der 
Vater eine dominierende Rolle 
und die Frau eine unterwürfige 
Haltung angenommen hat, so vor- 
herrschend ist.“ 


Deutschland sei faschistisch ge- 
worden, weil es in der deutschen 
Durchschnittsfamilie eine zu star- 
ke Vaterfigur gab. Dies führte 
dann zur „autoritären Persönlich- 
keit“. 


Ein Buch mit genau diesem Titel, 
„Die autoritäre Persönlichkeit“, 
wurde noch im gleichen Jahr ver- 
öffentlicht. Seine Verbreitung trug 
wesentlich zur Meinungsbildung 
in der Nachkriegszeit bei. 


Für die Unverschämtheit, womit 
die Paten der Theorie der „auto- 
ritären Persönlichkeit“ der Welt 
ihre eigene Erklärung des Faschis- 
mus überstülpten, gibt es den tref- 
fenden jiddischen Begriff „Chuz- 


Der Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen sieht immer wieder zu, 
wie vor den Augen der Weltöf- 
fentlichkeit Völkermord began- 
gen wird. 


pe“: Chuzpe ist es, wenn ein 
Mann seine Eltern tötet, und dann 
den Richter um Milde bittet, weil 
er Waise ist. 


Das Buch „Die autoritäre Persön- 
lichkeit“ von Theodor W. Adorno 
u. a. wurde vom American Jewish 
Committee, der Organisation der 
Warburgs, herausgegeben. Das 
Hauptquartier des Komitees in 
New York trägt an seiner Stirnsei- 
te die Bezeichnung „Institut für 
menschliche Beziehungen“, was 
die Nähe zu General Rees’ Tavi- 
stock-Institut unterstreicht. 


1943 verpflichtete das Komitee 
unter der Leitung seines Präsiden- 
ten, Richter i. R. Joseph Proskau- 
er, eine Gruppe von Autoren 
der alten prokommunistischen 
„Frankfurter Schule“, welche da- 
mals in New York lebten. Sie soll- 
ten eine ganze Reihe von 
Büchern schreiben, die den Fa- 
schismus dadurch „erklärten“, 
daß sie alles mit ihm gleichsetz- 
ten, was westliche Denker bisher 
für zivilisiert und republikanisch 
gehalten hatten. 


Richter Proskauer war in den 
dreißiger Jahren der Hauptspre- 
cher gegen den Anti-Hitler-Boy- 
kott gewesen. Auf öffentlichen 
Veranstaltungen und in den Medi- 
en hatte er jahrelang diejenigen, 
die wie mein Vater Protestkund- 
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gebungen gegen die Nationalso- 
zialisten organisierten, als „Extre- 
misten“ und „Agitatoren“ be- 
schimpft. 


Unverfrorene und 
bösartige Lügen 


Ohne ein jüdisches „Mäntel- 
chen“ hätten Norman, Rees u. a. 
die unverschämten Sophismen 
des Buchs „Die autoritäre Per- 
sönlichkeit“ nie vorbringen kön- 
nen - auch wenn sie gerade mit 
solchen Juden zusammenarbeite- 
ten, die sich damit Schande ge- 
macht hatten, den Kampf der Ju- 
den gegen das Naziregime zu 
blockieren. 


In „Die autoritäre Persönlich- 
keit“ wurden unverfrorene und 
bösartige Lügen über das Wesen 
Gottes und des Menschen ver- 
breitet. Ein neues Dogma wurde 
geschaffen: Der Faschismus sei 
nicht etwa ein Verrat an den 
Idealen von Würde und Ver- 
nunft, wie sie das Deutschland 
eines Leibniz, Beethoven oder 
Schiller der Welt gegeben hatte, 
sondern vielmehr Ausdruck der 
deutschen Kultur. 


So heißt es in dem Buch: „Wenn 
Religion nur dem Zweck dient, 
das Bedürfnis nach einem ‘Rück- 
halt’ zu befriedigen, kann dies 
von allem geleistet werden, was 
dem einzelnen eine absolute Au- 
torität gibt, wie dem faschisti- 
schen Staat. Es ist sehr wahr- 
scheinlich, daß der Faschismus 
bei den deutschen Frauen dieselbe 
Rolle gespielt hat, die vorher 
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durch ihren Glauben an eine posi- 
tive Religion eingenommen wur- 
de. In psychologischer Hinsicht 
können faschistische Hierarchien 
eine verweltlichte Ersatzfunktion 
von kirchlichen Hierarchien dar- 
stellen. Es ist daher kein Zufall, 
daß der Faschismus sich vor allem 
in Süddeutschland mit seiner star- 
ken römisch-katholischen Traditi- 
on herausgebildet hat. 


Man stelle sich eine Frau vor, die 
Atheismus ablehnt, weil ‘ein 
atheistisches Begräbnis so kalt’ 
sei. Sie weist jeden Gegensatz 
zwischen Wissenschaft und Reli- 
gion kategorisch zurück, bezeich- 
net die Vorstellung eines solchen 
Gegensatzes als ‘böswillige Un- 
terstellung’ und projiziert damit 
ihr eigenes Unbehagen über die- 
sen Konflikt auf diejenigen, die 
ihn ansprechen. Das entspricht 
der geistigen Haltung des Nazis, 
der für die gesellschaftlichen 
Mißstände die Kritik an der So- 
zialordnung verantwortlich 
macht“, heißt es an anderer Stel- 
le. 


Das Buch „Die autoritäre Persön- 
lichkeit‘‘ wurde an den Universitä- 
ten zur „Bibel“ der Soziologie 
und anderer „Gesellschaftswissen- 
schaften“. Die Bibel des Judais- 
mus und des Christentums dage- 
gen wurde immer mehr in Verruf 
gebracht. 


Diejenigen, die an unumstößliche 
moralische Werte glauben, in Phi- 
losophie und Wissenschaft für 
Wahrheit eintreten und an der 
Heiligkeit und Unantastbarkeit 
menschlichen Lebens festhalten, 


werden heute als „Faschisten“ 
verunglimpft. 


Diese Mogelpackung des „Antifa- 
schismus“ wurde auch innerhalb 
des Judentums dazu benutzt, ex- 
trem rassistische und chauvinisti- 
sche Auffassungen zu stimulieren, 
die manchmal (wie etwa in der ra- 
dikalen Siedlerbewegung des 
Westjordanlands) ein paranoides 
Ausmaß annehmen. Die unsinni- 
ge, fatale Anschauung wurde ver- 
breitet, die Juden seien bloß von 
Feinden umgeben. Darüber hinaus 
wurde behauptet, das Christentum 
selbst sei inhärent antisemitisch 
und müsse daher gefürchtet und 
irgendwie unterdrückt werden. 


„Wir dürfen die Wahr- 
heit nicht verhehlen“ 


Diese und ähnliche Vorstellungen 
wurden etwa über die amerikani- 
sche Anti-Defamation League 
und verschiedene „antifaschisti- 
sche“ Netzwerke in Europa ver- 
breitet. Damit wurde ein Klima 
geschaffen, in dem es jederzeit zu 
Übergriffen gegen diejenigen 
kommen kann, die Elemente der 
malthusianischen und geopoliti- 
schen Doktrin angreifen, indem 
man die Gegner als antisemitisch 
brandmarkt. 


Das reiche kulturelle Erbe der Ju- 
den und ihr Beitrag zur 
hauptsächlich christlich geprägten 
europäischen Kultur - und beson- 
ders der deutschen - wurde ver- 
gessen. Diese Auslöschung der 
Geschichte war sicherlich ganz im 
Sinne der Nationalsozialisten, die 
das Christentum haßten, und der 
britischen Oligarchie, die das hu- 
manistische Deutschland verab- 
scheut und die Erinnerung daran 
(ebenso wie an das republikani- 
sche Amerika) aus dem Gedächt- 
nis tilgen will. 


Jetzt sind alle vernünftigen Men- 
schen gleichermaßen aufgerufen, 
Manifestationen malthusianisch- 
eugenischen Denkens, wie etwa 
das Programm der für September 
geplanten Weltbevölkerungskon- 
ferenz in Kairo, zu bekämpfen. 
Dabei können wir aus dem Wis- 
sen Mut schöpfen, daß der 
Mensch einen höheren Wert be- 
sitzt als jedes Tier. Wir dürfen die 
Wahrheit nicht verhehlen, auch 
nicht angesichts einer unvernünf- 
tigen und manipulierten Öffent- 
lichkeit. Das Leben aller Men- 
schen - auch das unserer Gegner - 
steht auf dem Spiel. m} 
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Vertrauliches 


Moslems verurtei- 


len UN-Bevölke- 
rungspolitik 

Der Widerstand gegen die geplan- 
te UN-Bevölkerungskonferenz hat 
unter sunnitischen und schiiti- 
schen Moslems so weit zugenom- 
men, daß auch führende ägypti- 
sche Institutionen davon nicht un- 
berührt bleiben. Ende Juli richtete 
der führende moslemische Intel- 
lektuelle Fahmy Howeidi einen 
Aufruf „an das Gewissen der 
Menschen in der arabischen und 
islamischen Welt“, der in der 
halbamtlichen ägyptischen Zei- 
tung „Al Ahram“ veröffentlicht 
wurde, in dem er die Ablehnung 
des Programms und der Ziele der 
Bevölkerungskonferenz forderte. 
Howeidi verurteilte das UN-Do- 
kument wegen der darin enthalte- 
nen Unterstützung der Abtreibung 
und sexuellen Freiheit für Jugend- 
liche und der Ablehnung des Er- 
ziehungsvorrechtes der Eltern. Er 
verurteilte auch den Versuch, 
Moslems durch die Wahl der Pa- 
kistanerin Nafis Sadik zur Konfe- 
renzleiterin für die Ziele der Kon- 
ferenz zu gewinnen. Howeidi warf 
westlichen Kreisen vor, sich für 
die Entvölkerung der dritten Welt 
einzusetzen. 


Zehn Tage später wurde berichtet, 
die iranische Regierung begrüße 
den Vorschlag des Vatikan, ge- 
meinsam gegen die UN-Konfe- 
renz vorzugehen. Nach einem 
Treffen zwischen dem vatikani- 
schen Nuntius und Mohammed 
Haschemi Rafsandschani in Tehe- 
ran erklärte letzterer nach Anga- 
ben der Zeitung „Abrar“ seine 
volle Bereitschaft zur Zusammen- 
arbeit und sagte, es gebe viele 
Wege der Zusammenarbeit zwi- 
schen religiösen Staaten, die sich 
nicht allein auf die Ablehnung der 
Abtreibung beschränkten. Der 
Krieg der Zukunft werde zwi- 
schen den religiösen und den ma- 
terialistischen Mächten stattfin- 
den, zitiert ihn die Zeitung. 


Am 10. Oktober erfolgte dann die 
langerwartete Stellungnahme der 
ägyptischen Universität Al Azahr, 
die als höchste Autorität in Glau- 
bensfragen gilt. Der Leiter des is- 
lamischen Forschungszentrums, 
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Scheich Gad al Haq, verurteilte 
das UN-Dokument wegen seiner 
Duldung freizügigen sexuellen 
Verhaltens, der Geburtenkontrolle 
und der Abtreibung. In der Stel- 
lungnahme der Universität heißt 
es, der Entwurf stehe im Gegen- 
satz zu islamischen Prinzipien wie 
der besonderen Bedeutung der Fa- 
milie und erlaube zudem Abtrei- 
bung in Fällen, die nicht vom is- 
lamischen Recht, der Scharia, ge- 
deckt seien. Mit derlei 
Vorschlägen verletze der Entwurf 
die moralischen Prinzipien, die al- 
le göttlichen Religionen verteidig- 
ten, und fördere Freizügigkeit und 
Seuchen, die durch Geschlechts- 
verkehr übertragen würden. 


Als Schlußfolgerung forderte das 
islamische Forschungszentrum al- 
le Teilnehmerstaaten der Konfe- 
renz auf, den Entwurf zu ändern, 
so daß nichts enthalten sei, was 
auch nur implizit der Scharia und 
den Grundsätzen anderer göttli- 
cher Religionen zuwiderlaufe und 
in den vergangenen Jahrhunderten 
in die moralischen Prinzipien der 
islamischen Nationen eingeflos- 
sen sei. oO 


Italiens Vize- 
premier über die 
„unsichtbare 
Oligarchie‘ 


Teile der italienischen Regierung 
sehen eine Verbindung zwischen 
dem internationalen Druck auf die 
italienische Währung und dem 
Versuch, die Regierung zu stür- 
zen. Der stellvertretende italieni- 
sche Ministerpräsident Giuseppe 
Tatarella machte dafür am 10. Au- 
gust in einem Interview mit der 
Turiner Tageszeitung „La Stam- 
pa“ die, wie er es nannte, „un- 
sichtbare Oligarchie“ verantwort- 
lich. Dazu zählt er Freimaurer, 
Geheimdienste, Opus Dei, die ita- 
lienische Zentralbank, Medioban- 
ca sowie Teile der ausländischen 
Presse. Tatsächlich fordern die 
„Financial Times“ und der „Eco- 
nomist‘““ seit Monaten die „Libera- 
lisierung“ der Wirtschaftspolitik 
der italienischen Regierung und 
die Privatisierung der „staatlich 
dominierten“ Wirtschaft des Lan- 
des. 


Auf die Frage, ob er ein Anhänger 
von Verschwörungstheorien sei, 
antwortete Tatarella: „Nichts ge- 
schieht zufällig. Ich bin über- 
zeugt, daß einige wenige versu- 


chen, das Schicksal vieler zu be- 
stimmen. Das ist Geschichte. Die 
Oligarchie hat immer versucht, 
die direkte Demokratie, die Bür- 
ger, zu beherrschen. Wir werden 
das nicht hinnehmen.“ 


Die Bedeutung 
von Solschenizyns 
Ankunft in 
Moskau 


Die Ankunft Alexander Sol- 
schenizyns in Moskau, über die in 
den Medien groß berichtet wurde, 
markiert einen entscheidenden 
Phasenwechsel in der politisch- 
kulturellen Landschaft Rußlands. 
Ein erstes Anzeichen dafür war 
die plötzliche Kehrtwendung der 
staatlichen russischen Medien, die 
Solschenizyn zuerst weitgehend 
totgeschwiegen hatten. Nomen- 
klaturavertreter wie der Moskauer 
Bürgermeister Luschkow, die Sol- 
schenizyn vorher demonstrativ 
gemieden hatten, zeigten sich jetzt 
übereifrig, mit ihm zusammen in 
der Öffentlichkeit aufzutreten. 
Und Präsident Boris Jelzin lud ihn 
zu einer Zusammenkunft ein, 
nachdem er bereits überraschend 
eine Ausstellung des Malers Ilja 
Glasunow besucht hatte, der als 
Exponent der geschichtlichen 
Mission Rußlands als „Drittes 
Rom“ gilt. 


In seiner ersten Rede nach der 
Ankunft kritisierte Solschenizyn 
mit harten Worten die Wirt- 
schaftspolitik der Regierung Jel- 
zin und ihre verheerenden gesell- 
schaftlichen, moralischen und de- 
mographischen Auswirkungen. 
Sein neuster Essay „Die russische 
Frage am Ende des 20. Jahrhun- 
derts“ wurde in der Juli-Ausgabe 
des Magazins „Nowy Mir“ veröf- 
fentlicht, das in einer Millionen- 
auflage erscheint. 


Der Phasenwechsel könnte sich 
bis zum Herbst zu einem politi- 
schen Richtungswandel verfestigt 
haben, wobei noch offen ist, ob 
sich dieser mit oder ohne Jelzin 
vollziehen wird. Im Juni 1994 war 
die Industrieproduktion in Ruß- 
land gegenüber 1989 um die Hälf- 
te zurückgegangen. Industrieinve- 
stitionen sind seit Januar 1992 um 
über 60 Prozent gefallen. 


Gleichzeitig mit der Ankunft Sol- 
schenizyns entschied sich die russi- 
sche Führungselite ebenfalls, den 
Film „Die große Verbrecherrevolu- 


tion in Rußland‘ von Stanislaw 
Goworuchin nicht länger zu unter- 
drücken. Goworuchin ist Mitglied 
der Staatsduma und führender Be- 
rater der Opposition zu Jelzin um 
den früheren Vizepräsidenten Ruz- 
koi. Solschenizyn war von Go- 
woruchin eingeladen worden, im 
Oktober vor der Duma zu spre- 
chen. In seinem Film schildert Go- 
woruchin, wie Rußland zunächst 
unter Gorbatschow und dann wei- 
ter unter Jelzin von der habgierigen 
und korrupten exkommunistischen 
Nomenklatura regiert wird. Auf- 
grund seines ausgeprägten Feinge- 
fühls, woher der politische Wind in 
Zukunft wehen könnte, war Mich- 
ail Gorbatschow selbst bei der 
Moskauer Premiere von Goworu- 
chins Film anwesend. 


Ukrainische 
Wirtschaft bricht 
zusammen 


In seiner Antrittsrede am 19. Juli 
setzte der neugewählte ukraini- 
sche Präsident Leonid Kutschma 
den Ton für die kommende „Wirt- 
schaftsunion‘“ mit Rußland. „Poli- 
tischer Romantizismus und politi- 
sche Euphorie“ würden nun, so 
erklärte er, durch „Realismus, 
konkrete Vorhaben und Pragma- 
tismus“ ersetzt. Dies sind Euphe- 
mismen für die wachsende Unter- 
ordnung der Ukraine unter das 
politische Diktat Moskaus. In Zu- 
kunft genössen die Beziehungen 
zu Rußland und den anderen 
GUS-Staaten Vorrang. Diese 
Staaten seien die „engsten Part- 
ner“ des Landes. Darüber hinaus 
kündigte Kutschma an, Russisch 
werde neben dem Ukrainischen 
zur offiziellen Landessprache er- 
klärt. 


In der Ukraine vollzieht sich ge- 
genwärtig der gravierendste Zu- 
sammenbruch der Industriepro- 
duktion in der modernen Wirt- 
schaftsgeschichte. Die industrielle 
Gesamtproduktion fiel im ersten 
Halbjahr 1994 um 40 Prozent, oh- 
ne daß ein Ende abzusehen ist. In 
den Schlüsselbereichen ergibt sich 
folgendes Bild: Maschinenbau 
- 72 Prozent, Traktoren -64 Pro- 
zent, Stahlröhren -64 Prozent, Au- 
tomobilindustrie -30 Prozent, 
Farbfernsehgeräte -63 Prozent, 
Elektrogeräte -65 Prozent. Die 
Fleisch- und Milchproduktion 
sarık jeweils um 30 Prozent. Die 
Geschwindigkeit des Kollapses 
hat sich in den Sommermonaten 
noch weiter beschleunigt. Um 


Lwow und in anderen ukraini- 
schen Regionen ist die Produktion 
vollständig eingestellt worden. 
Alle Betriebe wurden für die 
Sommermonate geschlossen und 
die Arbeitnehmer nach Hause ge- 
schickt. Erst am 1. September sol- 
len sie die Arbeit wieder aufneh- 
men. 


Rußlands 
Offensive in Asien 


Die russische Regierung hat eine 
umfangreiche diplomatisch-politi- 
sche Offensive in Asien begon- 
nen. Gegenwärtig laufen Vorbe- 
reitungen für den Staatsbesuch 
des chinesischen Präsidenten und 
KP-Generalsekretärs Jang Zemin 
in Moskau im September. Chinas 
Verteidigungsminister Chi Haoti- 
an beendete soeben einen Ruß- 
landbesuch. 


Vom 29, Juni bis 2. Juli hielt sich 
Indiens Ministerpräsident Nara- 
simha Rao in Rußland auf. Die in- 
dische Presse betonte, der Besuch 
stelle die frühere Sonderbezie- 
hung zwischen Rußland und Indi- 
en wieder her, die besonders seit 
den letzten Amtsjahren Gorbat- 
schows gelitten habe. Die Wirt- 
schafts- und Verteidigungsbezie- 
hungen wurden durch elf Abkom- 
men untermauert. In der 
gemeinsamen Erklärung wird be- 
tont, daß beide Länder als „multi- 
nationale Staaten“ der jeweiligen 
„Integrität und Einheit“ höchste 
Priorität beimessen. Bei der Un- 
terzeichnungszeremonie hob Prä- 
sident Jelzin mehrfach die enge 
Freundschaft der beiden Staaten 
zur Zeit der Sowjetunion hervor 
und rief dazu auf, diese engen Be- 
ziehungen wieder aufleben zu las- 
sen. 


Ende Juli war eine hochrangige 
indische Delegation in Moskau, 
um neue Waffengeschäfte zu kon- 
kretisieren. Rußland verkauft den 
neuen Suchoi-34-Kampfbomber, 
der bei den russischen Luftstreit- 
kräften noch gar nicht eingesetzt 
wurde, an Indien. Gleichzeitig be- 
richten Experten, die Hochtechno- 
logie-Kooporation zwischen Indi- 
en und China sei viel fortgeschrit- 
tener, als öffentlich zugegeben 
werde. 


Auch der Ministerpräsident Viet- 
nams und der Präsident Südkoreas 
waren zu Gast in Moskau. Bezeich- 
nend ist ebenfalls, daß der russi- 
sche Außenminister Andrei Kosyr- 


ew auch Nordkorea als „nahes 
Ausland“ bezeichnet hat. D 


Auf der Hut vor 
britischer ‚‚Char- 
me-Offensive““ 


Das britische Establishment ist 
dabei, sich auf die veränderte stra- 
tegische Situation auf dem 
europäischen Kontinent einzustel- 
len, die sich vor allem im Zusam- 
menhang mit dem Deutschlandbe- 
such des amerikanischen Präsi- 
denten Clinton ergeben hat - ohne 
dabei allerdings die politische 
Ausrichtung wirklich zu ändern. 
Gegenwärtig zeigt sich dies vor 
allem in einer „Charme-Offensi- 
ve“ in Richtung Frankreich. Dabei 
strebt das britische Establishment 
ein Aufleben der Entente Cordiale 
mit Frankreich an, um ein Gegen- 
gewicht zu den aufgewerteten 
deutsch-amerikanischen Bezie- 
hungen und der gefestigten 
deutsch-französischen Allianz 
aufzubauen. Eine andere „Char- 
me-Offensive“ richtet sich auf 
Rußland. Über unterschiedliche 
Kanäle signalisiert die britische 
Regierung der Moskauer 
Führung, anders als die USA sei 
England bereit, flexibel auf die 
neoimperialen Ansprüche Ruß- 
lands zu reagieren. Zusätzlich 
werden antiamerikanische Ten- 
denzen in Rußland gefördert, um 
gegenüber den USA über eine 
„russische Karte“ zu verfügen. 
Dabei kommt dem für Oktober 
dieses Jahres geplanten Besuch 
der britischen Königin Elisabeth 
H. entscheidende Bedeutung zu. 


Die Hauptströmung des britischen 
Establishments ist derzeit mit der 
gegen Clinton gerichteten Propa- 
ganda, wie sie vom „Daily Tele- 
graph“ und anderen Hollinger- 
Zeitungen ausgegangen war, un- 
zufrieden, da sie Nachteile für 
England befürchten. In diesem 
Zusammenhang ist auf- 
schlußreich, daß die einflußreiche 
Brokerfirma Cazenove kürzlich 
die Geschäftsvertretung des „Dai- 
iy Telegraph“ niederlegte. 


Soll Irak-Embar- 
go den Olpreis 
retten? 


Trotz Gegendrucks von Rußland, 
Frankreich und China entschied 
der UN-Sicherheitsrat letzte Wo- 
che, das Embargo gegen den Irak 


um zwei Monate zu verlängern. 
Da der Irak alle Bedingungen der 
relevanten UN-Resolutionen er- 
füllt hat, ist die Entscheidung of- 
fensichtlich rechtswidrig. Als 
tatsächlichen Grund nannte der 
stellvertretende irakische Außen- 
minister Tarik Asis wiederholt 
den internationalen Ölpreis. 


Diese Vermutung bestätigen Be- 
richte in „Le Monde“ und dem 
„Wall Street Journal“ nach dem 
letzten Treffen des Sicherheitsrats. 
Beide zitieren einen namentlich 
nicht genannten hohen Beamten 
des US-Außenministeriums, der 
vor Journalisten in Paris äußerte, 
die USA wollten den Ölpreis hoch 
halten. Wenn von einer irakischen 
Produktion von 1,5 bis 2 Millionen 
Barrel täglich etwa sechs Monate 
nach Beendigung des Embargos 
sowie 3 Millionen nach 18 Mona- 
ten ausgegangen wird, könnte dies 
den Ölpreis um 40 Prozent senken, 
so der Beamte. Das bedeutete „ei- 
ne Katastrophe für die wichtigsten 
regionalen Alliierten, Kuwait und 
Saudi-Arabien im besonderen“, 
vom britischen Nordseeöl ganz zu 
schweigen. 


Der Verlust an Menschenleben 
durch die fortbestehenden Sank- 
tionen ist erschreckend. In den 
letzten vier Jahren gab es nach 
verläßlichen Schätzungen bis zu 
einer Million Opfer im Irak als 
Konsequenz des Embargos. Ruß- 
land, Frankreich, China, die Tür- 
kei, Italien und andere OECD- 
Staaten haben große Handelsver- 
träge für die Zeit nach dem 
Embargo geschlossen, die jetzt 
weiter blockiert sind. oO 


>) . 
Banca d’Italia 
. 
und die 
. “ 
Regierungskrise 
[} . 
in Italien 
Hauptaugenmerk der internationa- 
len Medien war die Konfrontation 
zwischen Ministerpräsident Silvio 
Berlusconi und den Mailänder 
„Antikorruptions“-Staatsanwäl- 
ten, die am 16. Juli fast zum Sturz 
der Koalitionsregierung führte. 
Die wahren Gründe für die politi- 
sche Unruhe in Italien lassen sich 
jedoch besser an der Auseinander- 
setzung zwischen der Regierung 
Berlusconi und der Banca d’Italia 


ablesen, die von den Medien weit 
weniger beachtet wurde. 


Am 3. Juli gab die Regierung be- 


kannt, daß die Direktoren der 
Zentralbank zukünftig nicht mehr 
von der Bank selbst, sondern von 
der Regierung ausgewählt wür- 
den. Damit sollte konkret die No- 
minierung des neoliberalen Tom- 
maso Padoaschioppa zum stell- 
vertretenden Leiter der Bank 
verhindert werden. Der stellver- 
tretende Fraktionsvorsitzende von 
Berlusconis Forza Italia, Pietro di 
Muccio, forderte am 4. Juli, die 
Zentralbank unter die verfas- 
sungsmäßige Aufsicht des Parla- 
ments zu stellen: „Die Verfassung 
autorisiert die Zentralbank nicht 
.. zur Schaffung und Regulierung 
der Währung, die Zentralbank übt 
eine Macht aus, mit der niemand 
(das heißt die verfassungsmäßige 
Regierung) konkurriert.“ m) 


Frankreich und 
Sudan wollen 


Algerien 
stabilisieren 


Frankreichs Innenminister Char- 
les Pasqua nimmt für sich in An- 
spruch, höchstpersönlich die 
Auslieferung des im Sudan fest- 
genommenen Terroristen Rami- 
rez Sachez alias Carlos bewerk- 
stelligt zu haben. Damit will er 
seine Startchancen bei den im 
Mai 1995 anstehenden französi- 
schen Präsidentschaftswahlen 
verbessern. Die strategischen 
Überlegungen hinter der „Car- 
los-Affäre“ betreffen von franzö- 
sischer Seite vor allem die Lage 
in Algerien. In Frankreich 
scheint man fest entschlossen, 
eine blutige Zusammenbruchs- 
krise in Algerien und damit auch 
eine Flüchtlingswelle nach 
Frankreich zu verhindern. Bei 
der Stabilisierung Algeriens, so 
kalkuliert man, könne der Sudan 
eine entscheidende Rolle spie- 
len. 


Der einflußreiche Führer der Su- 
danesischen Islamischen Front, 
Hassan Al-Turabi, verfügt über 
langjährige Verbindungen zur 
Führungsriege der algerischen 
islamischen Heilsfront (FIS) und 
gleichzeitig über Kontakte zu 
einflußreichen französischen po- 
litischen und Nachrichtendienst- 
kreisen noch aus seinen Studien- 
jahren an der Sorbonne. Seit ei- 
niger Zeit versucht Turabi 
zwischen der FIS und der fran- 
zösischen Regierung sowie der 
algerischen Militärregierung zu 
vermitteln. 
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Zu guter Letzt 


Ciintons Werte- 
wandel gegenüber 
Deutschland und 
Kontinentaleuropa 


Präsident Clinton hat eine 
grundsätzliche Neubewertung der 
amerikanischen Politik gegenüber 
Deutschland und Kontinentaleuro- 
pa vollzogen. Bei seinen Besu- 
chen in Bonn und Berlin sprach 
der Präsident von einer neuen, 
„einzigartigen Beziehung“ zu 
Deutschland. Diese „deutsch- 
amerikanische Partnerschaft“, so 
Clinton, sei erforderlich, da „so 
viele unserer Herausforderungen 
an den Osten Deutschlands gren- 
zen. Wie werden wir in Mittel- 
und Osteuropa vorgehen? Wie 
werden sich unsere Beziehungen 
zu Rußland gestalten? ... Die USA 
teilen in dieser Hinsicht mit 
Deutschland eine unmittelbarere 
und greifbarere Besorgnis als mit 
unseren anderen europäischen 
Freunden.“ 


Der „Guardian“ kommentierte: 
„Gestern hat Präsident Clinton die 
Sonderbeziehung der USA zu 
England endgültig beendet und 
statt dessen Deutschland eine ein- 
zigartige Partnerschaft mit der 
führenden Weltmacht bei der 
Schaffung eines vereinigten Euro- 
pas vom Atlantik bis zum Ural 
angeboten. ... Präsident Clinton 
verkleinerte die Sonderbeziehun- 
gen zwischen den USA und Eng- 
land zu einer eher sentimentalen 
Bindung an das Mutterland.“ 


Sir James Goldsmith äußerte sich 
weniger zurückhaltend: Jetzt 
müßten Frankreich und England 
ihre Beziehungen ausbauen, 
um der sich abzeichnenden 
„deutsch-amerikanischen Achse“ 
etwas entgegensetzen zu können. 
Er ereiferte sich über Clintons 
„erstaunlichen Mangel an Ge- 
schichtsbewußtsein“, der zum „er- 
staunlichen Mangel an Weisheit“ 
hinzukomme. 


Goldsmith gehört zum Vorstand der 
Hollinger-Verlagsgruppe, die über 
enge Verbindungen zum britischen 
Geheimdienst verfügt und seit Mo- 
naten einen vehernenten Propagan- 
dafeldzug gegen Clinton führt. 
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Frankreich erteilt 
England eine 
Absage 


Frankreichs Staatspräsident und 
die französische Regierung haben 
die qualitative Aufwertung der 
amerikanisch-deutschen Bezie- 
hungen positiv aufgenommen. 
Dies kam auch in der Beteiligung 
deutscher Soldaten an der Parade 
zum 14. Juli und der Anwesenheit 
Helmut Kohls zum Ausdruck. Of- 
fenbar versteht man in Paris, daß 
Clinton auf eine Aufwertung der 
Beziehungen zu Kontinentaleuro- 
pa insgesamt abzielt. 


Der britische „Independent“ 
mäkelte am 15. Juli: „Während 
deutsche Soldaten gestern durch 
Paris rollten, schlugen die Veran- 
stalter der alljährlichen Militärpa- 
rade ein Angebot der Royal Air 
Force aus, sich an den begleiten- 
den Demonstrationsflügen zu be- 
teiligen. Die RAF hatte angebo- 
ten, Tornados zu entsenden. Die 
französischen Behörden hatten 
dies vor vier Monaten abgelehnt. 
... Die Entscheidung erfolgte vor 
dem Hintergrund sich verschlech- 
ternder Beziehungen zwischen 
London und Paris.“ 


Zudem beklagt der „Independent“ 
die unangemessene Behandlung 
Englands während der Feierlich- 
keiten zum „D-Day“ in der Nor- 
mandie. Die Königin habe sich im 
privaten Kreis darüber mokiert, 
daß die Rolle der USA 1944 über- 
trieben, die britische jedoch igno- 
riert worden sei. Mitterrand habe 
Präsident Clinton größere Auf- 
merksamkeit gewidmet als der 
Queen. D 


Mehr zum 
Paradigmawandel 
bei der Deutschen 
Bank 


Mehrfach warnten wir vor einem 
ominösen Paradigmawandel in der 
Chefetage der Deutschen Bank, 
wobei die Spekulation mit hoch- 
riskanten Derivaten und ähnlichen 
„Finanzinnovationen“ an die Stel- 
le traditioneller Firmenkredite an 
Mittelstands- und Großunterneh- 
men getreten ist. 


Der neue Präsident der Deutschen 
Bank North America, John Rolls, 
deutete an, daß New York ein 


wichtiges internationales „Pro- 
fitzentrum“ der DB werden wird; 
explizit sollen Derivate in der 
neuen Strategie die wichtigste 
Rolle einnehmen. New York soll 
das globale Zentrum für Derivat- 
aktivitäten der DB-Gruppe im 
Währungsbereich werden. Die 
Bank hat für ihre New Yorker 
Operationen ein umfangreiches 
Verkaufsteam mit astronomischen 
Gehältern von der Citicorp abge- 
worben. 


USA halten 
Balkankrieg für 
wahrscheinlich 


US-Verteidigungsministerium wie 
CIA nehmen an, daß ein großer 
Krieg Kroatiens und Bosniens ge- 
gen Serbien wahrscheinlich im 
Spätsommer oder Frühherbst aus- 
brechen wird. Diese Einschätzung 
wurde offensichtlich durch die 
Entscheidung, mit CIA-Flugzeu- 
gen bemannte und unbemannte 
Aufklärungsflüge von Basen in 
Kroatien aus durchzuführen. Über 
die Entscheidung berichtete 
„Aviation Week“. Bisher wurden 
Aufklärungsflüge des CIA von 
geheimen Basen in Albanien aus 
durchgeführt. 


Faschismus in 
der Welt ‚nach 
dem Crash‘ 


Teile der Eliten in den USA und 
Großbritannien sehen, daß ein Fi- 
nanzkrach unvermeidbar ist, und 
arbeiten jetzt an Optionen für die 
Zeit nach dem Crash. Typisch für 
diese Gruppe ist Edward Luttwak 
von der Georgetown-Universität, 
der eine faschistische Reorganisa- 
tion der westlichen Gesellschaften 
vorhersagt. 


Für die April-Ausgabe der „Lon- 
don Review of Books“ schrieb 
Luttwak einen Artikel mit dem 
Titel „Warum Faschismus die 
Welle der Zukunft ist“. Darin be- 
hauptet er, die „Globalisierung“ 
und der „unregulierte Kapitalis- 
mus“ hätten sich konkurrenzlos 
durchgesetzt, gleichzeitig aber ei- 
ne massive „Entwurzelung“ und 
einen deutlich gesunkenen Le- 
bensstandard für Angestellte be- 
ziehungsweise Angehörige der 
Mittelklasse in den Industrielän- 
dern mit sich gebracht. Die Folge 
sei weitverbreitete ökonomische 
„Unsicherheit“. Weder die 


„gemäßigte Rechte“ noch die 
„gemäßigte Linke“ hätten auf die 
Ängste dieser sozialen Schicht ei- 
ne Antwort zu bieten. 


„So besteht ein riesiges politi- 
sches Vakuum. ... Dieser Raum 
wurde in den USA für kurze Zeit 
von den Wahlabenteuern Ross 
Perots 1992 und wird unter den 
besonderen Bedingungen in Ruß- 
land durch die bizarren Exzesse 
Schirinowskis besetzt. ... Dieser 
Raum steht für eine faschistische 
Partei mit aufpoliertem Image of- 
fen, die sich der Verbesserung der 
persönlichen ökonomischen Si- 
cherheit der breiten Masse ... ver- 
schrieben hat. Eine solche Partei 
könnte ebenso frei von Rassismus 
sein wie die von Mussolini bis 
zum Beginn der Allianz mit Hit- 
ler, denn ihr wirkliches Kapital 
wäre korporativistisch. ... Man 
muß nicht das deutsche Wort ‘Ge- 
meinschaft’ buchstabieren kön- 
nen, um einzusehen, wie der heu- 
tige Kapitalismus auf den Faschis- 
mus zusteuert.“ 


Nigerianische 
Elite opponiert 
gegen IWF-Politik 


Die Regierung Nigerias unter Ge- 
neral Mashoud Abacha schlug im 
Juni einer einflußreichen Gruppe 
in London und Washington ein 
Schnippchen, die den neoliberalen 
Millionär und Geschäftsmann Sa- 
ni Abiola an die Macht bringen 
wollte. Heute läuft gegen die Re- 
gierung eine Streikwelle in der le- 
benswichtigen Ölindustrie, hinter 
der politische Ziele stecken. Die 
aus USA/England unterstützte 
„Demokratiebewegung“ Abiolas 
will Nigeria unregierbar machen. 
Der Generalsekretär des Com- 
monwealth, Häuptling Anyaoku, 
nutzte seinen Nigeria-Besuch Mit- 
te Juli, um sich über diesen „Man- 
gel an Demokratie“ zu beschwe- 
ren. 


Die umfassende Dokumentation über Hintergründe zur 
Geschichte von Krieg und Revolutionen. Die Autoren haben 
sich eingehend mit dem internationalistischen Netzwerk 
beschäftigt, das die Welt regiert. 
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»Der Orden des 
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Karl Heise 
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Leon de Poncins 
»Hinter den 
Kulissen der 
Revolution« 
Konrad Lerich 
»Der Tempel der 
Freimaurer« 
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